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Weichen auf Straße gestellt 

Der Güterverkehr legt zu und wird auf die Straße 
verlagert. Auch die DB scheint kein Interesse daran 
zu haben, ihn auf die Schiene zu bringen. 
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Vorreiterrolle 

Der 22. SDAJ-Bundeskongress beschloss eine 
bundesweite antimilitaristische Kampagne „Stop 
Wars - Gemeinsam gegen ihre Kriege“. 
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Thema der Woche 


Ostermärsche 

Am kommenden Wochenende finden in vie¬ 
len bundesdeutschen Städten die traditio¬ 
nellen Ostermärsche statt. Der Ostermarsch 
Ruhr gehört zu den größten seiner Art. Sie 
wenden sich gegen Bundeswehreinsätze im 
Ausland und stellen sich gegen die imperia¬ 
listische Kriegspolitik der USA, Deutschlands 
und der NATO. Sie werben für ein Ende des 
Krieges in Syrien und fordern als Sofortmaß¬ 
nahme von der Bundesregierung die Zurück¬ 
nahme aller Genehmigungen für Rüstungs¬ 
exporte in den Nahen und Mittleren Osten. 
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Gegen die Fluchtursache Krieg 

Ostermärsche 2016 


Nur noch 
14 Wochen 
bis zum 
UZ-Pressefest 
2016! 

Weitere Infos findet ihr auf der 
neuen und fortlaufend aktua¬ 
lisierten Pressefest-Seite unter 

uz-pressefest.de 

Außerdem suchen wir drin¬ 
gend: 

★ Genossinnen und Genossen, 
die bereits einige Tage vordem 
Fest in Dortmund und Umge¬ 
bung unsere Werbekampagne 
unterstützen möchten 

★ Helferinnen und Helfer für 
unsere Informationsstände 
und den mobilen Verkauf der 
UZ und der Soli-Buttons auf 
dem Pressefest. 

Etwa 75 Schichten ä 3 Stunden 
müssen wir besetzen, um diese 
Ziele erreichen zu können. 

Bitte sagt perTelefon oder Mail 
Bescheid, ob und in welchem 
zeitlichen Umfang ihr auf dem 
Pressefest das Agitationsteam 
unterstützen könnt. 


A uch in Syrien ist die deutsche 
Regierung seit Anfang des 
Jahres Kriegspartei. Tausen¬ 
de werden während der Ostertage in 
80 Städten gegen alle Kriegseinsät¬ 
ze der Bundeswehr demonstrieren. 
Die Fluchtursache Krieg bekämpfen, 
das ist die zentrale Forderung in den 
Ostermarsch-Aufrufen. Die Sehn¬ 
sucht nach Entspannungspolitik und 
zivilen Lösungen ist unübersehbar. 
83 Prozent der Menschen sagen in ei¬ 
ner Emnid-Umfrage „Nein“ zum Rüs¬ 
tungsexport. 

Wir Ostermarschiererlnnen geben 
ihnen Gesicht und Stimme. Das ande¬ 
re, das friedliebende Deutschland wird 
für ein paar Tage in den Medien sicht¬ 
bar sein. Deswegen kommt es auf je¬ 
den von uns an, dabei zu sein und un¬ 
sere Freundinnen, Kolleginnen, Nach¬ 
barinnen und Familien mitzunehmen. 
Denn jede/r zählt: für uns selber und 
für unsere Freundinnen im In- und 


Ausland. Wir sind die Mutmacherln- 
nen gegen Rassismus, die menschen¬ 
verachtende Kriegs- und Flüchtlings¬ 
politik der Regierung und der ökono¬ 
misch und militärisch Mächtigen. Krieg 
und die Ausbeutung der Menschen und 
ihrer Ressourcen spült Höchstprofite 
in die Taschen der Reichen und ver¬ 
treibt die Bewohner aus ihrer Heimat. 

Für eine neue Entspannungspoli¬ 
tik, eine gerechte Weltordnung, den 
Stopp der Rüstungsexporte, gegen 
die weitere Aufrüstung der Bundes¬ 
wehr mit zusätzlichen 130 Mrd. Euro 
unserer Steuergelder statt Gelder für 
Bildung, Wohnen und Soziales, ge¬ 
gen die Entwicklung und den Ein¬ 
satz von Kampf dröhnen, für die Äch¬ 
tung atomarer Waffen, ihren Abzug 
aus Deutschland, gehen wir auf die 
Straßen. 

Erst vor einen Monat, am 
27. März, demonstrierten in London 
60 000 Menschen gegen die Erneue¬ 


rung der Atomwaffen Großbritanni¬ 
ens. Eine gute Verbindung, denn die 
Tradition der Ostermärsche begann 
am 7. April 1958 in London mit dem 
Ruf: „Verbietet die Bombe!“ Fünf Jah¬ 
re nach Fukushima rufen wir die ato¬ 
mare Gefahr zum wiederholten Mal 
ins Gedächtnis. 

Verbündet haben sich hunderte 
Friedens-, Antifa-, Flüchtlingsinitia¬ 
tiven mit Gewerkschafterlnnen und 
fortschrittlichen Vertreterinnen aus 
Kirchen und Parteien zu den jetzt 
schon 56. Ostermärschen in Deutsch¬ 
land. Als Rednerlnnen haben sich 
langjährige und neu Friedensbeweg¬ 
te bereit erklärt. Erfreulich, dass in 
Essen Petra Hinz, SPD-MdB, und in 
Stuttgart Roman Zitzeisberger, IG- 
Metall-Bezirksleiter, sprechen wer¬ 
den. Der ver.di-Bezirksvorstand Süd¬ 
holstein ruft, „als natürlicher Teil der 
Friedensbewegung“, seine Mitglieder 
zum Mitmarschieren auf. 


Angesichts der Wahlergebnisse 
der AfD, der 500 Brandanschläge auf 
Flüchtlingsunterkünfte, des abscheuli¬ 
chen Menschenhandels der deutschen 
mit der türkischen Regierung, der völ¬ 
lig unzulänglichen Unterbringung, 
Versorgung und Betreuung der zu uns 
geflohenen Menschen und der gleich¬ 
zeitig steigenden Rekorddividenden 
der DAX-Unternehmen - nur ein klei¬ 
nes Indiz für den vorhandenen Reich¬ 
tum - gibt es überreichlich Gründe, 
auch in diesem Jahr an Ostern wieder 
gemeinsam auf die Straßen zu gehen. 
Was Frontex und die Nato-Schiffe im 
Mittelmeer tatsächlich treiben, wie die 
türkischen Bündnispartner der deut¬ 
schen Regierung mit ihrer kurdischen 
Bevölkerung und der Opposition um¬ 
gehen, mit welchen Methoden die Au¬ 
ßengrenzen der EU „geschützt“ wer¬ 
den sollen, das alles können wir nicht 
ruhig zu Hause abwarten. 

Anne Rieger 


Weitere Infos findet ihr auf der 
neuen und fortlaufend aktua¬ 
lisierten Pressefest-Seite unter 


uz-pressefest.de 



Ostermarsch-Termine 

www.ostermarsch-info.de 


Ein schändlicher Pakt 

Am Sonntag trat das Flüchtlingsabkommen der EU mit der Türkei in Kraft 


Die EU hat einen „schändlichen Pakt“ 
mit dem Despoten Erdogan geschlos¬ 
sen, so Sevim Dagdelen (MdB, „Die 
Linke“) am 19. März. 

EU und Türkei einigten sich be¬ 
kanntlich auf dem Gipfel in der ver¬ 
gangenen Woche darauf, dass alle 
Flüchtlinge, die ab dem 20. März „ir¬ 
regulär“ nach Griechenland kommen, 
nach Einzelfallprüfung und Eilver- 
fahren in Griechenland zurück in die 
Türkei geschickt werden sollen. Nur 
Menschen, die nachweisen könnten, 
dass sie in der Türkei nicht sicher sind, 
sollen bleiben dürfen. Was „nicht si¬ 
cher“ bedeutet, ist unklar. Die EU will 


Griechenland in dieser Zeit mit Geld 
und Personal - Richtern, Sachbear¬ 
beitern und Dolmetschern - „helfen“. 

Voraussetzung für die Rückfüh¬ 
rung in die Türkei sei, dass die Tür¬ 
kei alle Flüchtlinge entsprechend der 
Genfer Konvention behandelt. Das 
habe die Türkei beim Gipfel zugesagt, 
so Bundeskanzlerin Merkel. Nur: Die 
Genfer Flüchtlingskonvention hat in 
der Türkei nur eingeschränkte Gültig¬ 
keit. Warum sollte sich das jetzt än¬ 
dern? 

Jan Körte, stellvertrender Vorsit¬ 
zender der Bundestagfraktion der 
Partei „Die Linke“, dazu am Montag: 


„Die Türkei hat weder die Genfer 
Flüchtlingskonvention vollständig ak¬ 
zeptiert, noch ist das Land sicher. Im 
Gegenteil: Erdogan ist dabei, den Bür¬ 
gerkrieg mit den Kurden im eigenen 
Land eskalieren zu lassen. Flüchtlinge 
sind bei Erdogan nicht einmal vor Ab¬ 
schiebung nach Syrien sicher.“ 

Die Türkei erhält für syrische 
Flüchtlinge zunächst die bereits zuvor 
zugesagten drei Milliarden Euro, bis 
2018 weitere drei Milliarden. In einem 
Beitrag auf kontext.tv (21.3.) heißt 
es dazu: „Drei bzw. sechs Milliarden 
Euro für fast drei Millionen Geflüch¬ 
tete sind vollkommen unzureichend. 


Allein 400 000 syrische Kinder leben 
schon jetzt ohne Schulerziehung in 
der Türkei. Viele von ihnen müssen 
täglich arbeiten, um Geld zum Über¬ 
leben zu verdienen, z.B. in Fabriken 
von H&M oder Next. Zehntausende 
von Geflüchteten brauchen dringend 
medizinische Hilfe. Türkische Hilfs¬ 
organisationen befürchten, dass die 
Türkei zu einem,Freiluftgefängnis für 
verzweifelte Flüchtlinge 4 wird.“ 

Anstelle der Zurückgeführten dür¬ 
fen dann insgesamt 72 000 syrische 
Flüchtlinge aus der Türkei in die EU 
einreisen. Also keine Flüchtlinge aus 
anderen Kriegsgebieten wie beispiels¬ 
weise Afghanistan, Irak. 

Die Rückführungen beginnen am 
4. April. Es geht um eine zeitlich be¬ 
grenzte Aktion. Das alles soll „das 
Geschäftsmodell der Schmuggler bre¬ 


chen“, heißt es in einer Erklärung, die 
nach dem Gipfel veröffentlicht wurde. 

Doch es geht nicht um die 
Schmuggler. Die EU schottet sich wei¬ 
ter ab, statt legale Einreisemöglich¬ 
keiten für die Flüchtlinge zu schaffen. 
Dem dient - neben dem Ausbau von 
Frontex zu einer Küsten- und Grenz¬ 
schutzagentur und einer verstärkten 
Präsenz von NATO-Schiffen in der 
Ägäis - auch das aktuelle Abkommen 
mit der Türkei. 

Jan Körte: „Der EU-Türkei-Deal 
wird nichts daran ändern, dass Men¬ 
schen die gefährliche Fahrt über das 
Mittelmeer wagen, er ändert nichts 
am hunderttausendfachen individu¬ 
ellen Leid von Kindern, Frauen und 
Männern, die vor Krieg und Gewalt 
flüchten.“ 

nh 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Gastkolumne von Thomas Jürgens 

„Denn sie wissen nicht, 
was sie tun“ 


Antriebslos 


Protestkundgebung gegen geplanten Arbeitsplatzabbau 
bei Siemens 



Der Erfolg der AfD bei den vergan¬ 
genen Landtagswahlen fußt im We¬ 
sentlichen auf einer Ablehnung der 
Flüchtlingspolitik und dem Bedürfnis, 
den etablierten Parteien einen Denk¬ 
zettel verpassen zu wollen. Beide Zie¬ 
le wurden durch das gute Abschnei¬ 
den der AfD offenkundig erreicht. 

Besonders bitter ist, dass die Stim¬ 
men einer Partei zugefallen sind, die 
eben nicht die Interessen der System¬ 
verlierer vertritt, die sie mehrheitlich 
wählten. Im Gegenteil, ihre sozialpo¬ 
litische Forderungen widersprechen 
den Interessen der arbeitenden Men¬ 
schen. Auf diesen Umstand hinzuwei¬ 
sen, dürfte der Schlüssel zum Erfolg 
sein, um weitere Wahlsiege der AfD 
zu verhindern. 

In den Programmen zu den Land¬ 
tagswahlen ist nachzulesen, dass die 
AfD für eine asoziale Politik stand 
und steht. In Rheinland-Pfalz spinnt 
sie die Mär vom Staat, der den Bür¬ 
gern „die freie Entfaltung ihrer Mög¬ 
lichkeiten“ garantiert anstatt „Almo¬ 
sen“ zu verteilen und sieht „Vollbe¬ 
schäftigung als beste Sozialpolitik“. In 
Baden-Württemberg fordert sie eine 
Senkung der „Abgabenlast“ von Un¬ 
ternehmen und ist fest im Diskurs 
der Kapitalisten verwurzelt, wenn 
sie von Unternehmen redet, „die mit 
[...] Mut und Ausdauer Arbeitsplät- 


In der Tarifrunde des öffentlichen 
Dienstes (Bund und Kommunen) 
sind Aktionen der Beschäftigten vor 
der zweiten Verhandlungsrunde nicht 
ausgeschlossen. In der WAZ wird der 
Essener ver.di-Chef Lothar Grüll mit 
den warnenden Worten zitiert: „Die 
Kitas sind bei einem Streik dabei“. Er 
bezeichnet einen möglichen Streik je¬ 
doch als „Ultima Ratio“. „Wir werden 
in dem Augenblick streiken, wenn die 
Arbeitgeber kein Angebot machen, im 
Gegenzug aber die Altersvorsorge kür¬ 
zen wollen. Dann werden wir sehr klar 
machen: So läuft das nicht“, so Grüll 
in der WAZ. Der sogenannte „Kita- 
Streik“ hatte im Kampf um die Auf¬ 
wertung sozialer Berufe vier Wochen 
angedauert. 

Die erste Tarifverhandlungsrunde 
für die 2,14 Millionen Tarifbeschäftig¬ 
ten des öffentlichen Dienstes des Bun¬ 
des und der Kommunen in Potsdam 
ging am Montag ohne Ergebnis zu 
Ende. „Wir haben uns ausgetauscht, 
aber nicht angenähert“, sagte ver.di- 
Vorsitzender und Verhandlungsführer 
Frank Bsirske. Die Arbeitgeber würden 
an einem Eingriff in das Leistungsrecht 
der betrieblichen Altersversorgung 
festhalten. „Das ist aus gewerkschaft¬ 
licher Sicht ein No-go“ erklärte Bsirske. 
Die geplante Absenkung des Renten¬ 
niveaus ließe schon jetzt für viele kein 


Extrem kurze Befristungszeiten, un¬ 
bezahlte Überstunden und fehlende 
Perspektiven, das ist Alltag an Hoch¬ 
schulen und Forschungseinrichtungen 
in Deutschland. Die GEW setzt sich 
seit langem für ein Ende des Befris¬ 
tungswahns unter dem Deckmantel der 
Qualifizierung von wissenschaftlichem 
Personal und einer angeblich unsteten 
Finanzierung von Forschung und Leh¬ 
re ein, der Beschäftigten Vertragslauf¬ 
zeiten von unter einem Jahr bescherte. 
Der Deutsche Bundestag hatte im De¬ 
zember ein novelliertes Wissenschafts¬ 
zeitvertragsgesetz verabschiedet, nun 
sind die neuen Bestimmungen in Kraft 
getreten (am 17. März). Wer weder in 
einem Drittmittelprojekt arbeitet noch 
zur Qualifizierung beschäftigt ist, hat 
künftig Anspruch auf ein unbefris¬ 
tetes Beschäftigungsverhältnis. Das 


ze schaffen“ und die „Partnerschaft“ 
zwischen Land und Wirtschaft be¬ 
schwört. 

In Sachsen-Anhalt ist das Wahl¬ 
programm in sozialpolitischen Fragen 
zurückhaltender, aber auch hier ste¬ 
hen neoliberale Maßnahmen im Vor¬ 
dergrund. Auf der Bundesebene zeigt 
sich ein noch eindeutigeres Bild. In 
einem Entwurf des Parteiprogramms 
wird die sozial- und wirtschaftspoli¬ 
tische Ausrichtung der AfD klar er¬ 
kennbar, sie ist marktradikal: „Wir 
glauben an die Kraft des Wettbewer¬ 
bes und dass der letztlich für uns alle 
am besten ist.“ 

Das Motto der AfD lautet: „Ziel 
ist Wohlstand für alle. Es gilt: Privat 
vor Staat“. Die Forderung nach einer 
Privatisierung der Sozialversicherun¬ 
gen wird aufgestellt. 

In der politischen Auseinander¬ 
setzung mit der AfD müssen die 
oben genannten Positionen aufge¬ 
griffen werden, damit das wahre Ge¬ 
sicht der Partei sichtbar wird. Es gilt 
die Menschen auf die wirklichen Ver¬ 
ursacher ihrer Situation aufmerksam 
zu machen. Denn nur, wenn die Men¬ 
schen zwischen Ausbeutern und Aus¬ 
gebeuteten unterscheiden, und nicht 
zwischen Deutschen und Nicht-Deut¬ 
schen, werden sie etwas an den Herr¬ 
schaftsverhältnissen ändern können. 


auskömmliches Leben im Alter erwar¬ 
ten. Er schloss Aktionen der Gewerk¬ 
schaftsmitglieder noch vor der zweiten 
Verhandlungsrunde nicht aus. 

Die Gewerkschaften fordern in der 
Tarifrunde des Öffentlichen Dienstes 
sechs Prozent mehr Geld und eine An¬ 
hebung der Ausbildungsvergütung um 
100 Euro pro Monat. Zudem will ver. 
di den Missbrauch der sachgrundlosen 
Befristung von Arbeitsverträgen ab¬ 
schaffen. 

„Wir wollen den privaten Kon¬ 
sum stärken und einen attraktiven so¬ 
wie konkurrenzfähigen öffentlichen 
Dienst“, sagte Bsirske. „Den bekommt 
man nur, wenn die steigenden Steuer¬ 
einnahmen eben auch in die Beschäf¬ 
tigten investiert werden.“ 

Die Arbeitgeber versuchen es ihrer¬ 
seits mit einer Neuauflage der „Knappe 
Kassen“-Argumentation, in Essen zum 
Beispiel mit der besonderen Belastung 
der Kommunalfinanzen durch den Aus¬ 
fall der RWE-Dividende. 

Die Gewerkschaft treibe die Sorge 
um notwendigen Nachwuchs in vielen 
Berufszweigen um. Zukunftsträchtig 
sei deshalb die unbefristete Übernah¬ 
me der Auszubildenden nach erfolg¬ 
reich abgeschlossener Ausbildung. 

Die nächste Verhandlungsrunde 
wurde für den 11. und 12. April 2016 in 
Potsdam vereinbart. UZ 


neue Gesetz verlangt ferner, dass die 
Laufzeit von Zeitverträgen dem Befris¬ 
tungsgrund entspricht: Bei Drittmittel¬ 
verträgen ist die Projektlaufzeit auszu¬ 
schöpfen, bei Qualifizierungsverträgen 
muss die Laufzeit angemessen sein. 

Der stellvertretende Vorsitzende 
der Gewerkschaft Erziehung & Wis¬ 
senschaft, Andreas Keller, kündig¬ 
te an, dass die GEW ihre Mitglieder 
unterstützen werde, ihre verbesserte 
Rechtsposition durchzusetzen - „im 
Zweifelsfall auch vor den Arbeitsge¬ 
richten“. Zunächst setze die Gewerk¬ 
schaft aber darauf, dass Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen verant¬ 
wortungsbewusst in Zusammenarbeit 
mit den Personalvertretungen wirksa¬ 
me Maßnahmen gegen das Befristungs¬ 
unwesen ergriffen. 

Imö 


Letzte Woche in Berlin: Die Früh¬ 
schicht des Siemens-Dynamowerks 
protestiert gegen die Pläne der Unter¬ 
nehmensleitung, vor allem in der An¬ 
triebssparte, in Deutschland Personal 
abbauen zu wollen. Davon ist neben 
Standorten in Nürnberg, Ruhstorf, Bad 
Neustadt auch das Dynamowerk in 
Berlin betroffen. Insgesamt sollen welt¬ 
weit 2500, in Deutschland 2000 und im 
Dynamo werk in Berlin rund 30 Be¬ 
schäftigte ihren Arbeitsplatz verlieren. 
Klaus Abel, Erster Bevollmächtigter 
der IG Metall Berlin: „Nach Gastur¬ 
binenwerk und Schaltwerk soll jetzt 
auch das Dynamowerk Stellen abbau¬ 
en. Das ist der falsche Weg. Wir brau¬ 
chen Konzepte, um die Zukunft und die 
Arbeitsplätze zu sichern. Wir werden 
nicht akzeptieren, dass wieder einmal 
die Beschäftigten das Betriebsrisiko 
tragen sollen.“ 

Das Berliner Dynamowerk produ¬ 
ziert große elektrische Antriebsma- 


Zum Auftakt der Tarifrunde in der baye¬ 
rischen Metall- und Elektroindustrie ka¬ 
men die Verhandlungsführer der IG Me¬ 
tall und des Arbeitgeberverbands vbm 
am 16. März in Nürnberg zusammen. 
Schon nach knapp zwei Stunden wurde 
die Sitzung ohne Ergebnis beendet. Eine 
zweite Verhandlungsrunde für die rund 
460 000 Tarifbeschäftigten ist für den 
14. April in München anberaumt. 

Noch vor Verhandlungsbeginn wa¬ 
ren 2500 Metallerinnen und Metaller 
aus allen Regionen Bayerns zur Kund¬ 
gebung vor dem Nürnberger Gewerk¬ 
schaftshaus eingetroffen. Im Demons¬ 
trationszug zum Verhandlungsort und 


schinen, maßgeschneiderte Spezialan¬ 
triebe für Schiffe, für Walzwerke oder 
Gasverflüssigung. Darüber hinaus ist 
Berlin Entwicklungsstandort für Wind¬ 
kraft sowie für den Bau von Prototypen 
und kleineren Industrie-Generatoren. 
Als „Lead Factory“ innerhalb des Sie¬ 
menskonzerns werden hier besondere 
technische Anforderungen im Bereich 


dann vor dem Tagungshotel machten 
die Beschäftigten lautstark Druck für 
ihre Interessen. 5 Prozent Lohnsteige¬ 
rung bei Entgelten und Ausbildungs¬ 
vergütungen für eine Laufzeit von 12 
Monaten, wobei die unteren Tarifgrup¬ 
pen in Form einer sozialen Komponen¬ 
te stärker angehoben werden sollen, so 
lautet die Forderung der IG Metall. Die 
Verhandlungsführerin des vbm, Renck- 
hoff-Mücke, sprach angesichts der guten 
Wirtschaftsdaten bayerischer Unterneh¬ 
men von einer „Scheinkonjunktur“ und 
wies die Forderung der Gewerkschaft als 
„völlig realitätsfern“ zurück. Unverhoh¬ 
len drohte sie den Beschäftigten mit Ver- 


der Antriebstechnik gelöst. Hier arbei¬ 
ten rund 800 Beschäftigte, davon 350 
als Facharbeiter und Facharbeiterinnen 
im gewerblichen Bereich, 100 Ingeni¬ 
eure und Ingenieurinnen sowie über 
200 Techniker und Technikerinnen, 
kaufmännische oder technische Spezi¬ 
alisten und Spezialistinnen sowie viele 
Auszubildende. Imö 


lagerung der Arbeitsplätze ins Ausland 
und nannte als Hauptgrund „die stetig 
steigenden Arbeitskosten im Inland“. 
Gut orchestriert hatte Siemens in den 
ersten Märzwochen medienwirksam den 
geplanten Abbau von mehreren Tausend 
Arbeitsplätzen in der Prozess- und An¬ 
triebstechnik sowie der Medizinsparte 
angekündigt. 

An Zufall wollte unter den de¬ 
monstrierenden Kolleginnen und Kol¬ 
legen niemand glauben, und so erhielt 
als erster Kundgebungsredner der Be¬ 
triebsratsvorsitzende des betroffenen 
Siemens-Werks in Nürnberg das Wort. 
Er machte deutlich, dass jeder weitere 
Stellenabbau das Werk in seiner Sub¬ 
stanz gefährde, und lehnte die Pläne des 
Vorstands mit Verweis auf die enorme 
Produktivität rundweg ab. Auch Jürgen 
Wechsler, Bezirksleiter der IG Metall 
Bayern, bestritt ein Produktivitäts- oder 
Auslastungsproblem. Vielmehr würden 
die Unternehmer aufgrund der hohen 
Gewinne „von Geldsäcken erdrückt“. 
Die IG Metall werde in der Tarifrunde 
2016 ihren Beitrag dazu leisten, die Un¬ 
ternehmer von dieser drückenden Last 
zu befreien. Falls Warnstreiks oder gar 
ein Erzwingungsstreik notwendig wür¬ 
den, sei die Gewerkschaft auch dazu 
bereit: „Wir wollen den Streik nicht, wir 
können ihn aber!“ 

Einen Ausblick auf künftige Tarifrunden 
gab Jürgen Wechsler zum Abschluss sei¬ 
ner Rede. Die IG Metall bereite sich mit 
einer breiten Debatte zum Thema Ar¬ 
beitszeit systematisch auf entsprechende 
Forderungen zur Gestaltung der betrieb¬ 
lichen und der Lebensarbeitszeit vor. 

Isa Paape 



Kita-Streik ist Ultima Ratio 


Etwas weniger Befristungswahn 



Ein starkes Signal für die erste Verhandlungsrunde 

2 500 Metallerinnen und Metaller beim Auftakt der Tarifrunde 2016 in Nürnberg 
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ver.di begrüßt 
Übernahme 


Geisterfahrt im Güterverkehr 

DB AG leitet den Abgesang des Schienengüterverkehrs ein 



D ie Prognosen der Bundesregie¬ 
rung für den Güterverkehr in 
Deutschland könnten für die 
Planungen eines Güterverkehrsun¬ 
ternehmens nicht besser sein. Derzeit 
geht die Bundesregierung davon aus, 
dass der Güterverkehr insgesamt in 
Deutschland bis zum Jahre 2025 um 47 
Prozent wachsen wird. 

Die Ergebnisse aus dem Jahr 2015 
scheinen diesen Trend zu bestätigen. 
So meldete das Statische Bundesamt 
vor wenigen Wochen einen Rekord¬ 
wert: Noch nie wurden so viele Güter 
in Deutschland transportiert: 4,5 Mil¬ 
liarden Tonnen. Dazu verkündet die 
Bundesregierung: „Wir verfolgen zu¬ 
dem das Ziel, die Straße zu entlasten, 
indem wir einen möglichst großen An¬ 
teil der erwarteten Zuwächse im Gü¬ 
terverkehr auf die Schiene und auf die 
Wasserstraße verlagern.“ 

Eine entsprechende Prognose für 
den Schienengüterverkehr zu treffen, 
dürfte also eine reine Formsache sein. 
Das Gegenteil ist aber der Fall. Der 
schienengebundene Güterverkehr be¬ 
findet sich seit Jahren auf dem abstei¬ 
genden Ast. Mit einem Marktanteil 
von 17,1 Prozent hat die Schiene in den 
letzten 60 Jahren stetig an Anteilen 
verloren bzw. pendelt sich der Anteil 
in den letzten Jahren auf diesen Stand 
ein. Dagegen ist der Straßengüterver¬ 
kehr dominant - mit allen seinen Fol¬ 
gen für die Umwelt und die Infrastruk¬ 
tur. Im Gegensatz zum Schienenver¬ 
kehr genießt der Straßenverkehr trotz 
MAUT-Gebühren immer noch große 
finanzielle Vorteile. 

Bundesregierung als 
Straßenlobby 

Für den Bahnkonzern DB AG sieht 
die Entwicklung allerdings noch dras¬ 
tischer aus. Seit der so genannten 
Bahnreform 1994 hat der Konzern 
im Schienengüterverkehr ein Drittel 
seines Marktanteils an private Güter¬ 
bahnen verloren und die Tendenz ist 
weiter steigend. Da auch die Gewinn¬ 
margen im Schienenverkehr geringer 
sind ist es nur logisch, dass auch die 
Deutsche Bahn AG zunehmend auf 
andere Verkehrsträger setzt. Mit der 
EEG-Zulage wurde der Bahnstrom 
künstlich verteuert und mit der Ab¬ 
senkung der MAUT-Gebühr für den 


LKW-Verkehr der Straßenverkehr 
weiter gefördert. 

Das widerspricht auch der Koa¬ 
litionsvereinbarung, worauf die Ei¬ 
senbahn- und Verkehrsgewerkschaft 
(EVG) jüngst hinwies. „CDU/CSU 
und SPD haben im Koalitionsver¬ 
trag vereinbart, den Verkehrsträger 
Schienen zu stärken“, erklärt Alexan¬ 
der Kirchner, Vorsitzender der EVG. 
„Wir erwarten von der Bundesregie¬ 
rung deshalb konkrete Aussagen, wie 
sie dieses zugesagte Ziel erreichen 
will“. Nach den Maßgaben der EVG 
muss die Bundesregierung nicht nur 
die Rahmenbedingungen für die Ei¬ 
senbahnen verbessern, sie muss als Ei¬ 
gentümerin der DB AG auch sicher¬ 
stellen, dass ihr eigenes Unternehmen 
eine Politik betreibt, die den Zielen des 
Eigentümers entspricht. 

Bahn betreibt Kahlschlag 
bei DB Cargo 

Der Bahnkonzern betreibt aber eine 
völlig entgegengesetzte Politik, und das 
nicht erst seit kurzem. Bereits vor mehr 
als zehn Jahren war der Bahnvorstand 
der Auffassung, dass es reicht, mit ei¬ 


nigen Großunternehmen den Güter¬ 
verkehr auf der Schiene zu generieren. 
Es wurden massenhaft Gleisanschlüsse 
von Betriebsgeländen kleinerer Unter¬ 
nehmen gekappt und massenhaft gin¬ 
gen Aufträge verloren. Mit der „Kon¬ 
zeption“ Ganzzugverkehre von A nach 
B anzubieten, wurden zudem die Ein¬ 
zelverkehre von Gütern vernachlässigt, 
weil sie vermeintlich zu personal- und 
kostenintensiv waren. 

Schon damals warnten Experten 
auch innerhalb des Bahnkonzerns vor 
den Folgen dieser Politik. Die Verlus¬ 
te der Schienengüterverkehrsparte will 
der Bahnvorstand jetzt mit einer wei¬ 
teren Kahlschlagspolitik beantworten: 
So sollen bis zu 5000 Stellen abgebaut 
und etwa 500 Güterverkehrsstellen ge¬ 
schlossen werden. Das bedeutet nach 
Gewerkschaftsangaben, dass ca.16 
Prozent der Belegschaft ihren Arbeits¬ 
platz verlieren. 

Für den Bahnvorstand sind auch 
die Schuldigen klar: Die Lokführer. 
Deren Streiks hätten etwa 8 bis 10 
Prozent Aufträge gekostet. Dem wi¬ 
derspricht die EVG deutlich: „Die 
Probleme bei Schenker Rail (jetzt DB 


Cargo) sind hausgemacht, besser: ma¬ 
nagementgemacht. Dass jeder zehn¬ 
te Unternehmenskunde nicht mehr 
zurückkommt, liegt nicht an den vo¬ 
rübergehenden Auszeiten durch die 
Lokführerstreiks, sondern an der mise¬ 
rablen Qualität der Güterbahntochter 
des Staatskonzerns. Die Pünktlichkeit 
der Güterzüge der Deutschen Bahn 
lag im vergangenen Jahr bei 68 Pro¬ 
zent.“ 

Die Gewerkschaft fordert einen 
radikalen Kurswechsel. Sie verlangt 
statt „Sparen, Streichen, Schrump¬ 
fen“ ein Zukunftskonzept, womit „der 
Vorstand seine Geisterfahrt beendet“. 
Auch vom Eigentümer Bund werden 
konkrete Ansagen erwartet: „Will man 
die Klimaschutzziele der Bundesregie¬ 
rung erreichen, führt kein Weg an der 
Verdoppelung des Schienengüterver¬ 
kehrs vorbei“, macht der EVG-Vorsit¬ 
zende Alexander Kirchner deutlich. 
Über ihre Aufsichtsratsmitglieder for¬ 
dert die EVG eine außerordentliche 
Sitzung des Aufsichtsrates mit der Vor¬ 
lage einer Strategie und kündigt den 
Widerstand gegen die Kahlschlagsab¬ 
sichten an. Rainer Perschewski 


Das Bundeswirtschaftsministerium 
hat mit der Erteilung einer Minister¬ 
erlaubnis die Weichen für die Über¬ 
nahme von Kaiser’s Tengelmann durch 
Edeka gestellt. Dabei wurde erstmals 
der Fortbestand existierender Tarifver¬ 
träge und Mitbestimmungsstrukturen 
zur wesentlichen Voraussetzung für 
eine Übernahme gemacht, wie ver.di 
mitteilte. 

„Der Bundeswirtschaftsminister 
hat heute deutlich gemacht, dass eine 
Übernahme im Sinne des Gemein¬ 
wohlinteresses nur möglich ist, wenn in 
den nächsten Jahren die konkreten Be¬ 
schäftigungsverhältnisse, aber auch die 
Arbeitnehmerrechte erhalten bleiben. 
Das ist ein außerordentlich wichtiger 
Schritt, den wir begrüßen. Jetzt geht es 
darum, die konkreten Bedingungen in 
Tarifverhandlungen auszugestalten.“, 
sagte ver. di-BundesVorstandsmitglied 
Stefanie Nutzenberger. 

Sie führte weiter aus: „Auch dank 
der vielen Aktionen und Gespräche 
von Beschäftigten, Betriebsräten und 
ver.di ist es gelungen, eine Absiche¬ 
rung der Beschäftigungsverhältnisse 
und der Arbeitnehmerrechte zur Be¬ 
dingung für die Übernahme zu ma¬ 
chen.“ 

Die Bedingungen für die Übernah¬ 
me von Kaisers Tengelmann durch 
Edeka beinhalten im Wesentlichen: 

Mindestens fünf Jahre Beschäfti¬ 
gungssicherung durch den Ausschluss 
betriebsbedingter Änderungs- und Be¬ 
endigungskündigungen 

Die Struktur der Betriebsstätten 
(Filialen, Logistik und Verwaltung) 
darf in den nächsten fünf Jahren nur 
mit Zustimmung der Tarifvertragspar¬ 
teien verändert werden. 

Existierende Tarifverträge müs¬ 
sen für mindestens fünf Jahre erhalten 
bleiben. 

Filialen dürfen für fünf Jahre nicht 
an selbstständige Kaufleute oder Drit¬ 
te weitergegeben werden - Ausnah¬ 
men sind bei Zustimmung durch die 
Tarifvertragsparteien möglich. 

Schutz flächendeckender Betriebs¬ 
ratsstrukturen bis 2022. 

Auflösende Bedingungen: Edeka 
ist für die Erfüllung der Bedingun¬ 
gen verantwortlich. Werden wichtige 
Bedingungen nicht erfüllt, gilt die Mi¬ 
nistererlaubnis nachträglich als nicht 
erteilt. 


Strahlende Profitaussichten 

Subventionen ohne Ende für die Atomwirtschaft 


Y- 



Die Atomkraft steht vor einem Come¬ 
back. So sieht es jedenfalls die EU- 
Kommission, die Europas Energie¬ 
konzernen empfiehlt, massiv in den 
Neubau von Atomkraftwerken zu in¬ 
vestieren. Hierzulande hatten sicher¬ 
lich die meisten bisher angenommen, 
mit der Atomenergie würde in weni¬ 
gen Jahren Schluss sein. Aber die EU- 
Kommission sorgt sich nun darum, dass 
der Stromverbrauch in Europa in Zu¬ 
kunft immer weiter steigen kann. Um 
das abzusichern, müssten bis 2050 rund 
500 Milliarden Euro in neue Atommei¬ 
ler investiert werden, prognostiziert 
sie nach Angaben des Handelsblatts 
(16.03.2016) in ihrem Bericht zum Zu¬ 
stand der Nuklearwirtschaft in Europa. 

Demnach müssten bis 2050 etwa 90 
Prozent der bestehenden altersschwa¬ 
chen Kapazitäten ersetzt werden. Zu¬ 
sätzlich zu den Investitionen in neue 
Anlagen müssten die Konzerne in den 
nächsten Jahrzehnten bis zu 50 Milli¬ 
arden investieren, um altersschwache 
Anlagen so zu sanieren, dass sie nicht 
vom Netz müssen. Viele Betreiber 
hätten der Kommission zufolge den 
Willen geäußert, bestehende Anlagen 
länger laufen zu lassen, als es ihr ur¬ 
sprüngliches Design vor sieht. 

Derzeit sind in 14 EU-Staaten noch 
131 AKW am Netz, und im Schnitt sind 
sie etwa 30 Jahre alt. Deshalb werden 
in etlichen Ländern bereits neue Mei¬ 
ler gebaut oder geplant, und die Kos¬ 
ten, die der Allgemeinheit durch sie 


entstehen, dürften den veranschlagten 
Investitionsbedarf von 500 Milliarden 
Euro bis 2050 bei weitem übertreffen: 
Nach Schätzungen der Umweltorga- 
nisation Greenpeace muss der AKW- 
Neubau Hinkley Point C im Südwes- 
ten Englands allein schon mit rund 
108 Milliarden Euro subventioniert 
werden, damit er wirtschaftlich arbei¬ 
ten kann. Dem Betreiber wurde eine 
Einspeisevergütung über eine Laufzeit 
von 35 Jahren von rund 120 Euro pro 
Megawattstunde versprochen - plus 
Inflationsanpassung -, was dem Drei¬ 
fachen des Marktpreises entspricht. 
Zudem hat der Staat Bürgschaften in 
Höhe von mehr als 20 Milliarden Euro 


übernommen sowie weitere Garanti¬ 
en für Investoren zugesichert. Das alles 
mit dem Segen der EU-Kommission, 
welche die Subventionen bereits im 
Oktober 2014 genehmigt hatte. Hink¬ 
ley Point C soll dabei nicht das letzte 
Atomkraftwerk Großbritanniens blei¬ 
ben, denn es dient als Modellkraftwerk 
für weitere 13 Reaktoren im Land. 

Allerdings ist der Umstand keines¬ 
wegs neu, dass der Bau von Atommei¬ 
lern auf verschiedene Art und Weise be¬ 
zuschusst wird, auch wenn die Atom¬ 
lobby immer wieder versucht, darüber 
hinweg zu täuschen. „Weder in Europa, 
noch an einem anderen Ort der Welt ist 
jemals ein Atomkraftwerk unter markt¬ 


wirtschaftlichen Bedingungen gebaut 
worden“, sagte Christian von Hirsch¬ 
hausen, Forschungsdirektor am Deut¬ 
schen Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW Berlin), schon vor drei Jahren. 
„Übliche Kostenschätzungen für Atom¬ 
kraft beinhalten oft nicht den Rückbau 
der Anlagen sowie die Endlagerung des 
Atommülls, ganz zu schweigen von den 
enormen Kosten möglicher Großunfäl¬ 
le wie in Fukushima oder Tschernobyl.“ 
Gegen solche Schäden würden sich die 
Unternehmen nicht ausreichend versi¬ 
chern. „Das finanzielle Risiko wird vom 
Staat, also uns allen getragen“, so von 
Hirschhausen. 

Ein kurzer Blick in die Geschichte 
der Atomkraft in Deutschland macht 
deutlich, dass Atomstrom von Anfang 
an nur durch staatliche Zuschüsse den 
Schein der billigen Energie erhalten 
konnte. In ihrem Buch „Aufstieg und 
Fall der deutschen Atomwirtschaft“ 
berichten Joachim Radkau und Lo¬ 
thar Hahn, dass bereits Ende der 
1950er Jahre in Deutschland klar ge¬ 
wesen wäre, dass AKWs nach markt¬ 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten nie 
rentabel würden und deshalb eine 
Subventionierung unabdingbar sei. 
Anfangs habe noch der Grundsatz ge¬ 
golten, dass die Privatwirtschaft ein 
Drittel der Kosten und der Staat die 
anderen zwei übernehmen solle. Spä¬ 
ter übernahm der Bund dagegen neun 
Zehntel der Investitionen und des Be¬ 
triebsrisikos, während die Privatwirt¬ 


schaft kaum mehr als einen Zuschuss 
leisten musste. 

Nach einem Bericht des DIW Ber¬ 
lin aus dem Jahr 2007, der im Auftrag 
des Bundesumweltministeriums er¬ 
stellt wurde, gab die Bundesregierung 
in den Jahren von 1956 bis 2007 mehr 
als 40 Milliarden Euro für die Atom¬ 
energie aus. In dieser Summe sind al¬ 
lerdings nur direkte staatliche Aufwen¬ 
dungen für Forschung und Technologie 
enthalten. In späteren Studien wurden 
deshalb weitere Faktoren wie Steuer¬ 
vergünstigungen, staatlich begünstigte 
Monopolpreise oder Bürgschaften mit 
einbezogen, um ein realistischeres Bild 
der staatlichen Förderung zu schaffen. 
So errechnete das Forum Ökologisch- 
Soziale Marktwirtschaft (FÖS) vor 
sechs Jahren, dass von 1950 bis 2010 
die Atomenergie mit rund 204 Milliar¬ 
den Euro gefördert wurde. 

Zwei Jahre später veröffentlichte 
das FÖS eine weitere Studie („Was 
Strom wirklich kostet“), in der noch 
ein weiterer Kostenblock in die Be¬ 
trachtung einbezogen wurde, der nicht 
in der Bildung des Energiepreises be¬ 
rücksichtigt wird: Gesellschaftliche 
Folgekosten unter anderem aus Um¬ 
weltproblemen oder der gesundheitli¬ 
chen Belastung von Menschen. Allein 
im Jahr 2012 wären den Betreibern von 
konventionellen Kraftwerken - Kohle 
und Atom -, Kosten in Höhe von rund 
40 Milliarden Euro erspart geblieben. 

Bernd Müller 
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Innenpolitik 


unsere zeit m 


Malu Dreyers Sieg 

Die Landtagswahl in Rheinland-Pfalz 


„Unsere Zeit" auf der 
Leipziger Buchmesse 



Vom 17. März bis zum 20. März 2016 fand in Leipzig die Buchmesse statt. Auch „Unsere Zeit - UZ Zeitung der DKP“ war 
unter den Verlagen, die in fünf Hallen ihre Bücher und Zeitungen ausstellten. Der Stand des UZ-Herausgebers Comm- 
Press Verlag (s. Foto) befand sich in Halle 5, wo viele linke Verlage ihre Stände hatten, unter anderem „junge Welt“,„Neues 
Deutschland“,„Melodie und Rhythmus“, die„Taz“,„Graswurzelrevolution“,„Analyse und Kritik“ usw. Inmitten dieser 
linken Verlage stand provozierend der Stand des prominenten Ouerfront-Mannes Jürgen Elsässer mit seinem „Compact“- 
Magazin. Poster von „Compact“ werden auf den Pegida-Demos im ganzen Lande gezeigt, sie unterstützen ganz offen die 
AfD und Putin. Selbst die Thüringer Polizei hat kein Problem mit diesem Magazin, da sie es bei den letzten Protesten gegen 
die AfD offen in einem Polizeiwagen zur Schau stellte. Mitarbeiter des Compact-Magazins provozierten immer wieder, in 
em sie Mitarbeiter von linken Verlagen fotografierten wie in „guter“ alter Anti-Antifa Tradition. Dies ließen sich die linken 
Verlage nicht gefallen und veranstalteten ab Freitag vor Ort immer wieder um 14.30 Uhr Protestkundgebungen gegen den 
Compact-Verlag. Bei den Protesten waren anfangs 50 Demonstranten. Zum Ende der Leipziger Buchmesse ging die Zahl 
auf über 200 Demonstranten hoch. Markus Zieger 

Vorreiterrolle 

SDAJ-Kongress beschließt antimilitaristische Kampagne 


Vor einem Jahr laut Umfragen noch 
10 Prozent hinter der CDU, hat die 
SPD Rheinland-Pfalz unter Führung 
von Malu Dreyer mit 36,2 Prozent Ju¬ 
lia Klöckner und ihre CDU mit 31,8 
Prozent fast 5 Prozent hinter sich ge¬ 
lassen. Ihr bisheriger Koalitionspart¬ 
ner, die Grünen, verloren zwei Drittel 
ihrer Wählerschaft und kamen noch 
hinter der wieder in den Landtag ein- 
gezogenen FDP (6,2) mit 5,3 Prozent 
ins Parlament. Rot-Grün verlor die Re¬ 
gierungsmehrheit. An der 5-Prozent- 
Hürde scheiterte „Die Linke“ deutlich 
mit 2,8 (-0,2). Mit 12,6 Prozent wird die 
AfD in den Landtag einziehen. Rund 
5 Prozent entfielen auf andere, darun¬ 
ter 1,5 Prozent auf fünf rechte bis of¬ 
fen faschistische Parteien. Mit über 70 
Prozent lag die Wahlbeteiligung rund 9 
Punkte höher als 2011. 

Julia Klöckner stand für eine sozi¬ 
alreaktionäre Wende u. a. mit Wieder¬ 
einführung von Kita- und Studienge¬ 
bühren, versprach jedem und für alles 
mehr Geld, ohne aber die Reichen und 
die Konzerne belasten zu wollen, was 
eine weitere Umverteilung von unten 
nach oben sowie massenwirksame Kür¬ 
zungen in sozialen Bereichen erwarten 
ließ ... 

Ihren Sieg verdankte die SPD 
hauptsächlich der Fixierung der Wähler 
und ihres Wahlkampfs auf die beliebte 
Ministerpräsidentin Malu Dreyer. Er¬ 
rungenschaften wie z.B. gebührenfreie 
Erziehung, Bildungsurlaub, die vom 
Land mitfinanzierte Technologiebera¬ 
tungsstelle des DGB wollten auch vie¬ 
le Gewerkschafterlnnen verteidigen. 
Dreyer stand in den Augen vieler für 
eine menschlichere und sozialere Poli¬ 
tik als die Ex-Weinkönigin Julia Klöck¬ 
ner ... 

„Die Linke“ thematisiert Rhein¬ 
land-Pfalz als Flugzeugträger der 
NATO und Schaltzentrale für den US- 
Drohnenkrieg. Das spielte aber kaum 
eine Rolle im Wahlkampf, zu wenig 
Massenbewegung gibt es dazu derzeit. 
Sozialpolitische Themen griff sie auf. 
Die SPD konnte von ihrer Verantwor¬ 
tung für die Agendapolitik, Senkung 
des Rentenniveaus etc. ablenken. Von 
den Medien als potentiell erfolgreicher 
Bewerber „totgeschrieben“, riefen in 
den letzten Tagen auch bisherige Un¬ 
terstützer der „Linken“ zur „taktischen 
Stimmabgabe“ auf. Klöckner zu ver¬ 
hindern sollte nur durch Dreyers Wahl 
möglich sein. 

Rund 4 Prozent bei den eigentlich 
„verlorenen“ Wahlkreisstimmen gegen¬ 
über 2,8 Prozent Landesstimmen zei¬ 
gen, dass es ein Stammwählerpotential 
von knapp unter den 5 Prozent gibt. Da 
glaubten viele, dieses Mal Schlimmeres 
mit dem Kreuz bei der SPD verhindern 
zu müssen. Wo „Die Linke“ kommunal¬ 
politisch und in Bewegungen aktiv ist, 
waren die Ergebnisse höher. Das zeigt 
den Weg zu künftig besseren Ergebnis¬ 
sen. Stimmenanteile von 6 Prozent bei 
den unter 35-Jährigen zeigen ein wich¬ 
tiges Potential auf ... 

Der Einzug der AfD unter einem 
„Afghanistan-Veteranen“ und Bun¬ 
deswehroffizier für psychologische 
Kriegsführung war absehbar jetzt 
nicht mehr zu verhindern. Dass jeder 


Achte aber, bei den 18- bis 58-jähri¬ 
gen Männern jeder Fünfte, die offen 
fremdenfeindliche bis rassistische und 
sozialreaktionäre AfD wählte, scho¬ 
ckiert dann doch viele. Die Mitver¬ 
antwortung Klöckners wurde oben 
erwähnt. Es war das Flüchtlingsthe¬ 
ma, mit dem die AfD einen großen 
Teil der auf zirka 13 Prozent geschätz¬ 
ten Menschen mit „geschlossenem 
rechtsradikalem Weltbild“ hinter sich 
sammeln konnte. 

Aber auch von der Agendapolitik 
und sozialem Abstieg betroffene und 
bedrohte Menschen wählten sie. An 
zweiter Stelle der Gründe zur Wahl 
der AfD nannten ihre Wähler ein er¬ 
hofftes Mehr an sozialer Gerechtigkeit. 
Das zeigt, dass im Kampf gegen die 
AfD richtigerweise ihre reaktionären 
bis rassistischen Tendenzen benannt 
wurden, nicht aber ausreichend ihr 
neoliberaler, unsozialer Charakter. Sie 
ist gegen den Mindestlohn, für Hartz- 
IV-Sanktionen, für Kitagebühren und 
anderes mehr. Das wurde erst viel zu 
spät breiter thematisiert. 

So konnte die AfD überdurch¬ 
schnittliche Ergebnisse dort einfah- 
ren, wo der Anteil von Arbeitern, von 
Arbeitslosen und Hartz-IV-Opfern, 
Menschen ohne berufsbefähigenden 
Bildungsabschluss und der kommu¬ 
nale Schuldenstand mit all seinen Ein¬ 
schränkungen für die Einwohnerin¬ 
nen überdurchschnittlich hoch sind. 
Das zeigt sich in Städten wie Worms 
mit 17,5 bis 19,9 Prozent in der Indust¬ 
riestadt Ludwigshafen. Gerade in soge¬ 
nannten sozialen Brennpunkten erziel¬ 
te die AfD 25 Prozent und mehr. Das 
Führungspersonal der AfD bis auf die 
Kreisebene herunter rekrutiert sich 
zumeist aus Angehörigen der Mittel¬ 
schichten, die selbst allenfalls von Ab¬ 
stiegsängsten getrieben sind, nicht aber 
von realen existenziellen Problemen ... 

Es wird deshalb noch wichtiger, 
„die linken Kräfte zu stärken, für den 
Kampf um ein Rheinland-Pfalz als 
Land des Friedens statt als Flugzeug¬ 
träger der NATO, für sozialen, demo¬ 
kratischen, emanzipatorischen und 
ökologischen Fortschritt und gegen 
alle Formen des Rassismus und Fa¬ 
schismus“. So schrieb es die rheinland- 
pfälzische DKP in ihren Wahlaufruf. 
Selbst nicht zur Wahl antretend, hatte 
sie zur Wahl der „Linken“ aufgerufen. 
Das war richtig, daran ändert das Wahl¬ 
ergebnis nichts. Jetzt gilt es, weiter Flag¬ 
ge zu zeigen gegen TTIP, bei den Oster¬ 
märschen, nicht nur in Büchel, bei den 
Aktionen der Friedensbewegung z. B. 
um die US-Basis Ramstein, bei der Un¬ 
terstützung der Gewerkschaften in den 
Tarifrunden bei der Telekom, dem Öf¬ 
fentlichen Dienst des Bundes und der 
Kommunen, der Metall- und Elektro¬ 
industrie usw., auch am 1. Mai. 

Faschistischen, rassistischen und mi¬ 
litaristischen Umtrieben ist mit breiten 
Bündnissen entgegenzutreten, egal in 
welchem Gewand Rassisten und Mili¬ 
taristen einherschreiten. Mehr denn je 
gilt: wenn wir unten nicht rütteln, wird 
sich oben nichts bewegen. 

Die Sprecherinnen der rheinland-pfälzischen DKP 

(redaktionell gekürzt) 


Der 22. Bundeskongress der SDAJ 
beschloss am vergangenen Wochenen¬ 
de, eine bundesweite antimilitaristische 
Kampagne unter dem Titel „Stop Wars - 
Gemeinsam gegen ihre Kriege“ durch¬ 
zuführen. Die Delegierten werteten die 
Arbeit der vergangenen Jahre positiv 
aus und beschlossen neue Ziele für die 
Arbeit in Schule und Betrieb. 

Die bayrische Polizei hatte der SDAJ im 
vergangenen Jahr eine militärische Dis¬ 
ziplin bescheinigt. Das bezog sich auf den 
SDAJ-Block bei der Demo gegen den 
G7-Gipfel im vergangenen Juni in Gar¬ 
misch-Partenkirchen. Polizeibeamte ken¬ 
nen den Unterschied zwischen dem Ka¬ 
davergehorsam der bürgerlichen Armee 
und der bewussten Disziplin der revolu¬ 
tionären Organisation nicht. Aber auch 
die SDAJ selbst schätzt ein, dass sich die 
Disziplin im Verband in den vergange¬ 
nen Jahren weiterentwickelt hat: 2015 
hatte die SDAJ im Zusammenhang mit 
der Ausgabe neuer Mitgliedsbücher ihre 
Organisation analysiert. Das Referat des 
Bundesvorstandes, das der später zum 
neuen Bundesvorsitzenden gewählte Jan 
Meier hielt, fasste zusammen: Die Zahl 
der Mitglieder sei kaum gestiegen. Der 
Anteil der Aktiven unter den Mitglie¬ 
dern sei aber gewachsen. Das spiegele 
sich auch darin wieder, dass die Akti¬ 
onstätigkeit des Verbandes zugenommen 
habe. Gerade die hohe Disziplin der Mit¬ 
glieder mache es dem Verband möglich, 
einen Beitrag für stärkere Interessenver¬ 
tretungen zu leisten. 

Die rund 140 Delegierten blickten 
deshalb zu Beginn des Kongresses auf 
eine positive Entwicklung des Verban¬ 
des seit dem letzten Kongress 2013 zu¬ 
rück. Mit der Gründung des „Landes¬ 
verbandes Ost“ konnte die SDAJ zum 
ersten Mal überhaupt eine stabile re¬ 
gionale Organisation auf dem Gebiet 
der ehemaligen DDR bilden. Das Fes¬ 
tival der Jugend 2015 war fast doppelt 
so groß wie das vorangegangene 2012, 
auch zu anderen Aktionstagen konnte 
die SDAJ in den vergangenen zwei Jah¬ 
ren mehr Mitglieder und Sympathisanten 
mobilisieren. 

Mit der beschlossenen Kampagne 
„Stop Wars - Gemeinsam gegen ihre 
Kriege“ soll die Verbindung von Interes¬ 
senvertretung und Widerstand gegen die 


Kriegspolitik umgesetzt werden - „inte- 
ressengeleiteteter Antimilitarismus“, die 
Verbreitung von Klassenbewusstsein un¬ 
ter Jugendlichen aus der Arbeiterklasse, 
steht im Mittelpunkt. Bereits in der Ver¬ 
gangenheit hatte der Verband die Erfah¬ 
rung gemacht, dass er der Friedensbewe¬ 
gung Impulse geben kann, wenn er seine 
Kräfte in einer Kampagne konzentriert. 
Nun stellt er sich das Ziel, eine „Vorrei¬ 
terrolle im Bereich Antimilitarismus“ 
einzunehmen, so der beschlossene An¬ 
trag. Die Kampagne soll bereits im Mai 
starten. 

Mit „Outings“ will die SDAJ gegen 
diejenigen Vorgehen, die die militaristi¬ 
sche Politik betreiben und von ihr pro¬ 
fitieren: Rüstungsunternehmen, milita¬ 
ristische Organisationen, bürgerliche 
Politiker, militärische Einrichtungen. 
Von Wandzeitungen bis zu Besetzun¬ 
gen: Mit verschiedenen Aktionen sollen 
die Kriegstreiber angegriffen werden. 
Mit einem Aufruf „Nicht in meinem 
Namen“ will die SDAJ gemeinsam mit 
Bündnispartnern Unterschriften gegen 
die Kriegspolitik der Bundesregierung 
sammeln. Die SDAJ hat gute Erfahrun¬ 
gen damit gemacht, Auftritte der Bun¬ 
deswehr in Schulen, bei Volksfesten und 
auf Ausbildungsmessen zu stören, solche 
Störaktionen sollen Teil der Kampag¬ 
ne sein. Der Verband hält es für nötig, 
auch über die vorhandenen Strukturen 
der Friedensbewegung hinaus Angebote 
an Jugendliche zu machen, die sich ge¬ 
gen die Kriegspolitik wehren wollen. Er 
hat daher beschlossen, im Rahmen der 
Kampagne „Offene Antikriegstreffen“ 
zu initiieren. Diese Treffen sollen eine 
Plattform bieten, um antimilitaristische 
Aktionen zu planen, die Zusammenar¬ 
beit mit Interessenvertretungen zu ver¬ 
bessern und mit mehr Jugendlichen ins 
Gespräch zu kommen. 

Die Delegierten begrüßten Gäs¬ 
te ihrer Schwesterorganisationen aus 
Griechenland (KNE), Portugal (JCP), 
Spanien (CJC) und Zypern (EDON), 
außerdem einen Vertreter der Migran¬ 
tenorganisation DIDF. Patrik Köbele, 
der Vorsitzende der DKP, betonte in 
seinem Grußwort, dass die Partei stolz 
auf die erfolgreiche Zusammenarbeit 
mit der SDAJ sei. Die Handlungsorien¬ 
tierung enthält für die meisten Arbeits¬ 
bereiche konkrete Schritte, um die Zu¬ 


sammenarbeit zwischen SDAJ und DKP 
weiterzuentwickeln. 

Die Delegierten beschlossen Maß¬ 
nahmen, um die Verankerung der SDAJ 
in Schülervertretungen zu verbessern, 
die SDAJ will sich in Betrieben und Ge¬ 
werkschaf tsjugenden für eine engere Zu¬ 
sammenarbeit kämpferischer, klassenbe¬ 
wusster Kolleginnen und Kollegen ein- 
setzen. Der Bundesvorstand wird eine 
Arbeitsgruppe „Frauenpolitik“ einrich¬ 
ten. Die SDAJ will zusätzliche zentrale 
Schulungen anbieten und die Landesver¬ 
bände stärker bei eigenen Bildungsange¬ 
boten unterstützen, um dem gestiegenen 
Bedarf nach marxistischer Grundlagen¬ 
bildung zu begegnen. Die SDAJ plant, 
in den nächsten Jahren über eine neue 
Satzung und in diesem Zusammenhang 
über das Selbstverständnis der SDAJ zu 
diskutieren. Die gültige Satzung wurde 
vor 1989 verabschiedet, sie entspricht 
nicht der heutigen Lage der SDAJ. Die 
Diskussionen des Kongresses drehten 
sich nicht um Kontroversen in grund¬ 
sätzlichen Fragen, die rund 700 Anträge 
und Änderungsanträge, die den Dele¬ 
gierten Vorlagen, zielten darauf, genaue 
Einschätzungen und realistische Arbeits¬ 
vorhaben zu beschließen. 

„Raus aus der Szene, ran an die Mas¬ 
sen“ - die Redebeiträge und Beschlüsse 
des Kongresses machten deutlich, dass 
die Grenzen der linken Szene, zum Bei¬ 
spiel der traditionellen Antifagruppen 
und der üblichen linksradikalen De¬ 
monstrationen, zu eng seien, um breite 
und starke Kämpfe zu entwickeln. Ei¬ 
nen roten Faden in den Debatten des 
Kongresses wie in der bisherigen Arbeit 
der SDAJ bildete der Anspruch, den 
Widerstand gegen Kriegspolitik und 
Rechtsentwicklung mit dem alltäglichen 
Interessen von Jugendlichen aus der 
Arbeiterklasse zu verbinden. Die SDAJ- 
Mitglieder sehen die Interessenvertre¬ 
tung in Schule, Betrieb und Stadtteil als 
ihre zentrale Aufgabe. Das Referat des 
Bundesvorstandes stellte klar, dass das 
eine revolutionäre Programmatik erfor¬ 
dert: „50 Prozent Jugendarbeitslosigkeit 
in Griechenland fallen nicht vom Him¬ 
mel. Sie zeigen: Der Kapitalismus hat der 
Jugend nichts zu bieten.“ Olaf Matthes 

Interview mit dem neuen SDAJ-Vorsit- 
zenden: Seite 9 



Ministerpräsidentin Malu Dreyer (links) und Julia Klöckner, ihre Herausfordere¬ 
rin. 
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„Die Flüchtlinge dieser Tage sind 
die Folge unserer Politik“ 

Am Wochenende finden im gesamten Bundesgebiet Ostermärsche statt 


UZ: Am kommenden Wochenende fin¬ 
den in vielen bundesdeutschen Städten 
die traditionellen Ostermärsche statt. Der 
Ostermarsch Ruhr gehört zu den größ¬ 
ten seiner Art. Was werden in diesem Jahr 
die politischen Schwerpunktthemen im 
Ruhr gebiet sein? 

Felix Oekentorp: Die Herausforderun¬ 
gen an die Friedensbewegung sind sehr 
vielfältig. Daher werden sich die Themen 
in den verschiedenen Städten sicherlich 
auch nur punktuell unterscheiden. Wir 
gehen Ostern natürlich auch in diesem 
Jahr gegen Krieg und Militarisierung auf 
die Straße. Wir wenden uns gegen Bun¬ 
deswehreinsätze im Ausland und stellen 
uns gegen die imperialistische Kriegs¬ 
politik der USA, Deutschlands und der 
NATO. Wir werben für ein Ende des 
Krieges in Syrien und fordern als Sofort¬ 
maßnahme von der Bundesregierung 
die Zurücknahme aller Genehmigun¬ 
gen für Rüstungsexporte in den Nahen 
und Mittleren Osten und von der EU ein 
striktes allgemeines Waffenembargo. 

UZ: Welche Rolle wird die Flüchtlings¬ 
politik spielen? 

Felix Oekentorp: Die Situation der 
Flüchtlinge wird eine große Rolle spie¬ 
len. Sie ist nicht getrennt von der herr¬ 
schenden Kriegspolitik zu betrachten. 
Das wollen wir vor dem Hintergrund 
der jüngsten AfD-Wahlsiege bei den 
Landtagswahlen auch verstärkt öffent¬ 
lich thematisieren. 

UZ: Inwiefern? 

Felix Oekentorp: Die meisten Flücht¬ 
linge, die aktuell in die EU flüchten 
und dabei ihr Leben aufs Spiel setzen, 
flüchten vor Krieg, Terror und Verfol¬ 
gung. Sie kommen in übergroßer Mehr¬ 
heit aus Syrien, Afghanistan, dem Irak 
und dem ehemaligen Jugoslawien. Also 
aus den Ländern, in denen die selbst¬ 
ernannte westliche Wertegemeinschaft 
Kriege geführt oder sie zumindest an¬ 
geheizt hat. Die Flüchtlinge dieser Tage 
sind die Folge unserer Politik. Das kann 
man gar nicht oft genug benennen. Wer 
ernsthaft der Meinung ist, Militärein¬ 
sätze, Waffenlieferungen und Bomben 
könnten irgendwo auf der Welt Frieden 
schaffen, leidet bestenfalls unter Schi¬ 
zophrenie. Wir werden uns also unserer 
Verantwortung stellen und den Flücht¬ 
lingen helfen müssen. 

UZ: Das dürfte jedoch in der bundes¬ 
deutschen Mehrheitsgesellschaft kein 
Konsens sein ... 



Felix Oekentorp ist Landessprecher 
der Deutschen Friedensgesellschaft - 
Verinigte Kriegsdienstgegnerinnen 
(DFG-VK) und einer der Sprecher 
des Ostermarsch Ruhr. Außerdem 
engagiert er sich in der Antifa 
Wattenscheid 

Felix Oekentorp: Was hier Konsens sein 
könnte, oder auch eben nicht, ist für 
mich nur begrenzt von Interesse. Wer 
meint, er müsste Anschläge auf Men¬ 
schen verüben, die um Hilfe bitten und 
nichts mehr besitzen als die Dinge, die 
sie am Leib tragen, offenbart sein wah¬ 
res Gesicht. Es ist erschreckend, dass 
rassistische Gewalt immer offensicht¬ 
licher in der sogenannten Mitte dieser 
Gesellschaft angekommen ist. Ich wür¬ 
de von den AfD- und „Pegida“-Unter¬ 
stützern gern einmal wissen, warum 
sie eigentlich der Meinung sind, mehr 
Geld vom Staat zu bekommen, wenn die 
Flüchtlinge alle abgeschoben würden. 
Dazu gibt es keinen Grund. Auch wenn 
kein einziger Flüchtling in Deutschland 
untergebracht würde, würden diese 
Menschen keinen einzigen Cent mehr 
in der Geldbörse haben. 

UZ: Sehen Sie Möglichkeiten, die Welle 
der Hetze und des Hasses zu bekämp- 
fen? 

Felix Oekentorp: Erstmal muss festge¬ 
halten werden, dass man Hilfesuchen¬ 
den hilft. Das gebietet der Anstand, da¬ 
für muss man kein Linker sein. Darüber 
hinaus brauchen wir nun staatliche In¬ 
vestitionen für Integration, aber auch für 
Bildung, Gesundheitssystem und sozia¬ 
le Transferleistungen. Die Abgehängten 
und sozial Deklassierten müssen endlich 
mitbekommen, dass sie mit den Flücht¬ 
lingen in einem Boot sitzen. Oder sind 
es etwa die Flüchtlinge, die darum gebe¬ 
ten haben, dass in ihren Ländern Krieg 
herrscht? Oder die verantwortlich wären 
für den Sozialabbau, der in den letzten 


Jahren von den unterschiedlichen Bun¬ 
desregierungen betrieben wurde? 

UZ: Was wird neben der Flüchtlingspo¬ 
litik noch Thema des Ostermarsches im 
Ruhr gebiet sein? 

Felix Oekentorp: Wir fordern von der 
Bundesregierung, gemäß dem Beschluss 
des Deutschen Bundestages vom März 
2010 endlich den Abzug aller US-Atom¬ 
waffen aus Deutschland zu veranlassen. 
Die Bundesregierung muss unverzüg¬ 
lich den Verzicht Deutschlands an der 
„nuklearen Teilhabe“ im Rahmen ihrer 
NATO-Mitgliedschaft erklären. Zudem 
muss gerade in NRW die Weiterverbrei¬ 
tung von Nuklearwaffentechnik verhin¬ 
dert und die Urananreicherungsanla¬ 
ge in Gronau sofort stillgelegt werden. 
Krieg beginnt in Nordrhein-Westfalen in 
der NATO-Kommandozentrale in Kal- 
kar, in Rüstungsbetrieben wie Rheinme¬ 
tall in Düsseldorf, in der Urananreiche¬ 
rungsanlage in Gronau oder in Schulen 
und Universitäten, in denen die Bun¬ 
deswehr Nachwuchs wirbt. Damit muss 
schnellstmöglich Schluss ein. 

UZ: Die Friedensbewegung hat in den 
vergangenen Jahren deutlich an Bedeu¬ 
tung verloren. Wer trägt die Verantwor¬ 


tung für die abnehmende Unterstüt¬ 
zung? 

Felix Oekentorp: Es ist richtig, wir 
sind als Friedensbewegung nicht mehr 
so stark wir in den 1980er Jahren. Die 
Zeiten sind schnelllebiger geworden, 
gesellschaftliches Engagement gehört 
nicht mehr für alle Bürgerinnen und 
Bürger zum guten Ton. Und ja, auch wir 
haben sicherlich Fehler gemacht und 
wirken vielerorts altbacken. Besser ma¬ 
chen kann man jedoch immer alles. Von 


daher möchte ich die Fehler auch nicht 
bei den Aktiven der Friedensbewegung 
suchen. Jedenfalls nicht nur in unseren 
Reihen. Die Ostermarschbewegung 
und auch die Friedensbewegung stand 
und steht allen offen, die sich einbrin- 
gen wollen. Jedenfalls denen, die sich 
unserem inhaltlichen Grundkonsens 
anschließen können, der da „Nie wie¬ 
der Krieg, nie wieder Faschismus!“ 
lautet. Wir freuen uns tatsächlich über 
neue Mitstreiterinnen und Mitstreiter, 
die sich mit frischen Ideen einbringen 
wollen. Daher ist es uns ja auch so wich¬ 
tig, künftig breiter aufgestellt zu sein. 

UZ: Was bedeutet das konkret? 

Felix Oekentorp: Wir haben beim Os¬ 
termarsch Ruhr immer versucht, auch 
andere soziale Bewegungen zum Mit¬ 
machen einzuladen. Initiativen gegen 
Armut waren bei uns in der Vergangen¬ 
heit regelmäßig zu Gast. Aktuell sind 
wir mit verschiedenen Flüchtlingsini¬ 
tiativen im Gespräch. Auch das Thema 
Antifaschismus hat bei uns einen ho¬ 
hen Stellenwert. In diesem Jahr wer¬ 
den wir bei unserem Zwischenstopp 
in Wattenscheid an den im letzten Jahr 
leider verstorbenen Antifa-Aktivisten 
Hannes Bienert erinnern, der über 


Jahrzehnte hinweg an vorderster Stel¬ 
le gegen Rassismus, Nazis und Krieg 
gekämpft hat. In Dortmund werden 
wir wie in jedem Jahr in Dortmund- 
Dorstfeld Stellung gegen die Neonazis 
beziehen, die sich dort eingenistet ha¬ 
ben und Migranten und Linke terrori¬ 
sieren. Die Herausforderungen an uns 
sind also höchst vielfältig und wir ver¬ 
suchen ihnen gerecht zu werden. Und 
das, bei aller Kritik, auch nicht ganz frei 
von Erfolg. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 



Nachruf auf Guido Westerwelle 


G uido Westerwelle war zwischen 1980 und 
2013 ununterbrochen eine wichtige Figur in 
der deutschen Politik. Dabei sind Anfang und 
Ende dieser politischen Karriere von besonderem In¬ 
teresse. Am Anfang, 1980, trat Westerwelle in die FDP 
ein und war als noch nicht zwanzigjähriger Mann an 
der Gründung der Jungen Liberalen (abgekürzt Julis) 
beteiligt. Dieser winzig kleine Verband, der als Kon¬ 
kurrenz zu den „Jungdemokraten 4 , 4 dem bisherigen Ju¬ 
gendverband, von der FDP-Spitze gesponsert wurde, 
spielte zu Beginn der 80er Jahre eine nicht unwichti¬ 
ge Rolle bei der Durchsetzung neoliberaler Politik in 
der Bundesrepublik. Es dauerte bis zum Herbst 1982, 
bis die Bundestagsfraktion der FDP so weit war, den 
Schwenk von Helmut Schmidt zu Helmut Kohl und 
dessen geistig-moralischer Wende durchzuziehen. Es 
war die Anpassung an eine internationale Tendenz, 
die von Margaret Thatchers Britannien und Ronald 
Reagans USA ausging und die wir uns heute ange¬ 
wöhnt haben, Neoliberalismus zu nennen. Liberale 
statt Demokraten als Jugendverband, diese Losung 
passte vorzüglich zur Tendenz dieser Zeit. 1983 wur¬ 
de Westerwelle Vorsitzender der jungen Liberalen. 

Als erster und junger Karrierist verkörperte er 
nicht nur die neoliberale Haltung glaubwürdig. Weil 
er auch geographisch in Bonn der hauptstädtischen 
hohen Politik sehr nahe war, wurde er auch reell schon 
im frühen Stadium zum Mitglied der politischen Elite. 


Westerwelle trug einiges dazu bei, dass in der FDP 
der Kampf der Wirtschaftsliberalen, verkörpert von 
Lambsdorff, gegen die Gesellschafts- oder Sozialli¬ 
beralen, verkörpert von Gerhart Baum, eindeutig zu¬ 
gunsten ersterer ausging. Über einige Stationen und 
Episoden hinweg führte das dazu, dass Westerwelle 
2001 zum unbestrittenen Chef der Partei wurde. 

Die Nachrufe sind sich auch darin einig, dass der 
Moment seines größten Sieges die Bundestagswahl 
2009 war, als er mit dem bisher knallhärtesten neoli¬ 
beralen Programm der FDP 14,4 Prozent der Zweit¬ 
stimmen holte und sich in der Koalition mit der 
Wunschpartnerin Angela Merkel aussuchen konnte, 
ob er Finanz- oder Außenminister werden wollte. Er 
wurde Außenminister. Sofort nach diesem Moment 
des Triumphs setzte der Niedergang seiner Partei ein. 
Die Presse, die ihn und sein bis zur Lächerlichkeit 
neoliberales Programm hochgejubelt hatte, wandte 
sich unter Führung des neoliberalen Kampfblattes 
„Der Spiegel“ scharf von ihm und seiner Partei ab. 
Sein Agieren als Außenminister wurde als ungenü¬ 
gend beschrieben. Die FDP verlor Wähler, Wester¬ 
welle den Partei vor sitz, und seit der Bundestagswahl 
ist der Bundestag zum ersten Mal, seit es ihn gibt, ganz 
ohne FDP-Abgeordnete. 

Als im Frühling 2011 Frankreich, Großbritannien 
und die USA eine Resolution im UN-Sicherheitsrat 
einbrachten, um unter dem Deckmantel einer Flug¬ 


verbotszone die libysche Regierung Gaddafi zu stür¬ 
zen, sorgte der Außenminister Westerwelle dafür, dass 
sich Deutschland, zusammen mit China, Russland, In¬ 
dien und Brasilien der Stimme enthielt. Vermutlich 
war das Guido Westerwelles beste Tat als Politiker, 
obwohl sie vergeblich war. Libyen wurde erobert, 
Gaddafi bestialisch ermordet und das ölreiche Land 
ist heute einer der vom Westen produzierten zerfal¬ 
lenen Staaten. 

Man kommt dem Grund dafür, warum Westerwel¬ 
le nach dem Wahlsieg 2009 nicht mehr des Segens 
der meinungsbildenden Hauptstadtpresse teilhaftig 
wurde, wohl näher, wenn man sich den außenpoliti¬ 
schen Teil des FDP-Wahlprogramms (von 2009) an¬ 
sieht. Dort steht, die FDP setze sich ein für „den Ab¬ 
zug der verbliebenen amerikanischen Nuklearwaffen 
aus Deutschland“. Das „stieß nicht nur in Washington 
auf Befremden“, resümiert der Spiegel Autor Severin 
Weiland in einem Westerwelle-Nachruf. „Sein Plan 
versandete rasch“, schreibt er weiter. Man kann er¬ 
gänzen, dass Westerwelle und seine FDP damit gleich 
mitversandet wurden. 

Diese Art eigenständige nationale Politik, die im 
Fall der Libyen-Expedition Deutschland an der Seite 
der BRICS-Staaten sah, ist in Washington nicht er¬ 
wünscht. Da hilft auch der entschiedene Neolibera¬ 
lismus nicht. 

Lucas Zeise 


Angriffe auf 
Abgeordnetenbüros 

In den vergangenen Wochen kam es 
in Freital und in Delitzsch in Sachsen 
wiederholt zu Angriffen auf Abgeord¬ 
netenbüros der Linkspartei. In Freital 
haben bisher unbekannte Täter das 
Abgeordnetenbüro von Verena Mei- 
wald mit Farbbomben attackiert und 
Parolen gesprüht. Es handelt sich um 
den neunten Übergriff auf ein Abge¬ 
ordnetenbüro im Landkreis Sächsische 
Schweiz/Osterzgebirge im Jahr 2015, 
den dritten auf das Freitaler Büro. 

Auch das Abgeordnetenbüro von 
Luise Neuhaus-Wartenberg in De¬ 
litzsch wurde Ziel eines Angriffes. Un¬ 
bekannte Täter schlugen hier mit ei¬ 
nem noch nicht identifizierten Gegen¬ 
stand eine Schaufensterscheibe ein. 
Auch dieser Fall kam selbstverständ¬ 
lich zur Anzeige. Bereits im vergan¬ 
genen Jahr war das Büro in Delitzsch 
mehrfach Ziel von Übergriffen. 

Die Partei zählte seit Jahresbeginn 
insgesamt 20 Übergriffe und Bedro¬ 
hungen von Büros, Parteieigentum, 
Privatwohnungen ihrer Mitglieder. 
Darunter fanden sich allein 17 Sachbe¬ 
schädigungen, 15 an Abgeordnetenbü¬ 
ros. In einem Fall warfen Täter Steine 
in eine Privatwohnung und verfehlten 
das dort lebende Parteimitglied nur 
knapp. Schwerpunkt der Taten bildet 
der Landkreis Sächsische Schweiz/Ost¬ 
erzgebirge. 

Umorientierung nach 
AfD-Erfolgen 

Nachdem die Linkspartei bei den ver¬ 
gangenen Landtagswahlen in Baden- 
Württemberg und Rheinland-Pfalz 
stattfanden, deutlich den Einzug in die 
dortigen Landesparlamente verpasste 
und in Sachsen-Anhalt mehr als sieben 
Prozent der Wählerstimmen einbüßte, 
erwachen die demokratischen Sozialis¬ 
ten nach und nach aus der Schockstarre. 
Ende der vergangenen Woche mischte 
sich Rico Gebhardt, sächsischer Frak- 
tions- und Parteichef der Linken, in die 
Debatte um einen geeigneten Umgang 
mit AfD, „Pegida“ und anderen Ras¬ 
sisten ein und veröffentlichte dazu ein 
Grundsatz- und Strategiepapier. 

Durchaus selbstkritisch nimmt der 
Linke-Politiker zur Kenntnis, dass sich 
immer mehr Angehörige der Arbei¬ 
terschaft nach und nach von der Lin¬ 
ken entfernt hätten. In seinem Papier 
fordert der Linke-Politiker daher, dass 
seine Partei die Arbeiterschaft wieder 
zurückgewinnen müsse. Dies sei nun¬ 
mehr die „Hauptherausforderung“ für 
seine Partei und diesbezüglich habe 
Die Partei „Die Linke“ „gerade auch 
in Sachsen eine besondere Verantwor¬ 
tung“. Bei aller Vielschichtigkeit ihrer 
Anhängerschaft sei die eigene „Mit¬ 
te“ eigentlich das Selbstverständnis als 
Partei der Arbeiterinnen und Arbeiter. 
Doch gerade im Arbeitermilieu, ob er¬ 
werbstätig oder arbeitslos, artikuliere 
sich im Ergebnis einer doppelten his¬ 
torischen Enttäuschung mit dem „Ar¬ 
beiter- und Bauernstaat“ und nach der 
Wende mit einer CDU, die Wohlstand 
versprach und soziale Unsicherheit 
brachte, „der Sozialprotest mittlerweile 
immer stärker mit rechten Vorzeichen“, 
konstatiert Gebhardt. 

Konkret wirbt Gebhardt für „vier 
Garanten grundsätzlicher Gleichheit 
in unserer Gesellschaft“: Längeres ge¬ 
meinsames Lernen an der Schule bis 
mindestens Klasse 8, eine Bürgerin¬ 
nen- und Bürgerversicherung für alle, 
eine solidarische Mindestrente und 
die sanktionsfreie Mindestsicherung 
für alle. 

Gebhardt, der selbst zu den Befür¬ 
wortern von Regierungsbündnissen 
zwischen seiner Partei und SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen gehört, diag¬ 
nostiziert in seinem Papier - im Gegen¬ 
satz zu den anderen Parteien - „keine 
Flüchtlings-, sondern eine allgemeine 
Integrationskrise“. Er stellt außerdem 
unumwunden fest, dass das Modell 
„Rot-Rot-Grün“, außerhalb von Thü¬ 
ringen, wo es „ebenso effizient wie ge¬ 
sellschaftlich anerkannt gut funktio¬ 
niert“, in „die Defensive geraten“ sei. 
So hätten die besagten drei Parteien bei 
den Landtagswahlen trotz gestiegener 
Wahlbeteiligung „unterm Strich mehr 
als eine Viertelmillionen Stimmen ver¬ 
loren“. (bern) 
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PAME für Flüchtlinge 

Nach offiziellen Angaben sitzen seit 
Montag über 50 000 Flüchtlinge in 
Griechenland fest. Die Gewerkschafts¬ 
front PAME organisiert Solidarität. Sie 
hatte die griechischen Gewerkschaften 
und Massenorganisationen aufgerufen, 
Sachspenden zu sammeln, um den drin¬ 
gendsten Bedarf der Flüchtlinge zu de¬ 
cken: Lebensmittel, Hygieneprodukte 
und Ähnliches und verteilte diese Güter 
an allen Orten, an denen eine größere 
Zahl von Flüchtlingen auf ihre Weiter¬ 
reise wartet. PAME stellte fest: „Das 
Problem kann trotzdem nicht durch die 
Solidarität des Volkes gelöst werden, wie 
stark sie auch sein mag.“ PAME fordert, 
allen Flüchtlingen die Reise in ihre Ziel¬ 
länder zu ermöglichen, die menschliche 
Versorgung für die Dauer des erzwun¬ 
genen Aufenthaltes in Griechenland zu 
sichern und das Ende jeder Beteiligung 
der griechischen Regierung an imperia¬ 
listischen Interventionen. 

Keinen Putsch 

„Näo vai ter golpe“, es wird keinen 
Putsch geben, rief der frühere brasili¬ 
anische Präsident Lula da Silva seinen 
Anhängern zu. Mehr als eine Million 
von ihnen demonstrierten in verschie¬ 
denen Städten, um die Präsidentin Dil- 
ma Rousseff und Lula zu unterstützen. 
Zu den Demonstrationen hatten rund 60 
Organisationen aufgerufen, darunter die 
seit 2003 regierende Arbeiterpartei (PT) 
von Rousseff und die Kommunistische 
Partei Brasiliens (PC do B). 

Die rechte Opposition wirft der 
Präsidentin und ihrem Vorgänger vor, 
in den großen Korruptionsskandal um 
den staatlich kontrollierten Ölkonzern 
Petrobras verwickelt zu sein. Gegen 
Rousseff läuft ein Amtsenthebungsver¬ 
fahren wegen angeblicher Ungereimt¬ 
heiten bei der Finanzierung ihrer Wahl¬ 
kampagne. Sie machte Lula zum Chef 
ihres Kabinetts. Das sei keine Flucht vor 
dem Zugriff der Justiz, betont die Re¬ 
gierung. Lula sagte, die Opposition habe 
ihre Wahlniederlage von 2014 bis heute 
nicht verwunden. 

Armut und Lohnsenkungen 

Die Zahl der russischen Bürger, die in 
Armut leben, ist im vergangenen Jahr 
deutlich gestiegen. 2015 lebten 19,2 Mil¬ 
lionen Menschen unterhalb der Armuts¬ 
grenze, das sind 13,4 Prozent der russi¬ 
schen Bevölkerung. Das teilte das Sta¬ 
tistikamt Rossstat am Montag mit. Das 
waren 3,1 Millionen Menschen mehr als 
2014. Das Existenzminimum lag umge¬ 
rechnet bei 122 Euro im Monat, das ent¬ 
spricht einem Viertel des Durchschnitts¬ 
lohns. 

5,8 Prozent der Erwerbsfähigen, 4,5 
Millionen Menschen, waren im Febru¬ 
ar arbeitslos. Die Reallöhne fallen. Im 
Februar verdienten die Beschäftigten in 
Russland im Durchschnitt 6,9 Prozent 
weniger als ein ein Jahr zuvor. 

Verstöße gegen Waffenruhe 

Russland droht mit neuen Angriffen in 
Syrien. Grund dafür seien andauernde 
Verstöße gegen die Waffenruhe. Das rus¬ 
sische Außenministerium teilte mit, die 
russischen Streitkräfte seien bereit, ge¬ 
gen Kämpfer vorzugehen, die sich nicht 
an die im Februar vereinbarte Feuerpau¬ 
se halten. 

Langer Krieg 

Eine bewaffnete Miliz in Libyen hat mit 
einem „langen Krieg“ gegen die von der 
UNO vermittelte „Einheitsregierung“ 
gedroht, die in den kommenden Tagen 
ihre Arbeit in Tripolis aufnehmen soll. 
Man werde jeden vernichten, der versu¬ 
che, die neue Regierung unter Minister¬ 
präsident Fajis al-Sarradsch zu schützen, 
sagte die „Operationszentrale der liby¬ 
schen Revolutionäre“ nach Angaben 
der unabhängigen Webseite Al-Wasat 
am Freitag. 

Kurz zuvor hatte Al-Sarradsch ange¬ 
kündigt, sein Kabinett werde „innerhalb 
weniger Tage“ in die Hauptstadt Tripolis 
umziehen, wo derzeit eine islamistische 
Regierung residiert. In der nordöstli¬ 
chen Stadt Tobruk gibt es derweil noch 
die ursprünglich vor allem vom Westen 
anerkannte Führung. Die „Einheitsre¬ 
gierung“ soll die beiden rivalisierenden 
Regierungen ersetzen. UNO-Vermittler 
Martin Kobler hatte sich für eine schnel¬ 
le Machtübergabe ausgesprochen. 


Stolz auf Molenbeek 


Belgien: Angeblich ein Terrorstadtteil - die Partei der Arbeit kennt die Menschen dort 



Tony Busselen ist Mitglied der in¬ 
ternationalen Abteilung beim Na¬ 
tionalrat der belgischen Partei der 
Arbeit (PTB-PvdA). 


UZ: In den Medien ist zu lesen, dass 
der Brüsseler Stadtteil Molenbeek eine 
Brutstätte für Terroristen ist. 

Tony Busselen: Das ist lächerlich. Aus 
Antwerpen haben sich mehr Personen 
dem „Islamischen Staat“ (IS) in Syrien 
angeschlossen als aus Molenbeek. Es 
war einfach ein Zufall, dass die Atten¬ 
täter von Paris in Molenbeek und nicht 
in einer anderen Stadt lebten. 

Tatsache ist, dass in Molenbeek 
sehr viele Muslime leben. Die werden 
jetzt stigmatisiert. Die Leute in Mo¬ 
lenbeek waren schockiert darüber, 
wie die Medien über ihren Stadtteil 
berichtet haben. Die Stimmung ist: 
„Was sie dort beschreiben, ist nicht 
unser Stadtteil!“ Es hat auch eine gro¬ 
ße Kundgebung gegeben, da sind zwei 
oder dreitausend Einwohner Molen¬ 
beeks - Belgier und Migranten - ge¬ 
kommen und haben gesagt: „Wir sind 
stolz auf unsere Stadt, wir finden uns 
nicht damit ab, was für ein Bild von 
uns gezeichnet wird.“ 

UZ: Gibt es dort kein Problem mit re¬ 
aktionären Islamisten? 

Tony Busselen: Die Behörden sagen: 
Das Problem sind die Moscheen, dort 
werde islamistische Propaganda be¬ 
trieben. Es gibt ein großes Netzwerk, 
das Kämpfer für Syrien anwirbt. Das 
Problem sind nicht die Moscheen. Die 
Behörden sollten nach diesem Netz¬ 
werk suchen, das Kämpfer rekrutiert - 
diese Werber sind Kriminelle, sie soll¬ 
ten vor Gericht gestellt werden. Aber 
das passiert nicht. Stattdessen stigma¬ 
tisieren sie alle Muslime. 

UZ: Die Partei der Arbeit (PTB-PvdA) 
hat gute Kontakte zu den Einwohnern 
Molenbeeks. 

Tony Busselen: Ja, das fängt schon da¬ 
mit an, dass die Organisation „Medi¬ 
zin für das Volk“ dort ein Ärztehaus 
betreibt. Das ist eine Initiative der 
PTB-PvdA, die eine kostenlose Ge¬ 
sundheitsversorgung anbietet. Unsere 
Partei stellt in Molenbeek auch einen 
Gemeinderat. Dieser Genosse, Dirk de 


Block, hat als Sozialarbeiter im Stadt¬ 
teil gearbeitet, er kennt die Gemein¬ 
schaft. 

UZ: Er hat ein umfangreiches Pro¬ 
gramm aus gearbeitet, wie der Staat mit 
der Terror ge fahr umgehen sollte. 

Tony Busselen: Ein Sechs-Punkte- 
Programm. Kurz zusammengefasst: 
1. Keine Maßnahmen, die die ganze 
Bevölkerung treffen. Es sind die kri¬ 
minellen Netzwerke, die verfolgt wer¬ 
den müssen. 2. Es muss ein Programm 
zur Deradikalisierung geben. Es geht 
um Beratung für diejenigen, die unter 
dem Einfluss von Sektenpropaganda 
stehen, und ihre Angehörigen. Es geht 
nicht um Repression. 3. müssen alle 
mobilisiert werden, die zu den betrof¬ 
fenen Jugendlichen Kontakt haben. 4. 
Die Unterschiede anerkennen - keine 
Diskriminierung, keine Stigmatisie¬ 


rung. 5. Wir brauchen einen sozialen 
Notfallplan. Schon 1991, als es Unru¬ 
hen von Jugendlichen in Brüssel gege¬ 
ben hatte, sagten alle: Wir müssen für 
Arbeit und Ausbildung sorgen. Damit 
waren alle einverstanden. Niemand hat 
irgendetwas unternommen. 6. brau¬ 
chen wir eine andere Außenpolitik: 
Wenn die belgische Regierung Kriege 
anheizt, wenn sie Verbündete wie den 
saudischen König hat - wie willst du 
Jugendliche überzeugen, dass dessen 
islamistische Ideen falsch sind? 

UZ: Welche Bedeutung hat die Schul¬ 
politik? 

Tony Busselen: Auch das ist Teil des 
sozialen Notfallplans, den wir fordern. 
Ich habe fünf Kinder, ich weiß, wovon 
ich rede. Das fängt schon im Kinder¬ 
garten an, da fehlen die Plätze. Die 
Klassen sind zu groß, die Schulgebäu¬ 


de sind heruntergekommen. Viele ver¬ 
lassen die Schule ohne Abschluss. Für 
uns sind das die eigentlichen Proble¬ 
me. Die Regierung will darüber nicht 
sprechen. 

UZ: Stattdessen sehen wir in der Zei¬ 
tung die Bilder von Soldaten, die auf 
öffentlichen Plätzen patrouillieren ... 

Tony Busselen: Überall stehen Solda¬ 
ten. Sie tragen große Gewehre. Wenn 
es auf einem Markt, in der U-Bahn, ei¬ 
nen Anschlag geben sollte, was wollen 
sie dann machen - in die Menge schie¬ 
ßen? Da geht es nicht um Schutz vor 
dem Terrorismus, da geht es um die Mi¬ 
litarisierung der Gesellschaft. Die Leu¬ 
te sollen sich daran gewöhnen, dass das 
Militär auf der Straße präsent ist. Wir 
kritisieren das. 

Der Innenminister Jan Jambon hat 
im November verkündet: „Ich werde in 
Molenbeek aufräumen.“ Neulich hat er 
gefordert, die Fingerabdrücke der ge¬ 
samten Bevölkerung zu erfassen. Auf 
diese Weise behauptet die Regierung, 
den Terrorismus zu bekämpfen - mit 
Überwachung, Repression und Stig¬ 
matisierung. Das macht den Leuten 
Angst. 

Interview: Olaf Matthes 


Grauen in Brüssel 

Unmittelbar nach den Terroranschlägen in Brüssel am Dienstag erklärte die 
PTB-PvdA: 

„Grauen am Flughafen Zaventem und in der Brüsseler Metro. Alle unsere Ge¬ 
danken sind mit den Opfern und ihren Angehörigen. Wir sprechen dem Flugha¬ 
fenpersonal und den Mitgliedern der Rettungsdienste Mut zu.“ 


Kriegsvorbereitung in Ostasien 

Berliner Politikberater rechtfertigen Kanonenboot-Diplomatie 


Kurz vor Joachim Gaucks mit Pomp 
veranstalteten ersten offiziellen Be¬ 
suchs in der Volksrepublik China hat 
die Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP) eine Analyse veröffentlicht, 
die sich mit den Auseinandersetzun¬ 
gen zwischen der Volksrepublik und 
den USA im Südchinesischen Meer 
befasst. Die SWP ist das wichtigste po¬ 
litische Beratungsinstitut der Bundes¬ 
regierung. Seine Aussagen haben damit 
halboffiziellen Charakter. 

Anlass für die Erstellung der Ana¬ 
lyse waren vielbeachtete Durchfahrten 
von US-Kriegsschiffen durch von Chi¬ 
na beanspruchte Gewässer im Südchi¬ 
nesischen Meer. In der Zwölf-Meilen- 
Zone übt nach internationalem Recht 
und Praxis der Küstenstaat volle Sou¬ 
veränität aus. Erklärtes Ziel der US- 
Operationen war es, die Rechtsauffas¬ 
sung der US-Regierung durchzusetzen, 
der zufolge Kriegsschiffe die Zwölf- 
Meilen-Zone jederzeit durchqueren 
dürfen. Dem steht die Auffassung der 
chinesischen Regierung entgegen, dass 
der Küstenstaat eine solche Passage 
genehmigen, zumindest aber über sie 
informiert werden muss. Dessen un¬ 
geachtet will man in Washington nun 
schlicht Fakten schaffen: „Ich hoffe 
weiterhin, dass diese Operationen so 
alltäglich werden, dass China und an¬ 
dere Anspruchsteller sie als normale 


Ereignisse hinnehmen“, erklärte der 
Vorsitzende des Streitkräfteausschus¬ 
ses im US-Senat, John McCain. 

In ihrer Opposition gegen US-Pro- 
vokationen wie diejenigen im Südchi¬ 
nesischen Meer ist die Volksrepublik 
keineswegs isoliert. „Ähnlich wie Chi¬ 
na reklamieren auch andere Staaten 
exklusive Rechte“ in ihrer Zwölf-Mei- 
len-Zone, heißt es in der aktuellen Un¬ 
tersuchung der SWP. In China herrsche 
ebenso wie in Vietnam, Malaysia, In¬ 
dien, Iran oder Sri Lanka die Rechts¬ 
auffassung, Küstenstaaten dürften mi¬ 
litärische Aktivitäten nicht nur in ihrer 
Zwölf-Meilen-Zone, sondern auch in 
ihrer Ausschließlichen Wirtschaftszo¬ 
ne (AWZ) regulieren. Wie die SWP 
berichtet, sind US-Kriegsschiffe in den 
vergangenen Jahrzehnten immer wie¬ 
der gegen den Willen von Küstenstaa¬ 
ten in deren Seegebiete eingedrungen. 
Betroffen gewesen seien unter ande¬ 
rem Iran, Nicaragua, Ecuador, Viet¬ 
nam, Südkorea und Taiwan. Laut SWP 
handelt es sich bei den US-Operatio- 
nen, auch wenn sie häufig keine gro¬ 
ße Aufmerksamkeit fänden, „letzten 
Endes“ um „moderne Kanonenboot- 
Diplomatie“, was die deutsche Stiftung 
offensichtlich nicht als Kritik daran 
verstanden wissen will. 

Während es offiziell stets heißt, mit 
ihrem provokativen Vorgehen nicht 


zuletzt im Südchinesischen Meer si¬ 
cherten die US-Streitkräfte lediglich 
„offene Seewege“ im Sinne des „freien 
Welthandels“, weist die SWP auf den 
militärischen Hintergrund der „Free¬ 
dom of Navigation“-Operationen hin. 
Wolle man „zum Schutz eines Bünd¬ 
nispartners beispielsweise in Ostasi¬ 
en“ militärisch intervenieren, ohne 
die Küstengewässer vor den umstrit¬ 
tenen Inseln nutzen zu können, dann 
müssten die eigenen Streitkräfte sich 
mit „großräumig im See- und Luft¬ 
raum erheblich verringerte [n] Einwir¬ 
kungsmöglichkeiten“ begnügen. „Da¬ 
von wären schiffseigene Sensoren und 
Wirkmittel ebenso betroffen wie U- 
Boote, die nur mehr aufgetaucht sol¬ 
che Gebiete passieren dürften“, kons¬ 
tatiert die SWP - mit „signifikante [n] 
Auswirkungen auf die Außen- und 
Sicherheitspolitik der USA und ihrer 
Verbündeten“ wie auch auf „operati¬ 
ve Aspekte der Militärstrategie und 
-technologie“ 

Im Falle der Inseln im Südchinesi¬ 
schen Meer wiegt das umso schwerer, 
als diese eine nicht unerhebliche Be¬ 
deutung für Chinas Landesverteidi¬ 
gung besitzen. Die SWP hat das bereits 
im Herbst ausführlich beschrieben, als 
die westlichen Staaten energisch ge¬ 
gen den Bau militärisch nutzbarer Inf¬ 
rastruktur durch die Volksrepublik auf 


einigen der Inseln protestierten. Man 
solle den Schritten keine größere Be¬ 
deutung für etwaige offensive Militär¬ 
operationen Pekings beimessen, hieß es 
damals, sondern sie als vorwiegend de¬ 
fensive Maßnahmen werten. Die Ausei¬ 
nandersetzungen um die Navigations¬ 
freiheit, die Washington künftig sogar 
noch häufiger durchführen will, drehen 
sich also faktisch um die Zulässigkeit 
militärischer US-Operationen unmit¬ 
telbar vor Verteidigungsanlagen der 
Volksrepublik China. 

Mit Blick auf die zunehmenden 
Spannungen auch im Südchinesischen 
Meer hat erst kürzlich der Präsident 
der Bundesakademie für Sicherheits¬ 
politik, Karl-Heinz Kamp, zu einem 
„engere[n] Schulterschluss der west¬ 
lichen Welt“ aufgerufen. Ein solcher 
Schulterschluss sei auch deswegen nö¬ 
tig, weil China sich „zu einem Gegen¬ 
gewicht zur bisherigen Ordnungsmacht 
USA 4 aufbaue. Die Ansicht, man solle 
sich im Fall einer Eskalation des Kon¬ 
flikts auf die Seite der Vereinigten Staa¬ 
ten schlagen, ist im Berliner Establish¬ 
ment immer wieder vertreten worden. 
Zuletzt plädierte die SWP in einer Stu¬ 
die dafür, sich im Ernstfall nicht neu¬ 
tral zu verhalten, sondern gegenüber 
China „einen sanktionsbewehrten Di¬ 
alog“ zu führen: Wirtschaftssanktio¬ 
nen, falls China im Streit nicht nachge¬ 
be, bei gleichzeitigem Aufbau massiven 
Drucks. Das Szenario ähnelt der Ag¬ 
gressionspolitik des Westens gegenüber 
Russland. 
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Wie Kuba einen US-Präsidenten empfängt 

Obama muss das Scheitern der Blockade als Sieg verkaufen 



M it großem medialen Getöse 
reiste US-Präsident Barack 
Obama samt Familie und als 
Kopf einer vierzigköpfigen Delegation 
nach Havanna. Es handelt sich um den 
zweiten Besuch eines amtierenden US- 
Präsidenten in Kuba überhaupt. 

Mit dem zweitägigen Aufenthalt 
Obamas wird der im Dezember 2014 
begonnene Gesprächsprozess zwi¬ 
schen beiden Staaten fortgeführt und 
bekräftigt. Kuba fordert von den USA 
dabei unverändert die Normalisierung 
der Beziehungen. Der kubanische Re¬ 
gierung insistiert, sie wolle keine Aus¬ 
nahmeregelungen von der Blockade, 
sondern deren Abschaffung. Obamas 
in Havanna getätigte, eher allgemein 
gehaltene kritische Andeutungen in 
Sachen Menschenrechte wirken eher 
komisch, sind doch die USA weltweit 
wegen der anhaltenden Folterungen 
im Lager Guantanamo in der Kritik. 
Fast realistisch hatte die US-Regierung 
nach Berichten der Nachrichtenagen¬ 
tur AP wohl deshalb schon im Vorfeld 
erklären lassen, man erwarte nicht, 
durch den Besuch signifikante Ände¬ 
rungen in der Position der kubanischen 
Regierung in „Menschenrechtsange¬ 
legenheiten“ zu erreichen. Das Lager 
in Guantanamo auf Kuba ist schließ¬ 
lich auch mit der kubanischen Forde¬ 
rung nach der Auflösung der von den 
USA illegal betriebenen Militärbasis 
verbunden. Die Frage stellt sich auch 
nach der Legitimität anderer über 70 
bestehender US-Militärbasen in La¬ 
teinamerika. 

Die Forderung Kubas nach einem 
Ende der subversiven Programme ge¬ 
gen Kuba trifft auf wütende Attacken 
der Exilrechten in den USA. Schon im 
Vorfeld des Besuches waren kubani¬ 
sche „Dissidenten“ in Miami in staat¬ 
lich finanzierten Seminaren auf Stör¬ 
aktionen gegen den Obama-Besuch 
eingestimmt worden. Im Hintergrund 
dieser Aktivitäten stehen bekannte Ter¬ 
roristen wie der verurteilte Gewalttäter 
Santiago Älvarez, die darum kämpfen, 
nicht von den Geldströmen der US-Re- 
gierung abgehängt zu werden. Letzten 
Endes demonstrierte die zivile Abtei¬ 
lung der Miami-Mafia, die „Damen in 
Weiß“, in Havanna nicht für, sondern 
gegen den US-Präsidenten. Damit 
machten die kubanischen Konterre¬ 
volutionäre es Obama während sei¬ 


nes Havannabe¬ 
suches praktisch 
unmöglich, ihre 
Position auch 
nur ansatzweise 
zu rechtfertigen. 

Obamas Ku¬ 
ba-Besuch dürfte 
auch davon moti¬ 
viert worden sein, 
vor Ablauf seiner 
Amtszeit sein po¬ 
litisches Erbe als 
US-Präsident zu 
definieren. Den 
Händedruck mit 
Raul Castro me¬ 
dienwirksam zu 
inszenieren, war 
darum geboten. 

Für den US-Prä- 
sidenten bedeu¬ 
tete das auf der 
anderen Seite, 
dass er an der 
Seite des im bis 
heute gültigen 
Helms-Burton- 
Act zur persona 
non grata erklär¬ 
ten Raul Castro 
Lippenbekennt¬ 
nisse zur kuba¬ 
nischen Souve¬ 
ränität abgeben 
musste. Allge¬ 
meiner gespro¬ 
chen stand und 
steht er vor dem 
Problem, die mit 
dem Scheitern 
der US-Blockadepolitik gegen Kuba 
verbundene Niederlage als Sieg ver¬ 
kaufen zu müssen. Raul Castro hat zu¬ 
dem in Gegenwart des US-Präsidenten 
wieder einmal unterstrichen, dass das 
sozialistische Kuba nicht daran denke, 
seine revolutionären Prinzipien in Fra¬ 
ge zu stellen. 

Auch die kubanische Bevölke¬ 
rung ist sehr empfindlich gegenüber 
Versuchen von außen und insbeson¬ 
dere seitens der USA, die kubanische 
Souveränität zu unterlaufen. Die Ob- 
ama-Regierung ist sich der Problema¬ 
tik bewusst und zeigte sich bemüht, 
volkstümliche Anknüpfungspunkte zu 
schaffen. Deshalb reiste Obama mit 
Frau und Töchtern nach Havanna. Der 


Spaziergang des US-Präsidenten durch 
die koloniale Altstadt wurde nicht zu¬ 
fällig auf den Palmsonntag gelegt, an 
dem in in der christlichen Tradition 
des triumphalen Einzugs Jesu Christi 
in Jersualem gedacht wird. Der trium¬ 
phale Aspekt fiel aber dank ungewöhn¬ 
lich starker Regengüsse ins Wasser. 
Immerhin führten die ersten Schritte 
die Präsidentenfamilie in die Kathed¬ 
rale von Havanna, um dort den kuba¬ 
nischen Erzbischof Jaime Ortega vor 
den Kameras zu begrüßen. 

Im Vorfeld des Besuchs hatte die in 
Kuba bei Staatsbesuchen übliche Ver¬ 
öffentlichung des Lebenslaufes von Ba¬ 
rack Obama in der Parteizeitung Gran- 
ma kritische Anmerkungen provoziert. 


In derselben Zeitung waren wenige 
Tage vor dem Besuch Diskussionsbei¬ 
träge veröffentlicht worden, in denen 
der bekannte Intellektuelle Fernando 
Martmez Obamas Kurzbesuch öffent¬ 
lich als Teil einer Kriegsführung gegen 
Kuba bezeichnet hatte. Wenige Tage 
zuvor hatte die Granma im Hinblick 
auf die Verhandlungen mit den USA 
gefordert, Kuba dürfe niemals Ver¬ 
handlungen mit anderen Staaten unter 
Drohungen oder Druck einer ausländi¬ 
schen Macht führen. 

Kubas Staatschef Raul Castro nahm 
den Besuch des Präsidenten der größ¬ 
ten Militär- und Wirtschaftsmacht ge¬ 
lassen hin. Als Obama in Havanna aus 
seiner Maschine „Air Force One“ klet¬ 


terte, stellten die mitgereisten Journa¬ 
listen fest, dass lediglich Außenminister 
Rodriguez gekommen war, um Obama 
zu begrüßen. In den US-Medien sorgte 
das für Aufregung, und der US-Regie- 
rungssprecher sah sich gar zu der Fest¬ 
stellung gezwungen, eine Anwesenheit 
Castros auf dem Rollfeld sei nie Thema 
gewesen. Wie das sozialistische Kuba 
Freunde empfängt, hatte es allerdings 
kurz zuvor deutlich gemacht: unmit¬ 
telbar vor Obamas Ankunft wurde 
Venezuelas Präsident Nicolas Maduro 
in Havanna von Raul Castro mit dem 
Jose-Marti-Orden, der höchsten Aus¬ 
zeichnung des Landes, geehrt. 

Tobias Kriele 
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Antifaschisten unerwünscht 

Lettland: Nazikollaborateure marschieren, Polizei schiebt VVN-Mitglieder ab 


Bevor am 16. März in der lettischen 
Hauptstadt Riga 1 500 rechte De¬ 
monstranten der Nazikollaborateu¬ 
re der „Lettischen Legion“ gedach¬ 
ten, bekundete der lettische Präsident 
Andris Berzins ihnen seinen Respekt. 
„Es haben so viele Menschen ihr Leben 
für die Zukunft Lettlands verloren. Ich 
sehe keinen Grund, dies zu leugnen“, 
zitierte ihn die „Süddeutsche Zeitung“. 

Dass die lettischen Marionetten¬ 
truppen im Krieg an der Seite der 
deutschen Faschisten gegen die Rote 
Armee Verluste hatten, leugnet nie¬ 
mand. Dass die „Lettische Legion“ 
ein Teil der Waffen-SS war, dass diese 
Truppe aus Einheiten gebildet wurde, 
die zwischen 1941 und 1943 große Teile 
der lettischen Juden ermordet hatten, 
ist aus Sicht der lettischen Regierung 
zumindest nicht das entscheidende. Sie 
genehmigte auch in diesem Jahr den 
Aufmarsch, an dem auch noch lebende 
Veteranen der lettischen SS-Verbände 
teilnahmen. „Die da aufmarschieren, 
sind diejenigen, die den Holocaust in 
Lettland organisiert haben“, sagt Mar¬ 
kus Tervooren, Geschäftsführer der 
Berliner VVN-BdA. Er wollte sich mit 
anderen VVN-Mitgliedern dem Protest 
gegen die Naziverherrlichung in Riga 
anschließen. Die Polizei schob ihn und 
vier weitere deutsche Antifaschisten ab. 

Auch die VVN-Vorsitzende 
Cornelia Kerth hatte geplant, am 


15. März nach Riga zu fliegen. Baltic 
Airlines erlaubte ihr nicht, ins Flug¬ 
zeug zu steigen. Markus Tervooren 
schaffte es mit einer Gruppe von 20 


Personen bis zum Flughafen nach 
Riga. Dort nahm die Grenzpolizei 
ihn und fünf weitere Antifaschisten 
aus Deutschland fest. Sie führte die 
Fünf in einen kleine Raum, hielt sie 
dort einige Stunden fest, stellte vor al¬ 
lem Fragen über die Kontakte, die die 
VVN in Lettland hat. 


Die deutsche Gruppe wies darauf 
hin, dass sie vorhätten, sich an einer ge¬ 
nehmigten Kundgebung zu beteiligen - 
den Protesten gegen den Aufmarsch 


der Nazikollaborateure, den die Orga¬ 
nisation „Lettland ohne Rassismus“ or¬ 
ganisiert hatte. 

Tervooren und die vier anderen hat¬ 
ten schon 2014 an den Protesten gegen 
den „Tag der Legionäre“ teilgenom¬ 
men. Bereits damals hatte die Polizei 
sie genau beobachtet und schon bei der 


Einreise ihren Bus kontrolliert und die 
Personalien festgestellt. Das war die 
Grundlage dafür, dass die lettischen 
Behörden sie nun zu „unerwünsch¬ 
ten Personen“ erklärten. Die Beam¬ 
ten drohten damit, sie in ein Internie¬ 
rungslager nahe der weißrussischen 
Grenze zu stecken, wenn sie nicht so¬ 
fort „freiwillig“ wieder ausreisen wür¬ 
den. Der entsprechende Beschluss kam 
aus dem lettischen Innenministerium, 
wurde den Festgenommenen aber nur 
auf Lettisch vorgelegt. Da sie sich wei¬ 
gerten, freiwillig auszureisen, brachten 
die Grenzpolizisten sie in einem vergit¬ 
terten Fahrzeug zur litauischen Gren¬ 
ze. Die Polizei hatte Tickets für einen 
Fernbus gekauft, den hielt sie auf der 
Strecke an, setzte Tervooren und die 
anderen hinein und schob sie damit ab. 

Als Tervooren 2014 nach Riga ge¬ 
reist war, beobachteten deutsche Zi¬ 
vilpolizisten schon in Berlin den Bus. 
Offenbar hatten die lettischen und 
die deutschen Behörden in dieser Sa¬ 
che Informationen ausgetauscht. „Uns 
würde sehr interessieren, welche Rol¬ 
le die Bundesregierung dabei spielt“, 
sagt Tervooren und kündigt an, dass 
die VVN versucht juristisch gegen die 
Abschiebung vorzugehen. 

Die 15 anderen Antifaschisten, die 
aus Deutschland angereist waren, nah¬ 
men an dem Protest teil. „Aber sie sind 
ununterbrochen von der Polizei beläs¬ 


tigt worden“, sagt Tervooren. Die Be¬ 
amten standen in der Lobby des Hotels, 
klopften an die Zimmertüren und woll¬ 
ten klarmachen, dass sie besser nicht zur 
Kundgebung gehen sollten. Die antifa¬ 
schistische Kundgebung am 16. März 
war völlig von der Polizei umstellt. 

Nach Riga schickten die Faschisten 
Deportationszüge mit Juden aus Ber¬ 
lin. „Unter unseren Mitgliedern gibt 
es einige, die dort Angehörige verloren 
haben. Diese Proteste brauchen drin¬ 
gend Unterstützung, es sind sehr weni¬ 
ge, die sich trauen zu protestieren“, so 
Tervooren. Die meisten, die sich betei¬ 
ligen, sind jüdischer Herkunft und ge¬ 
hören zur großen russischsprachigen 
Minderheit des Landes. In der offizi¬ 
ellen lettischen Geschichtserzählung 
sind die Nazikollaborateure Freiheits¬ 
kämpfer, die die lettische Unabhän¬ 
gigkeit gegen die sowjetischen Unter¬ 
drücker verteidigt hätten. Diejenigen, 
die sich gegen den reaktionären Auf¬ 
marsch stellen, stellten sich dagegen 
auf die Seite Russlands und gegen die 
lettische Nation. 2014, als die deutschen 
Antifaschisten vor dem Protest unter 
Polizeibeobachtung im Hotel zu Abend 
aßen, erschien ein Fernsehteam. „Die 
stürmten rein, es ging nicht darum, uns 
Fragen zu stellen“, berichtet Terhoo- 
ven. „Der Tenor des Berichts: Wir sei¬ 
en Agenten Moskaus.“ 

Olaf Matthes 



„Die da aufmarschieren, sind diejenigen, die den Holocaust in Lettland organi¬ 
siert haben“: Veteran der lettischen Waffen-SS. 
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Auf dem Weg in den 2. Weltkrieg 


Zur Appeasementpolitik Großbritanniens und Frankreichs 


A m Morgen des 7. März 1936 rück¬ 
ten drei Bataillone der Wehr¬ 
macht in das entmilitarisierte 
Rheinland ein. Garnisonen entstan¬ 
den in Aachen, Trier und Saarbrücken. 
Zur gleichen Zeit wurde den Botschaf¬ 
tern in Paris, London, Rom und Brüssel 
die Erklärung der Hitlerregierung zum 
Einmarsch übergeben. 

Nach dem Ersten Weltkrieg wurde 
das Rheinland von den Alliierten be¬ 
setzt. Es war aus wirtschaftlichen Grün¬ 


Für den eigentlich durch das faschis¬ 
tische Deutschland erst zu einem spä¬ 
teren Zeitpunkt geplanten Einmarsch 
der eigenen Truppen gab es Anfang 
1936 eine günstige Situation: Der da¬ 
malige britische Premier MacDonald 
hatte schon auf der Konferenz von Lau¬ 
sanne 1932 die französische Regierung 
gedrängt, den deutschen Forderungen 
nach einer Revision des Versailler Ver¬ 
trags nachzugeben. Dessen Beschwich¬ 
tigungspolitik (Appeasement-Politik) 



Am 16. März 1935 wurde die allgemeine Wehrpflicht wieder eingeführt 



Münchener Abkommen: Hitler und der britische Premier Chamberlain (r.) 


den und für die Rüstungspolitik von 
großer Bedeutung: Zur entmilitarisier¬ 
ten Zone gehörten Teile des Ruhrgebie¬ 
tes, des industriellen Zentrums Deutsch¬ 
lands und der Rüstungsindustrie. Im 
Friedensvertrag von Versailles wurde 
es Deutschland „untersagt, Befestigun¬ 
gen, sowohl auf dem linken Ufer des 
Rheins wie auch auf dem rechten Ufer 


wurde in den Folgejahren auch von sei¬ 
nen Nachfolgern, vor allem von Nevil- 
le Chamberlain, verfolgt. Deutschland 
konnte, auch nach der Machtübertra¬ 
gung an Hitler, davon ausgehen, dass 
Großbritannien trotz der Aufrüstungs¬ 
politik des faschistischen Deutsch¬ 
lands an Wirtschaftsbeziehungen und 
der Einbeziehung Deutschlands in ein 



Legion Condor im Spanienkrieg (1936-39), Beladung eines Heinkel-Bombers 


westlich einer 50 Kilometer östlich die¬ 
ses Flusses gezogenen Linie beizube¬ 
halten oder zu errichten.“ Im Artikel 43 
wurde Deutschland jegliche militärische 
Mobilmachung in dem Gebiet verboten. 
Sollte Deutschland die genannten Be¬ 
stimmungen verletzen, würde dies als 
„feindliche Handlung gegenüber den 
Signatarmächten (...) und als Störung 
des Weltfriedens betrachtet.“ Im Vertrag 
von Locarno vom 1. Dezember 1925, 
den Deutschland freiwillig unterzeich¬ 
net und ratifiziert hatte, wurden diese 
Bestimmungen bekräftigt. 

Die im Rheinland zusätzlich, auch 
gemäß des Versailler Vertrags, eigent¬ 
lich auf 15 Jahre stationierten Truppen 
Frankreichs und anderer Staaten wur- 
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den mit der Annahme des Young-Pla- 
nes durch Deutschland vorzeitig bis zum 
30. Juni 1930 abgezogen. Dies setzte je¬ 
doch in keiner Weise die Bestimmungen 
über die Entmilitarisierung außer Kraft. 


System der europäischen Sicherheit in¬ 
teressiert war und nicht an einer Zu¬ 
spitzung oder gar einem militärischen 
Konflikt - was auch innenpolitische und 
ökonomische Gründe hatte. Das mach¬ 
te auch die Zurückhaltung der West¬ 
mächte im Zusammenhang mit der ita¬ 
lienischen Aggression gegen Äthiopien 
deutlich. Anfang März war der Krieg 
dort bereits entschieden (vgl. UZ vom 
29.1.). In Frankreich standen zudem 
Parlamentswahlen bevor, es war nicht 
absehbar, ob die bestehende Regierung 
eine Mehrheit der Franzosen für ein mi¬ 
litärisches Vorgehen gewinnen könnte. 

Nach außen begründete Hitler - 
noch am 7. März - im Reichstag die 
Besetzung mit der am 28. Februar 
1936 erfolgten Ratifizierung des Bei¬ 
standsvertrags zwischen Frankreich 
und der Sowjetunion im französischen 
Parlament und einer angeblichen Be¬ 
drohung, die dadurch für Deutschland 
entstehe. 

Tatsächlich unternahm Deutsch¬ 
land einen weiteren Schritt, im Versail¬ 
ler Vertrag auf erlegte Bestimmungen 
zu revidieren und günstige Vorausset¬ 
zungen für die weitere Kriegsvorberei¬ 
tungen zu schaffen. 

Am Tag der Besetzung zeigte sich 
die französische Regierung lediglich er¬ 
staunt. Da Bestimmungen der Locar¬ 
no-Verträge durch Deutschlands Vor¬ 
gehen verletzt wurden, trat nach Auf¬ 



fassung Frankreichs der Bündnisfall 
ein. Frankreich hätte bei einem militä¬ 
rischen Vorgehen gegen Deutschland 
durch die Briten unterstützt werden 
müssen, was die britische Regierung 
ablehnte. Daraufhin verstärkte Frank¬ 
reich lediglich seine Truppen entlang 
der Maginot-Linie und wandte sich - 
ohne Folgen - an den Völkerbund. 

Die Appeasement-Politik setzte 
sich fort, als Hitlerdeutschland und 
Italien in Spanien die Putschisten im 
Kampf gegen die Spanische Republik 
mit Waffen und Truppen unterstützten. 
Die „Nichteinmischungspolitik“ Groß¬ 
britanniens und auch Frankreichs be¬ 
günstigte ebenso wie die US-Politik 
der „Neutralität“ die Putschisten, Waf¬ 
fenlieferungen an die Franco-Truppen 
wurden nicht unterbunden. 

Großbritannien protestierte 1938 
auch nicht gegen den „Anschluss“ 
Österreichs an Hitlerdeutschland. Im 
Sommer 1938 konzentrierte das fa¬ 
schistische Deutschland Truppen an 
der Grenze der Tschechoslowakei. Mit 
Hilfe der Henlein-Faschisten wurden 
im Sudetengebiet die Konflikte zwi¬ 
schen der deutschen Minderheit und 
der tschechischen Bevölkerung be¬ 
wusst geschürt. Auf einer internatio¬ 
nalen Konferenz in München Ende 
September 1938, an der die Tschecho¬ 
slowakei nicht beteiligt wurde, gaben 
Großbritannien und Frankreich nach 
und schlossen mit Hitler das Münchner 
Abkommen. 

Nach seiner Rückkehr erklärte 
der britische Premier Chamberlain 


am 30. September 1938, er habe ei¬ 
nen ehrenvollen Frieden mitgebracht: 
„Ich glaube, es ist der Friede für unse¬ 
re Zeit. ... Nun gehen Sie nach Hause 
und schlafen Sie ruhig und gut.“ Diese 
Haltung wurde im Land nicht von allen 
geteilt. Bei der Debatte im Unterhaus 
wurde der Premierminister am 3. Okto¬ 
ber 1938 von wütenden Zwischenrufen 


Der Annexion der sudetendeut¬ 
schen Gebiete am 1. Oktober 1938 folg¬ 
te im März 1939 die Besetzung der ge¬ 
samten Tschechoslowakei. Am 1. Sep¬ 
tember 1939 begann mit dem Überfall 
Hitlerdeutschlands auf Polen der 2. 
Weltkrieg. Die Appeasementpolitik 
der bisherigen britischen Regierun¬ 
gen und auch Frankreichs gaben dem 



Nach der Unterzeichnung des Münchener Abkommens am 29.9.1938 okkupiert 
das faschistische Deutschland erst das Sudetenland (Bild oben) und 1939 den 
Rest Tschechiens. Danach beginnt Deutschland mit dem Überfall Polens den 
zweiten Weltkrieg. 


unterbrochen, er solle sich schämen. 
Chamberlain verteidigte die Preisgabe 
der Tschechoslowakei, die Teile ihres 
Staatsgebietes abtreten musste, dieser 
„kleinen und ritterlichen Nation“, mit 
dem höheren Ziel eines „echten Frie¬ 
dens“ für Europa. 


faschistischen Deutschland nicht nur 
Zeit zum Ausbau seiner militärischen 
Stärke, zur Erprobung von Waffen wie 
in Spanien, sondern auch zur Erringung 
wichtiger strategischer und ökonomi¬ 
scher Vorteile bei der Vorbereitung des 
Krieges. UZ 
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Ihre Kriege, unsere Interessen 

SDAJ-Kampagne soll offene Angebote für antimilitaristischen 
Widerstand schaffen 


UZ: Du heißt eigentlich anders, wirst als 
neugewählter SDAJ-Vorsitzender aber 
nur unter Pseudonym auftreten. War¬ 
um? 

Jan Meier: Es ist Mist, dass ich dazu ge¬ 
zwungen bin. Ich will Lehrer werden, 
der deutsche Staat hält missliebige Per¬ 
sonen aus dem öffentlichen Dienst fern. 
Natürlich ist es ungünstig, wenn ich als 
Bundesvorsitzender nicht mit Namen 
und Gesicht nach außen gehen kann. 
Daran zeigt sich auch, wie demokratisch 
dieser Staat in Wirklichkeit ist. 

UZ: Euer Bundeskongress hat eine po¬ 
sitive Bilanz der letzten zwei Jahre ge¬ 
zogen, gleichzeitig hat die SDAJ kaum 
neue Mitglieder gewonnen. Wie passt das 
zusammen? 

Jan Meier: Mit unserer letzten Kam¬ 
pagne „Ausbeuter outen - Ausbildung 
erkämpfen!“ haben wir uns eine neue 
Verankerung in Betrieb und Gewerk¬ 
schaft erarbeitet. Wir haben neue Kon¬ 
takte in den Gewerkschaftsjugenden 
geknüpft, wir haben den Anteil von 
Azubis, Angestellten, Arbeiterinnen 
und Arbeitern an der Mitgliedschaft 
erhöht. Wir haben gezeigt, dass wir in 
der Lage sind, Missstände in den Betrie¬ 
ben öffentlich zu machen und zu skan- 
dalisieren. Das hieß aber auch, dass wir 
weniger im Bereich Schülerpolitik aktiv 
waren. Daher ist das Durchschnittsalter 
der SDAJ-Mitglieder gestiegen. 

Wir konnten zwar unsere Mitglie¬ 
derzahl kaum steigern, aber die Zahl 
der aktiven Mitglieder hat sich erhöht, 
unsere Aktionstätigkeit hat zugenom¬ 
men. Das ist die Voraussetzung, um of¬ 
fensiv für unsere Positionen zu werben 
und neue Mitglieder zu gewinnen - die 
nötigen Schritte haben wir auf dem 
Kongress beschlossen. 

UZ: Der Kongress hat deutlich gemacht: 
„Raus aus der Szene, ran an die Massen .“ 
Was heißt das für die antimilitaristische 
Arbeit der SDAJ? 

Jan Meier: Moralische Empörung ist 
richtig, sie kann ein Ansatzpunkt für 
Widerstand sein. Sie greift zu kurz, 
wenn sie nicht mit einem Bewusst¬ 
sein über unsere eigenen Interessen 
verbunden ist. Wir wollen in unserer 
Kampagne klarmachen, dass die gro¬ 
ße Mehrheit der Jugendlichen ein ob¬ 
jektives Interesse daran hat, die deut¬ 
schen Kriegseinsätze zu beenden und 
gegen die Militarisierung der Gesell¬ 
schaft aktiv zu werden. Wir sind dieje¬ 
nigen, deren Schulen vergammeln, de¬ 
nen die Ausbildungsplätze fehlen, die 
im Kriegseinsatz an der Front ihr Le¬ 
ben riskieren sollen. 

UZ: Wie wollt ihr das klarmachen? 


Jan Meier: Auf der einen Seite gibt es 
unter Jugendlichen eine breite Ableh¬ 
nung von Kriegseinsätzen. Auf der an¬ 
deren Seite stellt die Shell-Jugendstudie 
fest, dass die Bundeswehr als Institution 
eine relativ hohe Anerkennung genießt. 
Mit unserer Kampagne wollen wir zei¬ 
gen, dass jeder Cent für Krieg und Mi¬ 
litär bei uns fehlt. Wir wollen einfache 
Möglichkeiten aufzeigen, um selbst ge¬ 
gen Krieg und Militarisierung aktiv zu 
werden. 

UZ: Wie erfolgreich sind denn die Wer¬ 
bekampagnen der Bundeswehr unter Ju¬ 
gendlichen? 

Jan Meier: Der Werbeetat der Bundes¬ 
wehr wird seit Jahren immer wieder um 
Millionenbeträge aufgestockt. Erstens 
zeigt das: Die Bundeswehr hat Nach¬ 
wuchsprobleme. Das spricht dafür, dass 
viele Jugendliche instinktiv nicht zum 
Bund wollen, weil sie wissen, dass das 
Tod oder Traumatisierung bedeuten 
kann. Aber zweitens geht die riesige 
Propagandakampagne der Bundeswehr 
nicht spurlos an den Leuten vorbei. 

Wir müssen dagegenhalten und die 
vorhandene Ablehnung der Kriegspoli¬ 
tik in Widerstand umsetzen. Wir haben 
beschlossen, Offene Antikriegs-Treffen 
zu initiieren. Diese Treffen sollen allen 
offenstehen, die sich aus unterschiedli¬ 
chen Gründen gegen Krieg und Milita¬ 
rismus engagieren wollen. Sie sollen ein 
Angebot an diejenigen sein, denen es 
bis jetzt an einer Form und einer Struk¬ 
tur fehlt, um aktiv zu werden. 

UZ: Darin zeigt sich eine Schwäche der 
Friedensbewegung. Wie sollen sich die 
Offenen Antikriegs-Treffen von den bis¬ 
herigen Ansätzen der Friedensbewegung 
unterscheiden? 

Jan Meier: Bei den Protesten gegen 
den Syrien-Einsatz der Bundeswehr 
konnten wir feststellen, dass sich wie¬ 
der mehr Menschen an den Protesten 
beteiligten - auch Jugendliche. Was wir 
aber auch feststellen müssen, ist, dass 
Teile der Friedensbewegung von Ju¬ 
gendlichen als überaltert und von ges¬ 
tern angesehen werden. Das müssen wir 
ändern. 

Die Offenen Antikriegs-Treffen 
sollen keine Bündnisse von Organisa¬ 
tionen sein, denn das kann eine Hürde 
sein, wenn ich mich als Einzelner enga¬ 
gieren will. Das sollen Treffen sein, zu 
denen ich einfach hingehen kann, ohne 
irgendeinen Aufnahmeantrag auszufül¬ 
len, einfach nur, weil ich gegen Krieg 
und Militarisierung bin. 

UZ: Antimilitarismus und alltägliche 
Interessen von Jugendlichen vertreten - 
wie wollt ihr das in der Arbeit der SDAJ- 
Gruppen verbinden? 


Jan Meier (26) ist Bundesvorsitzen¬ 
der der SDAJ. Er studiert Sozialwis¬ 
senschaften und Geschichte auf 
Lehramt. 

Jan Meier: Das einfachste Mittel, das 
wir in der Kampagne nutzen werden, ist 
der Aufruf „Nicht in meinem Namen!“, 
mit dem wir Jugendliche für eine Un¬ 
terschrift gegen die Kriegseinsätze der 
Bundeswehr gewinnen wollen. Das kann 
der erste Schritt zu mehr sein. 

Nehmen wir die aktuelle Situation: 
Wenn eine Schulsporthalle genutzt wird, 
um Flüchtlinge unterzubringen, ist es na¬ 
heliegend zu sagen: Das ist Mist. Wenn 
Jugendliche prekär beschäftigt sind und 
sehen, dass über eine Million Flüchtlin¬ 
ge kommen, ist es leicht zu glauben, dass 
die an der Lage schuld sind. Wir wollen 
mit möglichst vielen Mitschülerinnen 
und Kollegen diskutieren, wer die Ver¬ 
ursacher der Flucht und der sozialen Mi¬ 
sere sind. Wir wollen diejenigen öffent¬ 
lich anprangern und outen, die an den 
Kriegen verdienen und in deren Interes¬ 
se Kriege geführt werden - vor allem die 
deutschen Banken und Konzerne. 

Dabei machen wir deutlich: Krieg, 
Sozialabbau und Rassismus gehö¬ 
ren zum Kapitalismus. Die Profitlogik 
zwingt Kapital und Bundesregierung zu 
Kriegseinsätzen, zu Bildungsabbau, zur 
Verschlechterung unserer Arbeits- und 
Ausbildungsbedingungen. Dagegen hilft 
nur Widerstand, letztendlich bis zum 
Sturz des kapitalistischen Systems. Auch 
diesen Zusammenhang wollen wir in der 
Kampagne deutlich machen. 

UZ: Die Delegierten waren sich einig, 
dass SDAJ und DKP enger Zusammen¬ 
arbeiten sollten. Was erwartet ihr von der 
DKP? 

Jan Meier: Als Jugendverband, der sich 
mit den kapitalistischen Verhältnissen 
nicht abfinden will, der für eine sozia¬ 
listische Zukunft kämpft, brauchen wir 
die kommunistische Partei. Wir brau¬ 
chen ihre Analysen, wir brauchen ihre 
jahrzehntelangen Erfahrungen in den 
Klassenkämpfen unseres Landes, wir 
brauchen sie als Partnerin auf der Straße 
in den täglichen Auseinandersetzungen. 

Wir brauchen mehr Bildungsange¬ 
bote der DKP. Wir haben festgestellt: 
Selbst wenn wir - was wir Vorhaben - 
unsere Bildungsarbeit weiter ausbauen, 
sind wir nicht in der Lage, ausreichend 
Angebote zu machen. Wir brauchen die 
Unterstützung der DKP bei der Grün¬ 
dung und Stärkung neuer SDAJ-Grup- 
pen. Wir brauchen von der DKP klare, 
marxistisch-leninistische Analysen, die 
uns helfen, aktuelle Entwicklungen ein¬ 
zuschätzen und Orientierungen für an¬ 
stehende Kämpfe bieten. 

Interview: Olaf Matthes 


Kommentar von Günter Pohl 


Kaufrechte 


Nehmen wir einmal an, die USA 
würden die Rechte armer, zum Ver¬ 
kauf ihrer Arbeitskraft verdammter 
Menschen als schutzwürdige Men¬ 
schenrechte ansehen: dann würde 
sich im freiesten Land der Welt der 
Blickwinkel auf die universellen 
Grundrechte dahingehend schär¬ 
fen, dass es tatsächlich noch mehr als 
Versammlungs- und Vereinigungs¬ 
freiheit gibt. Denn neben den poli¬ 
tischen sind in der UN-Charta na¬ 
türlich auch die sozialen Menschen¬ 
rechte verankert, wie beispielsweise 
das Recht auf Wohnen, auf Arbeit, 
auf Bildung. Die sind in den USA 
käuflich zu erwerben, also eher nicht 
universell. 

Es liegt in der Natur der Sache, 
dass, wer Defizite bei der einen Sor¬ 
te von Menschenrechten hat, beim 
politischen Gegner umso mehr auf 
die Verletzung der jeweils anderen 
zeigt. Deshalb ist Präsident Obamas 
Besuch auf Kuba ebenso von medi¬ 
alem Geplänkel über diese und jene 
Missachtung von Grundrechten be¬ 
gleitet wie der von Bundespräsident 
Gauck in China, wo man gewiss mit 
asiatischer Langmut und einem ent¬ 
spannten Lächeln auf die Belehrun¬ 
gen über „Freiheit“ eingehen wird. 
Sowohl das revolutionäre Kuba als 
auch die VR China wissen, dass die, 
um die sich der kapitalistische Wi¬ 
dersacher sorgt, von diesem finanzi¬ 
ell und politisch gepäppelt werden - 
ob sie nun weiß gekleidete Frauen 
oder mittelprächtige Künstler sind. 
Und dass nichts diese Menschen 
davon abhalten wird, alle angeblich 
unteilbaren und verteidigenswerten 
Menschenrechte in den Boden zu 
stampfen, wenn mit Hilfe der impe¬ 
rialistischen Weltmächte die Konter¬ 
revolution gesiegt haben sollte. 

In beiden Fällen werden die 
Missstände der anderen beklagt 
von „frei gewählten“ Präsidenten 
(der eine zwar vom Volk ausgesucht, 
aber aus einem Pool von kaum mehr 
als fünf Menschen, die die abermil¬ 
lionenschwere Werbekampagne fi¬ 


nanzieren können - der andere 
ohne Wahlschmiergeld, aber dafür 
von gerade 1240 Wähler/inne/n ge¬ 
wählt). Sie sind Vertreter des poli¬ 
tischen Establishments, das mit lau¬ 
tem Geschrei die Verfehlungen der 
Politik der Klasse kaschieren muss, 
deren Geschäfte es abzusichern 



hat. Dieses Gezeter ist das normale 
Business; wer darüber schimpft, hat 
zwar Recht, aber letztlich vielleicht 
genauso wenig verstanden wie jene, 
die deren Propaganda glauben. 

Also ist nur von der attackierten 
Seite etwas zu erhoffen, was zu Er¬ 
kenntnisgewinn beitragen könnte. 
Kuba z.B. hat keine Probleme, mit 
den USA über Menschenrechte zu 
debattieren. Würde ein solches Ge¬ 
spräch zwischen Barack Obama 
und Raul Castro weltweit im Fern¬ 
sehen übertragen, gäbe es gewiss ei¬ 
nen Sympathieschub für die Positi¬ 
on Kubas - vor allem in den USA. 
Dass aber die Arbeitskraftzwangs¬ 
veräußerer sich ihrer Situation be¬ 
wusst werden, wäre der erste Schritt 
dahin, dass sie etwas dagegen tun. 
Und deshalb würden sowohl die 
USA als auch Deutschland gern lie¬ 
ber weiterhin allein bestimmen, was 
Recht, was Freiheit, was Glück ist. 
Und zwar für die, die sich die ande¬ 
ren Rechte kaufen können. 


Kolumne von Werner Sarbok 


Nahles redet die Rentner reich 


Bundesarbeitsministerin Andrea 
Nahles verkündet die „stärkste Ren¬ 
tenerhöhung seit Jahren“. Zum Juli 
steigen die Renten demnach bundes¬ 
weit im Schnitt um gut fünf Prozent. 
Die im Westen kriegen viereinvier¬ 
tel Prozent draufgelegt, die im Os¬ 



ten knapp sechs Prozent, unsere ost¬ 
deutschen Brüder und Schwestern 
im Rentenalter erhalten damit 94,1 
Prozent des Westniveaus. 

In den „neuen Ländern“ wer¬ 
den derzeit im Schnitt 1 020 Euro 
gezahlt, im Westen 833 Euro. In der 
DDR waren bekanntlich mehr Frau¬ 
en berufstätig und erwarben wesent¬ 
lich höhere Anwartschaften. 

Als Armutsgrenze gilt in 
Deutschland übrigens für eine al¬ 
lein stehende Person ein Einkom¬ 
men von 979 Euro monatlich. Das 
heißt also für unseren Durchschnitts¬ 
rentner: Er landet punktgenau in der 


Altersarmut, als Reichster unter den 
Armen. 

Doch auch das wird sich in den 
kommenden Jahren schnell ändern. 
Modellrechnungen zeigen, dass das 
Bruttorentenniveau, also eine Stan¬ 
dardrente gemessen am Durch¬ 
schnittseinkommen, bis 2040 um 
rund sieben Prozentpunkte auf 39 
Prozent sinken wird. Damit gehört 
er dann zu den Armen der Armen. 

Der gewerkschaftliche Senio¬ 
renarbeitskreis des DGB, ver.di, IG 
BAU und IG Metall argumentiert 
gegen die Absenkung des Netto- 
Rentenniveaus: Ein Standardrentner 
(45 Jahre lang Beiträge auf Durch¬ 
schnittseinkommen) bekommt heu¬ 
te eine Nettorente von 1 139 Euro. 
Bei der geplanten Absenkung auf 
43 Prozent würde er nur noch 1 000 
erhalten. 

Spätestens dann wird das deut¬ 
sche Kapital unseren Hartz-IV- 
Kanzler Gerhard Schröder und sei¬ 
ne Helfer aus den Reihen der CDU, 
CSU, FDP und Grünen in den Adels¬ 
stand erheben. Dann haben sie es ge¬ 
schafft, in Deutschland nicht nur den 
europaweit größten Niedriglohn¬ 
sektor, sondern auch den größten 
Rentenklau aller Zeiten durchge¬ 
setzt zu haben. Und diese neuen Ar¬ 
mutsrentner sind starke Bataillone 
in den industriellen Reservearmeen 
der Zukunft. 

Also: Für die Rentner und die, die 
einmal eine Rente erhalten wollen, 
besteht kein Grund zur Freude, aber 
viele Gründe, Widerstand zu leisten 
gegen Lohn- und Rentenklau! 
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Immer mit ganzer Kraft 


Widerstand gegen Hitler: Zum 100. Geburtstag von Ursula Goetze 


U rsula Goetze (geboren am 
29. März 1916, ermordet am 
5. August 1943) gehört, anders 
als Mildred Harnack, Libertas Schul- 
ze-Boysen, Greta Kuckhoff und Hilde 


Coppi, zu den kaum bekannten Frauen 
der sogenannten „Roten Kapelle“ 

Sie war als zweites Kind des Kauf¬ 
manns Otto Goetze und seiner Frau 
Margarete in einem bürgerlichen 


Haushalt in Berlin zur Welt gekom¬ 
men. Mit 16 Jahren wurde sie auf eine 
Handelsschule geschickt, um einen 
kaufmännischen Beruf zu erlernen. Ihr 
älterer Bruder studierte Medizin und 
schloss sich den „Roten Studenten“ an. 
Ursula, in dieser unruhigen Zeit eben¬ 
falls früh politisiert, wurde Mitglied 
des Kommunistischen Jugendverbands 
(KJVD). 

„Ungerechtigkeiten, von denen sie 
erfuhr, konnten sie direkt seelisch und 
körperlich krank machen“, berichtete 
ihr Vater. Deshalb sei sie schon bald mit 
Polizei und Gericht in Konflikt gekom¬ 
men. Die Machtübernahme der Nazis 
habe sie schwer getroffen. 1933 wurde 
sie wegen ihres Engagements als Mit¬ 
glied des KJVD Neukölln kurzzeitig 
verhaftet. 

Da sie die Arbeit als Stenotypistin 
nicht befriedigte, holte sie 1938 bis 1940 
ihr Abitur nach und ließ sich danach an 
der Berliner Universität für das Fach 
Neuphilologie immatrikulieren. Außer¬ 
dem reiste sie durch Deutschland und 
Europa, um sich weiterzubilden. 



FriedricTi-WilhelitisDnfrersjtit zu Berlin 
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„Sie war eine Natur, die immer al¬ 
les mit ganzer Kraft anfasste“, schrieb 
ihr Vater, „so ist sie denn auch ganz 
für ihre Idee aufgegangen“. 

Während ihrer Ausbildung hatte 
sie den Romanisten Werner Krauss 
und den Psychologen John Rittmeister 
kennengelernt. So fand sie Anschluss 
an die Widerstandskreise um Harro 
Schulze-Boysen und Arvid Harnack, 
die später von der Gestapo als „Rote 
Kapelle“ bezeichnet wurden. 

Mit ihren Freunden sammelte sie 
für politisch Verfolgte, hörte verbo¬ 
tene Sender ab, um die Nachrichten 
u.a. an Zwangsarbeiter weiterzugeben 
und half bei der Herstellung illegaler 
Schriften. In der Wohnung, die ihre 
Eltern ihr überlassen hatten, fanden 
Treffen von Widerstandskämpfern 
statt. Zusammen mit Werner Krauss 
nahm sie im Mai 1942 an der Zettel- 
klebeaktion der Gruppe um Schulze- 
Boysen gegen die Nazi-Hetzausstel¬ 
lung „Das Sowjetparadies“ teil. 

Im Oktober wurde sie verhaf¬ 
tet und bereits im Januar 1943 vom 


Reichskriegsgericht wegen „Hoch¬ 
verrat und Feindbegünstigung“ zum 
Tode verurteilt. 

Doch es war nicht das schreckliche 
Urteil, das sie quälte, sondern - wie 
mehrere Zeitzeugen berichteten - 
die Sorge, dass sie durch ihre Aus¬ 
sagen den von ihr verehrten Werner 
Krauss belastet hatte, der ebenfalls 
zur Höchststrafe verurteilt worden 
war. Deshalb beantragte sie noch am 
Tage ihrer Hinrichtung eine Wieder¬ 
aufnahme ihres Verfahrens. Vergeb¬ 
lich. 

Doch was ihr nicht glückte, gelang 
Krauss. Er erhielt in einem erneuten 
Prozess nur eine Zuchthausstrafe und 
überlebte den Krieg. 

Die erst 27-jährige Ursula wur¬ 
de zusammen mit drei Männern und 
zwölf Frauen der „Roten Kapelle“ an 
einem Augustabend in Berlin-Plöt¬ 
zensee enthauptet. 

Ein Beamter bezeugte später, sie 
sei äußerst gefasst in den Tod gegan¬ 
gen. 

Cristina Fischer 


Ihr werdet’s 
weiterführen 

Fritz Heckert - Gewerkschafter, Kommunist aus 
Chemnitz 


Widerstandsfähiger 


In Chemnitz, im Dachgeschoss der 
Mühlenstraße 9 wurde Fritz Heckert 
am 28. März 1884 geboren. Er starb 
vor 80 Jahren am 7. März und war zu¬ 
versichtlich: „Ihr werdet’s weiterfüh¬ 
ren.“ 

Fritz Heckert begann nach dem 
Besuch der Volksschule eine Lehre 
als Maurer bei Meister Viertel in der 
Lutherstraße. In dieser Zeit lernte 
er bereits Rosa Luxemburg kennen. 
Später sammelte er als Mitglied der 
SPD und gewerkschaftlich organisier¬ 
ter Maurer auf zahllosen Baustellen 
in Mitteleuropa vielfältige Erfahrun¬ 
gen im Kampf um menschenwürdige 
Arbeitsbedingungen. 

Die Beschäftigung mit Werken 
von Marx und Engels und als Schü¬ 
ler von Hermann Duncker ließen ihn 
früh in Gegenpositionen zum Refor¬ 
mismus geraten, dessen Vertreter da¬ 
mals die deutschen Gewerkschaften 
beherrschten. „Chemnitz war eine 
Hochburg des Revisionismus“, so 
Heckert und: „Alles stand unter dem 
Einfluss Bernsteinscher Ideen. Wer 
gegen diese Einstellung der lokalen 
Führer auftrat, wurde als Stänkerer 
und Anarchist verschrien.“ 

In der Folge wurde Fritz Heckert 
ein streitbarer Gefährte von Karl 
Liebknecht und Leo Jogiches, er ar¬ 
beitete in der Führung des „Sparta¬ 
kus“ und später der KPD mit Ernst 
Thälmann sowie Wilhelm Pieck. 

Im Zuge der Ereignisse des Jahres 

1923 und der Entstehung von Arbei¬ 
terregierungen (Thüringen und Sach¬ 
sen) war er ein Drei Vierteljahr Wirt¬ 
schaftsminister in der sächsischen 
Landesregierung. Im Oktober schlug 
die Reichswehr zu. Reichspräsident 
Ebert und Reichskanzler Stresemann 
erklärten: „Sachsen ist exekutiert“. 

1924 folgten ein Hochverratsprozess 
gegen Heckert und Haft in Moabit. 
Hier schrieb er u.a. „Die deutschen 
Gewerkschaften und der Kampf um 
die Einheit“. 

Fritz Heckert referierte 1926 auf 
dem Kongress der Werktätigen in 
Berlin zu Fragen der „Rationalisie¬ 
rung und Kriegsgefahr“. 

Bei den Reichstagswahlen im Mai 
1924 errang Heckert ein Mandat der 
KPD, das er bis 1933 behielt. Auf dem 
XI. Parteitag der 1927 ins Politbüro 
gewählt, leitete er bis April 1928 die 
Gewerkschaftsabteilung des ZK, da¬ 
nach war er zeitweilig bei der Roten 
Gewerkschaftsinternationale (RGI) 
in Moskau. Seit dem VI. Weltkongreß 
der Komintern 1928 war er Mitglied 


des Präsidiums des Exekutivkomitees 
der Kommunistischen Partei. 

Im Jahr 1931 wurde Heckert in 
Gelsenkirchen auf einer Kundge¬ 
bung bei Zusammenstößen mit der 
SA schwer verletzt. 

1932 führte er gemeinsam mit 
Ernst Thälmann sowie Wilhelm Pi¬ 
eck ein fünfstündiges Gespräch mit 
sozialdemokratischen Arbeitern über 
die Einheitsfront. Dazu schrieb das 
Reichsinnenministerium im Lagebe¬ 
richt: „Im ganzen Reiche gehen die 
praktischen Einheitsfrontaktionen 
weiter. SPD-Betriebsräte gehen mit 
roten Kollegen zusammen. Reichs¬ 
bannermitglieder erscheinen als De¬ 
legierte ihrer Kameraden in kommu¬ 
nistischen Versammlungen.“ 

Vor der Wahl des Reichspräsiden¬ 
ten im Jahre 1932 warnten die Kom¬ 
munisten: „... und wer Hindenburg 
wählt, wählt Hitler. Wer Hitler wählt, 
wählt den Krieg“ und die Kommunis¬ 
ten waren bereit, für einen sozialdemo¬ 
kratischen Kandidaten die Kandidatur 
Ernst Thälmanns zurückzuziehen. Die 
rechte Führung der Sozialdemokratie 
aber entschied sich für Hindenburg - 
„um Hitler zu verhindern“. Hindenburg 
siegte und was dann kam, wissen wir. 

1932 wurde Fritz Heckert nach 
Moskau zum EKKI, dem Exekutivko¬ 
mitee der Kommunistischen Internati¬ 
onale delegiert. Hier arbeitete er in den 
politischen Gremien und als Mitglied 
des ZK und des Politbüros der KPD. 

Trotz seines schlechten Gesund¬ 
heitszustandes bewältigte er ein um¬ 
fangreiches Pensum. 

Am 9. April 1936 ruhte um 
16.30 Uhr auf dem Roten Platz der 
Verkehr - die Urne von Fritz Heckert 
wurde an der Kremlmauer beigesetzt. 

★ 

Nach 1945 trug die Hochschule des 
FDGB in Bernau seinen Namen, in 
Chemnitz (Karl-Marx-Stadt) wurden 
ein zentraler Platz, ein bedeutender 
Maschinenbaubetrieb sowie ein gro¬ 
ßes Neubaugebiet nach ihm benannt. 
In der DDR trugen auch zahlreiche 
andere Einrichtungen sowie Straßen 
und Schulen den Namen Fritz He- 
ckerts. 

Die Gedenkstätte in seinem Geburts¬ 
haus (heute Heck-Art) wurde nach 
1990 aufgelöst ... 

Raimon Brete* 

*ehemaliger Lehrling/Maschinenbau¬ 
er im Fritz-Heckert-Werk in Karl-Marx- 
Stadt 


Landwirtschaft in der DDR 

Wie sind die historischen Ereignisse um 
die Bodenreform im Osten nach der Zer¬ 
schlagung des faschistischen Deutsch¬ 
lands zu bewerten? Wie die Entstehung 
von Landwirtschaftlichen Produktions¬ 
genossenschaften (LPG)? Wie sich nach 
1990 zeigte, so Karin Rohnstock in ihrer 
Einleitung zum von ihr herausgegebe¬ 
nen Buch „LPG. Zwangskollektivierung 
oder Zukunftsmodell?“, erwies sich nach 
1990 keine Eigentumsstruktur der DDR 
als so widerstandsfähig und nachhaltig 
wie die Genossenschaften. 

Wie ist das zu erklären? Mit dem pri¬ 
mitiven Schema einer „Zwangskollek¬ 
tivierung“, von „Unrecht und Gewalt“, 
das in westdeutschen Medien schon früh 
genutzt wurde, um die Kollektivierung 
in der DDR zu „erklären“ und das auch 
nach 1990 benutzt wurde, wohl kaum. 
Dabei wurde und wird meist verschwie¬ 
gen, dass in der DDR - anders als bei 
der Kollektivierung in der Sowjetunion 
die Genossenschaften zwar Zusammen¬ 
schlüsse landwirtschaftlicher Produzen¬ 
ten waren, um gemeinsam den Boden zu 
nutzen und zu bewirtschaften, der Bo¬ 
den aber blieb grundsätzlich Eigentum 
des Genossenschaftsmitglieds ( S . 7). An 
bestehenden Grundbucheinträgen wur¬ 
de nichts verändert. 

★ 

In diesem Buch wird versucht Antwor¬ 
ten zu finden und der realen Entwick¬ 
lung in der Landwirtschaft der DDR 
gerecht zu werden, auch über die Um¬ 
brüche in den Lebensverhältnissen und 
über Probleme wird berichtet, denn so 
einfach war es nicht, „diese radikale be¬ 
triebswirtschaftliche, soziale und kul¬ 
turelle Strukturveränderung - von der 
Familienwirtschaft zu einem gemein¬ 
schaftlichen Wirtschaften - durchzuset¬ 
zen“ ( Einleitung, S. 10-11 ) und gewiss 
gab es nicht wenige Konflikte. Alle drei 
Autoren, die ihre Erlebnisse selbst auf¬ 
geschrieben haben oder „interviewt“ 
wurden, sind vom „Fach“. Das bedeutet, 
sie haben selbst in der Landwirtschaft 
gearbeitet. 

Bernd Büttner, der aus Thüringen 
kommt und auf einem kleinen Bauern¬ 
hof aufwuchs, wurde Diplom-Agrar-In- 
geneur-Ökonom, leitete landwirtschaft¬ 
liche Betriebe und später Schlacht- und 
Verarbeitungsbetriebe. Er macht in sei¬ 
nem Beitrag faktenreich zunächst auf 
die Ausgangslage auf dem Gebiet der 
sowjetischen Besatzungszone aufmerk¬ 
sam. 

Zu den ersten Maßnahmen gehörte 
dort 1945 die Durchführung einer Bo¬ 
denreform, mit der vor allem die Groß¬ 
grundbesitzer enteignet werden sollten. 
Boden sollten vor allem landlose und 
landarme Bauern, Umsiedler erhalten. 

Im am 11. Juni 1945 erschienenen 
Aufruf der KPD hieß es unter Punkt 7: 


„Liquidierung des Großgrundbesitzes, 
der großen Güter der Junker, Grafen 
und Fürsten und Übergabe ihres ganzen 
Grund und Bodens, sowie des lebenden 
und toten Inventars an die Provinzial- 
bzw. Landesverwaltungen zur Zustel¬ 
lung an die durch den Krieg ruinierten 
und besitzlos gewordenen Bauern. Es ist 
selbstverständlich, dass diese Maßnah¬ 
me in keiner Weise die Wirtschaft der 
Großbauern berühren werden.“ Unter 
Großbauern verstand man damals Bau¬ 
ern, die eine Fläche von 20 bis 100 Hek¬ 
tar bewirtschafteten. Noch im Sommer 
1945 begannen die Vorbereitungen zur 
Bodenreform. Verordnungen wurden 
erarbeitet und auf dieser Grundlage 
Gesetze verabschiedet. Bis zum 1. Ja¬ 
nuar 1949 wurden in der sowjetischen 


Besatzungszone über 7 000 Güter aus 
Privatbesitz mit über 100 ha (1ha = 10 
000m 2 ) enteignet. Hinzu kamen wei¬ 
tere 4 278 Betriebe unter 100 ha. Das 
Land, das landlose, landarme Bauern, 
Umsiedler und andere erhielten, wurde 
in das Grundbuch eingetragen. Büttner 
beschreibt dann die weitere Entwick¬ 
lung - die Entstehung von Vereinigun¬ 
gen der gegenseitigen Bauernhilfe usw. 
Notwendig wurde - das wurde im Laufe 
der Zeit erkannt - Kräfte zusammenzu¬ 
fassen, Technik einzusetzen und auch 
größere Flächen zu schaffen, aber auch 
der Abwanderung in den Westen ent¬ 


gegenzuwirken, auf dem Lande neue 
Wirtschafts- und Lebensverhältnisse zu 
schaffen. 1960 waren fast alle landwirt¬ 
schaftlichen Betriebe in der DDR in ei¬ 
ner Genossenschaft aufgegangen. Bütt¬ 
ner verschweigt dabei aber auch nicht 
auftretende Probleme, neue Herausfor¬ 
derungen und die „Tücken der Planwirt¬ 
schaft“. 

1990 glaubten viele Menschen auch 
in der Landwirtschaft: „Jetzt bekommen 
wir alles: die konvertierbare Währung, 
die Reisefreiheit, die Redefreiheit - und 
die vorhandenen sozialistischen Siche¬ 
rungssysteme und die Arbeitsplätze 
bleiben unangetastet.“ ( S ' 69) - Eine Il¬ 
lusion. Nur die Privatisierung konnte, 
soweit der Boden Eigentum der Genos¬ 
senschaftsmitglieder war, nicht so wie in 
der Industrie ablaufen ... 

In weiteren Beiträgen erzählen Ernst 
Junghanns , auch aus Thüringen stam¬ 
mend, über den Weg zur LPG: „Die 
LPG - erst Fluch, dann Segen“ und Hans 


Müller , dessen Eltern aus dem Emsland 
kamen, in „Ein Leben für die Land¬ 
wirtschaft - Aufstieg und Fall der LPG“ 
über die Entwicklung in einem kleinen 
Ort nahe der Stadt Wittenburg (Meck¬ 
lenburg-Vorpommern). Als seine LPG 
liquidiert wurde, war er Mitte 50 und 
musste sich eine neue Arbeit suchen. 

Nina Hager 

Bernd Büttner/Ernst Junghans/Hans 
Müller: LPG. Zwangskollektivierung 
oder Zukunftsmodell? Hrsg. Katrin 
Rohnstock. Debug-Verlag - edition be- 
rolina. Berlin 2015.160 Seiten. 9,99 Euro 
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Freibier oder Vaterland 

Erfahrungen aus der dörflichen Politik 
von Theodor Weißenborn 


Gewissensfrage 

„Terror“ von Ferdinand von Schirach 
im Alten Schauspielhaus in Stuttgart 


I n vielen Städten läuft zur Zeit das 
Stück „Terror“ von Ferdinand von 
Schirach, auf noch mehr Bühnen soll 
es demnächst starten. Auch in Stuttgart 
sind die Vorstellungen gut besucht. 
Vielleicht, weil das Stück von seiner 
Konzeption her „ein wenig anders“ ist. 

Im Kern geht es um große, abstrak¬ 
te moralische Fragen vor dem Hinter¬ 
grund eines konkreten und thematisch 
aktuell gestalteten Szenarios: Terroris¬ 
ten haben ein Passagierflugzeug in ihre 
Gewalt gebracht und wollen es in ein 
vollbesetztes Fußballstadion steuern. 
Ein Kampfpilot schießt die Maschine 
entgegen der in Deutschland gelten¬ 
den Rechtslage und entgegen seinen 
Befehlen ab, alle Passagiere der Ma¬ 
schine kommen um. 

„Durfte beziehungsweise musste er 
feuern?“ „Hat er moralisch richtig ge¬ 
handelt?“ „Ist er des vielfachen Mor¬ 
des schuldig?“ Um diese Fragen kreist 
die in einem Gerichtsaal angesiedel¬ 
te Handlung. Nach der „Gerichtsver¬ 
handlung“ können sich die Zuschauer 
dann in der Pause untereinander bera¬ 
ten und anonym abstimmen. Der An¬ 
geklagte wird anschließend entspre¬ 


chend der Mehrheitsmeinung „verur¬ 
teilt“ oder „freigesprochen“. 

Relativ schnell kommen die Prot¬ 
agonisten des Stücks hierbei auf die 
Kernfrage der konstruierten Prob¬ 
lemstellung und beleuchten die ver¬ 
schiedenen Facetten des juristischen 
und moralischen Dilemmas. Spannend 
sind diese Überlegungen nicht zuletzt 
auch, da sich die Handlung unter an¬ 
derem mit den tatsächlichen juristi¬ 
schen und politischen Entwicklungen 
beschäftigt. So wird zum Beispiel das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
eingebunden, demzufolge das vom 
Bundestag verabschiedete Luftsicher¬ 
heitsgesetz, das den Abschuss eines 
gekaperten Flugzeugs legalisiert hätte, 
grundgesetzwidrig ist. Ebenso wird der 
ehemalige Bundesverteidigungsminis¬ 
ter Franz Josef Jung ins Spiel gebracht, 
der nach dem Urteil ankündigte, dass 
Flugzeuge in benannter Situation auf¬ 
grund eines außergesetzlichen Notstan¬ 
des trotzdem und entgegen des Verfas¬ 
sungsgerichtsurteils abgeschossen wer¬ 
den müssten. 

Die gesamte Problemlage wird 
insgesamt so spannend aufbereitet, 


dass das Stück aus meiner Sicht einen 
Besuch auf jeden Fall lohnt. Auch weil 
die Einbindung des Publikums durch 
die Diskussions- und Abstimmungs¬ 
möglichkeit gut funktioniert und sich 
die Pausengespräche schwerpunkt¬ 
mäßig um das „Urteil“ und nicht 
die Qualität des vorangegangenen 
Abendessens drehen. Es geht um 
Moral und Recht, Grundsätze und 
Abwägungsentscheidungen, kleinere 
und größere Übel, Widerstandsrecht 
und Organspendegesetze, alles The¬ 
men, die sich nicht bei jedem Thea¬ 
terbesuch als Gesprächsgegenstände 
aufdrängen. 

Dass die Schauspieler/innen nach 
dem Stück noch für ein Gespräch mit 
dem Publikum bereit sind, ist ein netter 
Bonus und ermöglicht eine Weiterfüh¬ 
rung der Diskussion, nun sogar noch 
unterstützt von Hintergrundinforma¬ 
tionen. 

Als Wermutstropfen bleibt, dass ich 
mit meinem persönlichen „Urteil“ an 
diesem Abend auf der Minderheitsseite 
stand. Aber das ist in politischen Fra¬ 
gen ja ein vertrautes Gefühl. 

Lars Thiede 


Als wir aufs Land zogen, Lissi und ich, 
haben mir wohlmeinende Freunde gera¬ 
ten, mich in die dörfliche Kommunalpo¬ 
litik zu mischen, denn ich hätte das Zeug 
und folglich die Verpflichtung hierzu. Je 
nun, das Zeug - wenn‘s nur darum geht, 
so hätte ich auch Messdiener, Diakon 
oder Triakon werden können. Aber ich 
ließ mich überreden und trat gelegentlich 
der Kommunalwahlen im Jahr 89 bei der 
Veranstaltung einer großen christlichen 
Volkspartei in Aktion, wo die Bombe, 
die ich zu legen gedachte, soviel Scha¬ 
den stiftete wie eine Handgranate, die in 
einer leeren Gummizelle krepiert. 

Die Veranstaltung war an einem 
Sonntagnachmittag im Gasthof „Zur 
Post“, dem einzigen Haus am Platz, und 
natürlich hatte ich zuvor recherchiert 
und die Arbeitsbedingungen der Heim¬ 
arbeiter vor Ort erkundet, wobei der 
Rote Matti mein Informant gewesen. 
Der Rote Matti ist Waldarbeiter, liest ar¬ 
chäologische Bücher, hat die Mosaikbö¬ 
den der römischen Villa Tibor freigelegt 
und ist der einzige Wähler im Dorf, der 
sich offen zur SPD bekennt. Kandidat 
der großen christlichen Volkspartei war 
der Grundschullehrer Dollmann (über 
Namen scherzt man nicht), der die neu 
angesiedelte Kleinindustrie pries und 
insonderheit den Mausefallenfabrikan¬ 
ten Spelthahn (von Spelthahn GmbH. & 
Co. KG) als einen Wohltäter des Orts be- 
zeichnete. Dieser Mann, so sagte er, lasse 
sich auch unternehmerisch von seinem 
christlichen Gewissen leiten und verteile 
die vorhandene Arbeit so gerecht, dass 
keiner seiner Heimarbeiter mehr als der 
andere, nämlich mehr als monatlich 450 
Mark verdiene. 

Ich erklärte dem Kandidaten der 
großen christlichen Volkspartei, Herr 
Spelthahn habe aus Landesmitteln für 
die Schaffung eines jeden der neuen Ar¬ 
beitsplätze 15 000 DM erhalten, was bei 
100 Stellen exakt der Summe von 1,5 
Millionen DM entspreche, die seine Vil¬ 
la am Ortsrand von Gelsberg gekostet 
habe. Der Monatslohn der Arbeiter sei 
so gering, weil Spelthahn dadurch die So¬ 
zialabgaben spare, und wie im übrigen 
denn er, der Lehrer, darüber denke, dass 
seine Schulkinder, anstatt ihre Hausauf¬ 
gaben zu machen, den heimarbeitenden 


Müttern des Nachmittags beim Einpa¬ 
cken der Mausefallen helfen müssten, 
nur damit die pro Stück Entlohnten auf 
einen halbwegs annehmbaren Stunden¬ 
lohn kämen. 

Und ich zitierte aus einem Artikel 
mit der Überschrift „Kinderarbeit im 
Hunsrück“, den Georg Weerth im Jah¬ 
re 1847 in der „Neuen Rheinischen Zei¬ 
tung“ veröffentlichte und der mir von be¬ 
merkenswerter Aktualität erschien. 

Hierauf erhob sich Unmut im Saal, 
denn Spelthahn gibt beim Sängerfest 
Freibier aus (und da dürfen die Kinder - 
so assoziierte ich - auch schon mal ein 
Schlückchen mittrinken, wenn die Eltern 
dabei sind, und gute Zeugnisse sind nicht 
so wichtig, weil ja sowieso alle zu Spelt¬ 
hahn gehn, der zwar keine Lehrlinge aus¬ 
bildet, aber noch ungelernte Kräfte als 
Lageristen einstellt. Und da ich die An¬ 
wesenden murren hörte, begriff ich sehr 
schnell: Die Heimarbeiterlöhne hätten 
sogar noch niedriger sein können als sie 
ohnehin waren, und sollte Spelthahn ei¬ 
nes Tages auf die Idee kommen, sie zu 
senken - wer wollte es ihm verargen! 
Und darum lautet das Motto der Ka¬ 
tholischen Arbeitnehmerbewegung zu 
Recht: „Wir sind Beschenkte und dür¬ 
fen danken!“ 

Spelthahn, der zugleich Jagdpächter 
ist, überlässt übrigens dem Wirtschafts¬ 
minister des Landes alljährlich im Herbst 
einen kapitalen Hirschen zum Abschuss. 
Der lässt dann dafür die Sau raus, und da 
gibt‘s dann auch wieder Freibier, diesmal 
für die Treiber, Halali! (Und Spelthahns 
Villa, hinter vergoldetem Gitter, wird ge¬ 
ziert von ionischen Säulen - der Archi¬ 
tekt muss aus Dallas stammen.) 

Dies war das Ende meiner Laufbahn 
als Kommunalpolitiker. Nun ist mein 
Ehrgeiz gekühlt, und wenn ich mich ir¬ 
gendwo ungebeten zu Wort melde, muss 
es um Tod und Leben gehn, darunter tu 
ich‘s nicht mehr. Und anders als Sokra¬ 
tes setze ich meine Hoffnung nicht auf 
Einsicht und guten Willen, sondern al¬ 
lein auf den Leidensdruck. Indes, nach 
Tschernobyl scheint auch das mir in¬ 
zwischen vermessen, denn wer irgend¬ 
ein hirnrissiges Warum hat - das kann 
Vaterland oder Freibier heißen -, erträgt 
fast jedes Wie. 



Die Wiederkehr des jungen Genossen 

Wiederaufführung der „Maßnahme“ mit 300 Laien-Sängern 


Der Kartenverkauf für ein besonderes 
Ereignis in der Berliner Philharmonie 
ist in vollem Gang - die original besetz¬ 
te Wiederaufführung von Hanns Eislers/ 
Bertolt Brechts Lehrstück „Die Maßnah¬ 
me“ am 8. April. Quer durch die Stadt 
werden die bisher vernetzten Chorpro¬ 
ben zusammengeführt, stehen aber im¬ 
mer noch für geübte Späteinsteiger zum 
Mittun offen. Die Gestalt annehmende 
Urbesetzung mit 300 Laienchorsängern, 
Eisler-Orchester, Sprechern und einem 
ausgebildeten Sänger im Ambiente der 
heutigen Philharmonie - anstelle des im 
Krieg zerstörten gleichnamigen Urauf¬ 
führungsbaus in der Bernburger Stra¬ 
ße von 1930 - wird nur in einer einzigen 
Aufführung zu erleben sein. 

Bei hoher Saalmiete und Verzicht 
auf staatliche Mittel ist die ausdrück¬ 
liche finanzielle Unterstützung durch 
die Rosa-Luxemburg-Stiftung eine re¬ 
ale Grundlage. Sie muss aber durch 
Normalpreise ä 25 bzw. 35 Euro sowie 
zusätzlich dringend erbetene weite¬ 
re Spenden abgesichert werden. Zehn 
teils politisch engagierte Chöre sowie 
darstellende Initiativen gesellschaft¬ 
lich ausgegrenzter Menschen sollen 
im ersten meisterhaften „Versuch“ der 
Brechtschen Lehrstück-Methode auch 
zu grenzüberschreitenden praktischen 
Einsichten in die eigenen Lebensver¬ 
hältnisse geführt werden, um „nach ei¬ 
ner besseren Möglichkeit zu fragen“. 

Wer sind die Stimmen der „Maß¬ 
nahme“ von heute, im Jahr 2016? 
Das szenisch-künstlerische Inszenie¬ 
rungsteam (Fabiane Kemmann/Bar- 
bara Nicolier) will die von Eisler und 
Brecht zu ihrem Endpunkt, dem Tod, 
geführte Parabel entlang der Figur des 


„jungen Genossen“ bis heute, seine 
Wiederkehr in diese Welt imperialisti¬ 
scher Unterdrückung und Kriege fas¬ 
sen. Aus künstlerischem Experimentie¬ 
ren könnte sich die diskussionswürdige 
Frage der unmittelbar Beteiligten nach 
„Widerstand, Ich-Stärke und kollekti¬ 
vem Handeln“ herauslösen. 

Der musikalische Leiter Markus 
Crome dirigierte 1997 am Berliner En¬ 
semble einen Berufschor zur ersten of¬ 
fiziellen deutschen Wiederaufführung 
von „Die Maßnahme“ nach dem Auto¬ 
renverbot von 1956. 2008 arbeitete er 
bei der Inszenierung an der Volksbüh¬ 
ne mit dem jetzt wiederverwendeten 
Orchester sowie mit Amateurchören, 
denen sich damals wie heute singende 
Angehörige aus Theater-Werkstätten 
und Verwaltung anschlossen. 

Um die Diskussion zu befördern, 
wird mit einem dokumentarischen 
Foto an die über 30 Opfer des „Berliner 
Blutmai“ von 1929 erinnert. Aus dem 
Fenster seiner nahegelegenen und hef¬ 
tig diskutierenden Berliner Autoren¬ 
werkstatt wurde Brecht unmittelbarer 


Augenzeuge der Geschehnisse dreier 
Tage im Gefolge des Verbots friedli¬ 
cher Mai-Demonstrationen der KPD. 
Der sozialdemokratische Polizeiprä¬ 
sident Zörgiebel trug die Verantwor¬ 
tung für das blindwütige Schießen von 
13 000 Polizisten in die Menge. Der 
Rote Frontkämpferbund (RFB) rief zur 
Verteidigung der Straße. Am Ende gab 
es 33 Tote, 200 Verletzte und 1200 Ver¬ 
haftungen unter den kommunistischen 
Arbeitern. Der RFB wurde verboten. 
Ein gemeinsames, machtvolles Handeln 
der beiden deutschen Arbeiterparteien 
gegen politisch geduldete SA-Überfälle 
und den heraufziehenden Faschismus 
kam nicht mehr zustande. 

Eislers und Brechts Vorschläge für 
die Form illegaler Parteiarbeit hatten 
Arbeitersänger aus beiden Parteien zur 
mitternächtlichen Uraufführung 1930 
gemeinsam vorgetragen. Vor 1933 gab 
es in Deutschland eine halbe Million 
Arbeitersänger. Nach 1945 war diese 
Bewegung vernichtet. Hilmar Franz 

www.diemassnahme.wordpress.com 



Blutmai 1929: Polizeipräsident Zörgiebel ließ schießen. 


Lukäcs-Archiv bedroht 

Das Präsidium des Philosophischen Instituts der Ungarischen Akademie der Wissenschaften 
hat beschlossen, das Georg-Lukäcs-Archiv in Budapest zu schließen. Lukäcs gilt als Erneu¬ 
erer der marxistischen Ästhetik. 

Der Nachlass solle in die Zentralbibliothek der Akademie überführt werden, versichert das 
Präsidium der Akademie. Doch diese Erklärung trifft auf Misstrauen: „Die wissenschaftliche 
Öffentlichkeit hat ihr Interesse an Lukäcs eindringlich verdeutlicht, nicht zuletzt durch die 
Solidaritätsbekundungen einer Reihe von philosophischen Gesellschaften sowie von Persön¬ 
lichkeiten des philosophisch-intellektuellen Lebens“, so der Vorsitzende der Internationalen 
Georg-Lukäcs-Gesellschaft, Rüdiger Dannemann, in der Tageszeitung „junge Welt“. 
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Aktionen 
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Die EU auf dem Weg zum Suprastaat 

Vier Sichten auf den Kampf kommnistischer Parteien in der Europäischen Union 


Am 12. und 13. März fand in Lüttich die 11. Vier-Parteien-Konferenz statt, bei der sich seit 2006 die Kom¬ 
munistische Partei Luxemburgs (KPL), die Partei der Arbeit Belgiens (PTB-PvdA), die Neue Kommu¬ 
nistische Partei der Niederlande (NCPN) und die DKP einmal jährlich zusammenfinden. Die Partei der 
Arbeit der Schweiz nahm zum zweiten Mal als Beobachterin teil. 

Wir lassen die vier Parteien mit Kernargumenten aus ihren Referaten zu Wort kommen: 

„Die EU hat nichts mit Europa zu tun“ 


Das internationale Groß- und Finanzkapital bemüht 
sich darum, die politische, wirtschaftliche und insti¬ 
tutioneile Entwicklung der EU in Richtung eines su¬ 
pranationalen europäischen Staates voranzutreiben. 
Das stößt jedoch zunehmend auf objektiv und sub¬ 
jektiv zu begründende Widersprüche. In den letzten 
Jahren sind sowohl Unterschiede in den wirtschaft¬ 
lichen Hauptstoßrichtungen als auch bei der Verfol¬ 
gung geostrategischer Interessen immer mehr zuta¬ 
ge getreten. Das zeigt sich besonders deutlich bei 
den unterschiedlichen Ansätzen zur Bewältigung 
der Eurokrise, vor allem bei der Behandlung der 
sogenannten Schuldenstaaten. 

Die Tatsache, dass das deutsche Kapital - trotz 
aller schwelenden Probleme - als Krisengewinnler 
aus der Finanzkrise hervorgeht und dass die Interes¬ 
senvertreter des deutschen Kapitals sogar öffentlich 
damit prahlen, führt zunehmend zu Unzufriedenheit 
auf Seiten der Kapitalvertreter Frankreichs und Ita¬ 
liens, aber auch anderer Euro-Staaten. Es wird schon 
längst nicht mehr widerspruchslos hingenommen, 
dass die Vertreter der BRD aufgrund der wirtschaft¬ 
lichen Vormachtstellung den anderen Mitgliedslän¬ 
dern der Eurozone ihre Finanzpolitik diktieren. (...) 

Die Unterschiede in den partikularen Interes¬ 
sen kommen am deutlichsten in der Behandlung 
des Themas der Massenflucht und der Migration 
aus Kriegs- und Krisengebieten zum Ausdruck. Bei 
diesem Thema hat sich die EU als unfähig erwiesen, 
die Probleme auch nur ansatzweise zu lösen. Wenn 
Politiker der EU öffentlich von der „Bekämpfung 
der Ursachen der Flucht“ reden, meinen sie damit 
in erster Linie die ungelösten Probleme der offenen 
Grenzen und die Tätigkeit von Schleusergruppen, 
die jedoch in Wirklichkeit entsprechend der kapita¬ 
listischen Logik lediglich ihren Profit aus den mas¬ 
senweise fliehenden Menschen ziehen wollen. 

Die eigentlichen Ursachen der Massenflucht, 
nämlich einerseits die neokolonialistische Wirt¬ 
schaftspolitik der westlichen Industriestaaten, also 
vornehmlich der EU und der USA, und andererseits 
die von den USA, der NATO und der EU geförder¬ 
ten Kriege im Nahen Osten, in Afrika und in Asien, 
kann die EU nicht beseitigen, denn sie entspringen 
dem Wesen dieser kapitalistischen Institution. 

Die dem Wesen nach grundsätzlich falsche po¬ 
litische Orientierung führte dazu, dass das Schen¬ 


genabkommen über den 
ungehinderten Grenzver¬ 
kehr - das von den Oberen 
der EU stets als eine der 
größten Errungenschaf¬ 
ten im Interesse der Men¬ 
schen gefeiert wurde - im¬ 
mer mehr durchlöchert 
und von mehreren Staaten 
ganz oder teilweise außer 
Kraft gesetzt wurde und 
wird. Im Zuge der zuneh¬ 
menden nationalen Entscheidungen über Grenz¬ 
kontrollen, die Schließung von Grenzen oder sogar 
die Errichtung von meterhohen Zäunen mit NATO- 
Stacheldraht mehren sich bei vielen Bürgern der EU 
auch die Zweifel am Sinn des Euro als sogenannter 
Gemeinschaftswährung. 

In Ländern wie Polen oder Tschechien finden 
die Regierenden bereits immer neue Vorwände, um 
den Beitritt ihres Landes zum Euro hinauszuzögern. 
In diesem Zusammenhang halten wir es auch für 
wichtig, den Unterschied zwischen „Europa“ und 
„Europäische Union“ immer wieder deutlich zu ma¬ 
chen. Entgegen den Behauptungen der Politiker der 
EU hat die Europäische Union nichts mit Europa 
zu tun, denn es gibt eine Reihe Staaten auf dem eu¬ 
ropäischen Kontinent, denen entweder der Beitritt 
zur EU verwehrt wird oder die an einem Beitritt zur 
EU nicht interessiert sind. 

Die ständige Benutzung des Begriffs „Europa“ 
für die Europäische Union ist eine politische Anma¬ 
ßung, die nur mit dem Alleinvertretungsanspruch 
der BRD gegenüber der Deutschen Demokrati¬ 
schen Republik vergleichbar ist. Die Tatsache, dass 
auch Vertreter der Mitgliedsparteien der „Europä¬ 
ischen Linken“ diesen Begriff bedenkenlos verwen¬ 
den, beweist deren Unvermögen, die wahren politi¬ 
schen Zusammenhänge zu begreifen und Lösungen 
für die anstehenden Probleme anzubieten. 

Die KPL geht in ihrer Analyse davon aus, dass 
die zunehmenden Schwierigkeiten in Zeiten der 
Krise zur Folge haben werden, dass sich die wach¬ 
senden Widersprüche zwischen den nationalen 
Bourgeoisien und Konzerngruppen weiter verschär¬ 
fen und so zuspitzen werden, dass die EU auseinan¬ 
derbrechen kann. 



Ein imperialistisches Projekt 


Es ging und geht darum, die innereuropäische Kon¬ 
kurrenz der europäischen Konzerne mit Hilfe von 
europäischer Gesetzgebung und Schlichtung zu re¬ 
gulieren. Außerhalb Europas nahmen und nehmen 
die verschiedenen Mitgliedstaaten teil an Interven¬ 
tionskriegen sowie der Unterdrückung von Befrei¬ 
ungsbewegungen in „ihren“ Kolonien. Auch Regie¬ 
rungen daraus entstandener selbstständiger Staaten, 
die die „essentiellen Interessen“ der Mitgliedstaaten 
gefährden, sind Ziel militärischer Maßnahmen von 
Mitgliedstaaten der EU. Die militärische Präsenz 
und Aktivitäten der EU im Nahen und Mittleren 
Osten und in Nordafrika unterstreichen dies! Diese 
Entwicklungen werden allerdings noch größtenteils 
dominiert durch die Kontrolle und Beeinflussung 
durch die USA, die als Supermacht fortwährend die 
eigenen Interessen in den Mittelpunkt stellen. Hier¬ 
durch wachsen auch auf allen Gebieten die Gegen¬ 
sätze zwischen den „Verbündeten“ USA und EU. 

Dass nach dem zweiten Weltkrieg in Europa 
zeitweilig ein relativer Frieden herrschte, kam 
vor allem dadurch, dass zwei globale Machtblö¬ 
cke existierten, die einander im Gleichgewicht 
hielten. Frieden wurde lange Zeit gesichert durch 
die Kraft der Sowjetunion, der anderen sozia¬ 
listischen Länder und die „neutralen“ und/oder 
„entkolonisierten“ Staaten, die sich unter diesen 
Verhältnissen entwickeln konnten. Mit dem Ver¬ 
schwinden der sozialistischen Staaten und dem 
Abbröckeln der Peripherie von „unabhängigen 
Staaten“ ist Krieg ein alltägliches Phänomen ge¬ 
worden. Die Einverleibung „neutraler“ oder ent- 
kolonisierter Staaten in die eigene Einflusssphä¬ 
re ist dabei ein wichtiges Ziel der (europäischen) 
imperialistischen Länder. (...) Obwohl die herr¬ 
schenden Medien suggerieren, dass diese Kriege 
aus ethnischen und religiösen Konflikten entste¬ 
hen, ist evident, dass sich dahinter imperialistische 
Interessen verbergen. (...) 

Global finden auch Entwicklungen statt, die 
die Position Europas und der europäischen Un¬ 
ternehmen auf den Prüfstand stellen. Von einem 
stabilen Integrationsprozess kann nicht die Rede 


sein. Faktisch gibt es kei¬ 
nen europäischen Staat, 
sondern ein Durcheinan¬ 
der gegensätzlicher Inte¬ 
ressen und Präsenz einer 
großen Anzahl National¬ 
staaten, wie in der Reak¬ 
tion auf die Asylströme 
wieder deutlich sichtbar 
wird. Sicherlich wird der 
Druck des organisierten - und bis zu einer gewis¬ 
sen Grenze hoch integrierten - transatlantischen 
Kapitals immer größer, aber die Gegensätze und 
der Widerstand in den verschiedenen Ländern 
nehmen zu, nicht nur in den südlichen Ländern. 
Eine stärkere, besser organisierte Arbeiterklasse 
kann sehr wohl Erfolge im Kampf verzeichnen. 
Das wird allerdings vor allem stattfinden müssen 
in den verschiedenen Staaten und gerade dort, wo 
das Kapital am schwächsten ist. Natürlich wird der 
Klassenkampf in den verschiedenen Ländern ver¬ 
bunden werden müssen, aber doch vor allem dann, 
wenn auf nationalem Niveau eine Machtbasis auf¬ 
gebaut worden ist. Die Macht liegt nicht in den 
Parlamenten. Diese sind Schmierstationen für den 
reibungslosen Ablauf der kapitalistischen Herr¬ 
schaft. Die Macht muss gefunden und geformt 
werden in den Vierteln, Betrieben und Gewerk¬ 
schaften, echte Arbeitermacht also. 

Ein vorsichtiges Zusammentreten und die wei¬ 
terführende Einheit im Handeln, so wie es stattfin¬ 
det in der Vier-Parteien-Beratung, ist eine, obwohl 
begrenzte, notwendige Form länderübergreifen- 
der Aktion, sowie Entwicklung und Diskussion 
über einen gemeinsamen Plan für den weiteren 
Machtaufbau. Wo möglich muss der Kampf in den 
verschiedenen Sektoren miteinander verbunden 
werden, um die gemeinsame Kraft zu stärken und 
einen politischen, sektorenübergreifenden Kampf 
entwickeln zu können. Außerdem muss der sozi¬ 
alökonomische Kampf mit dem Antifaschismus 
und dem Kampf für Frieden und Sicherheit ver¬ 
bunden werden. 



Nationalstaat ist keine Lösung 


Es gibt eine europäische Bourgeoisie, die ihre In¬ 
teressen vertritt über den Europäischen Runden 
Tisch und Business Europe. Natürlich gibt es Inter¬ 
essenkonflikte innerhalb der Bourgeoisie auf euro¬ 
päischer Ebene. Diese Widersprüche können auch 
eine nationale Basis haben. Da sind z.B. die kon¬ 
kurrierenden Projekte im nordafrikanischen Ener¬ 
giesektor oder die Widersprüche über die Zukunft 
der Kernenergie zwischen Deutschland und Frank¬ 
reich. In anderen Bereichen haben diese Widersprü¬ 
che keine nationale Basis. So wie man innerhalb 
der nationalen Staaten eine führende Bourgeoisie 
findet, gibt es diese auch auf europäischem Niveau. 

In der heutigen Entwicklungsphase hat die deut¬ 
sche Bourgeoisie hier die Hauptrolle. Dies bedeutet 
jedoch nicht, dass es keine europäische Bourgeoisie 
gibt, genauso wenig wie Widersprüche innerhalb der 
belgischen Bourgeoisie bedeuten, dass es keine bel¬ 
gische Bourgeoisie gäbe. 

(...) Das Ziel aller war jedoch deutlich: Die Pro¬ 
duktion rationalisieren und ohne Kostenaufwand 
300 Millionen Kunden bedienen. Weiterhin wollte 
man eine politische Instanz, die imstande ist, die eu¬ 
ropäischen Multis zu unterstützen, vor allem auf der 
Ebene von Entwicklung und bei der Bestimmung 
technischer Normen. Ein großer Binnenmarkt mit 
niedrigen Löhnen, niedrigen Sozialabgaben und fle¬ 
xiblen Arbeitskräften waren Zielstellungen, die sie 
vereinigten, und waren vor allem nötig, um im welt¬ 
weiten Konkurrenzkampf zu bestehen. 

Allerdings bietet die nostalgische Rückkehr zu 
den nationalen Staaten auch keine Lösung. Es sind 
die heutigen Nationalstaaten, die, getrieben durch 
die großen Monopole, Schritt für Schritt ihre Sou¬ 
veränität abgeben, um einen starken europäischen 
Apparat aufzubauen. Das bedeutet auch, dass sich 
der fundamentale Charakter des europäischen Ap¬ 
parates nicht von dem der nationalen Staaten un¬ 
terscheidet. Wenn ein solcher Unterschied bestün¬ 
de, könnte eine Rückkehr zu den Nationalstaaten in 
Erwägung gezogen werden. (...) 

Um die Interessen ihrer Arbeitgeber gegen ihre 
Konkurrenten zu verteidigen, werden die Regierun¬ 
gen aller Nationalstaaten die gleichen Maßnahmen 
ergreifen wie die, die durch die EU ergriffen werden 
zum Schutz der europäischen Bourgeoisie. Weder 
der belgische Staat noch der europäische Staat in 
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Aufbau sind 
reformierbar 
hin zu einem 
sozialen, de¬ 
mokratischen 
friedlieben¬ 
den Staat, 
ohne den Ka¬ 
pitalismus zu überwinden. 

Eine europäische Bewegung aufzubauen erfor¬ 
dert positive Forderungen die sich an die gesamte 
EU richten. Es ist darum notwendig auf kontinen¬ 
taler Ebene nachzudenken, wie es die Parteien des 
Kapitals schon lange tun. Die Krise und die Spar¬ 
maßnahmen der EU lassen in ganz Europa soziale 
Bewegungen entstehen für eine andere Politik, für 
eine bessere Zukunft. Aber diese Bewegungen ste¬ 
hen noch viel zu oft allein mit ihrem Widerstand und 
mit unterschiedlichen Slogans, während ihre Gegner 
mit einer Stimme sprechen. 

Wir wollen unseren Beitrag leisten um eine gro¬ 
ße Anzahl Parteien und Organisationen in Europa 
zu bewegen, gemeinsame soziale und demokrati¬ 
sche Kampagnen zu führen. Wir brauchen soziale 
Bewegungen, die die Machtverhältnisse aufbauen 
und auf europäischem Niveau Durchbrüche zustan¬ 
de bringen. In diesem Streit müssen wir lernen uns 
zu behaupten. Wir dürfen nicht zulassen, dass Akti¬ 
onen auf diesem Gebiet ausschließlich in den Hän¬ 
den derjenigen bleiben, die glauben, dass die EU 
reformierbar ist zu einem sozialen und progressi¬ 
ven Gebilde. 

Darum kämpfen wir für radikale Reformen, so¬ 
wohl auf nationaler wie auf europäischer Ebene. Die 
Abkehr vom Slogan eines „sozialen Europas“ oder 
einer „sozialen Europäische Union“, wie es von den 
Sozialdemokraten vertreten wird, bedeutet nicht, 
dass wir gegenüber dem europäischen Staatsapparat 
keine sozialen Reformen verteidigen können. Sol¬ 
che Forderungen zu formulieren heißt nicht, dass wir 
diesen antisozialen und antidemokratischen europä¬ 
ischen Staat anerkennen. Und trotzdem kämpfen 
wir für eine andere Politik in unserem Land. Wir 
kämpfen, um die Situation der arbeitenden Men¬ 
schen in unserem Land zu verbessern und um ihnen 
zu verdeutlichen dass wir ein völlig anderes Europa 
brauchen, ein Europa ohne Ausbeutung. 


EU dient nicht der Völkerverständigung 


Die EU ist ein in Konstruktion befindlicher suprana¬ 
tionaler Staat, in dem die Interessen des Monopol¬ 
kapitals die wesentliche Triebkraft sind. Er entstand 
aus seinen Vorgängern Montan-Union, Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und Europäische 
Gemeinschaft (EG) der 50er, 60er und 70er Jahre. 
Die Entstehung der EU aus diesen Vorläufern ist 
direkt und dialektisch mit dem Kalten Krieg verbun¬ 
den; deshalb ist die Werbung für die EU als ein an¬ 
gebliches Projekt „der Zusammenführung der Völ¬ 
ker, der Überwindung der Kriegsgefahr, der offenen 
Grenzen“ irreführend. Der Friedensnobelpreis an 
die EU, die zwar nicht als solche, aber deren füh¬ 
rende Mitgliedstaaten außerhalb der Grenzen der 
Union Krieg geführt haben oder führen, ist ebenso 
absurd wie die Propagierung der Freiheitsidee ei¬ 
nes Schengenraums, der sich den Menschen mehr 
und mehr als ein freier Warenverkehrsraum darstellt, 
aber für Menschen aus Nicht-EU-Staaten und zu¬ 
nehmend auch für die EU-Bürger/innen selbst 
schwierig nutzbar wird. 

Auch ohne Krieg innerhalb der EU-Grenzen 
hat sich noch nicht einmal das Versprechen einer 
besseren Völkerverständigung eingelöst: heute ist 
die EU vor allem von einer Krise unterschiedli¬ 
cher Herangehensweisen an die Flüchtlingsfrage 
geprägt. Ergebnis ist heute die Infragestellung des 
Schengenraums und das noch immer ungebrems¬ 
te Anwachsen nationalistischer und faschistischer 
Bewegungen. 

Um den Austritt Großbritanniens aus der Eu¬ 
ropäischen Union zu vermeiden, darf Großbritan¬ 
nien - entgegen der geltenden Bestimmungen der 
Freizügigkeit, eines angeblichen Grundpfeilers der 
EU - Sozialleistungen an Einwanderer aus EU-Staa- 
ten auf vier Jahre einfrieren. Weniger beachtet wur¬ 
de die Tatsache, dass das auf alle EU-Staaten aus¬ 
geweitet wird. Es setzt sich also, wie in der Regel, 
der schlechtest mögliche Standard für alle durch; mit 
dem Argument einem Land keinen Sonderstatus zu¬ 
zugestehen. (...) 

Der EU-Zusammenhalt ist fraglich, aber derzeit 
weit weniger durch die Kraft der Linken als durch 
die inneren Widersprüche der Union selbst. (...) 

Zu den Widersprüchen innerhalb der Europäi¬ 
schen Union gehört auch die unterschiedliche Ent¬ 
wicklung der kapitalistischen Produktionsweise. 
Deutschland hat sich mit seiner Exportwalze und 


mit angesichts der 
Produktivkraftent¬ 
wicklung recht nied¬ 
rigen Löhnen nicht 
nur Wettbewerbs¬ 
vorteile verschafft, 
sondern nutzt auch technologische Vorteile, um sich 
weiter abzusetzen. Insofern bleibt immer noch ein 
erheblicher Teil der kapitalistischen Entwicklung 
im Rahmen der Nationalstaaten, wenngleich die 
Verflechtung der Industrieunternehmen in einem 
fortlaufenden Prozess gleichzeitig schleichend vo¬ 
rangeht. 

Eine ähnliche Widersprüchlichkeit lässt sich im 
militärischen Bereich erkennen: einerseits wird eine 
EU-Armee als Ziel angegeben, andererseits rüstet 
jedes einzelne Land autonom. 

Die DKP kämpft sowohl im kapitalistischen 
Deutschland für Reformen als auch in der kapita¬ 
listischen EU. Das heißt aber nicht, dass die DKP 
Deutschlands Kapitalismus für reformierbar hält. 
Wir halten an unseren Aussagen über den Doppel¬ 
charakter von Reformen fest: sie können systemer¬ 
haltende Wirkung haben, aber gleichzeitig auch die 
natürliche Begrenztheit eines Kampfes anschaulich 
machen, der sich nicht um Veränderungen der Be¬ 
sitzverhältnisse drehen will oder kann. Also wollen 
wir Verbesserungen innerhalb des Systems schaffen, 
aber vor allem auf die Hauptwidersprüche hinwei- 
sen, gegen die sich der Kampf der Arbeiterklasse 
wesentlich richten muss, wenn er am Ende erfolg¬ 
reich sein will. 

Es wäre falsch anzunehmen, die Kampfebene 
habe sich heute „nach Brüssel“ verlagert. Diese 
Aussage kommt meist von Kräften, die den Klas¬ 
senkampf überhaupt einstellen wollen oder nie füh¬ 
ren wollten, u.a. weil sie die Existenz von Klassen 
entweder für gering erachten oder ganz leugnen. 
Der Hauptkampf findet im eigenen Land statt - da, 
wo die kapitalistische Ausbeutung direkt erlebbar 
ist und damit für die Menschen nachvollziehbare 
Kämpfe ausgefochten werden können. 

Dennoch haben sich in der Tat viele Entschei¬ 
dungen zur EU hin verlagert, und deshalb gibt es 
auch eine EU-Ebene des Widerstands. Auch dieser 
dient die Zusammenarbeit unserer vier Parteien. 
Aber wie für einen besseren Kapitalismus kämpfen 
wir dabei nicht für eine bessere EU. 
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30 Jahre Widerstand gegen die A 52 

Bundesregierung bedient Kapitalinteressen 



G egner des Ausbaus der A52 
durch Bottrop und Gladbeck 
demonstrierten am 18. März 
mit einer Mahnwache gegen den Aus¬ 
bau der B 224. Der Anlass war die Auf¬ 
nahme des Ausbaus des Bottroper Teil¬ 
stücks der Bundesstraße in den aktuel¬ 
len Bundesverkehrswegeplan. Auch in 
der Stadt Essen protestierten Anwoh¬ 
ner gegen die Ausbaupläne. Die Aus¬ 
baugegner befürchten, dass durch den 
Ausbau der Bundesstraße der Verkehr 
in den betroffenen Stadtteilen stark zu¬ 
nehmen wird. 

Nach den Plänen der Wirtschaft soll 
die A52 als Transitautobahn quer durch 
das Ruhrgebiet führen. Besonders be¬ 
lastet sind damit die Städte Gelsenkir¬ 
chen, Gladbeck, Bottrop, Essen und im 
Süden Velbert, Heiligenhaus und Ra¬ 
tingen. Die neu geplante Transit-Auto¬ 
bahn ist 25 Kilometer lang. 

25 Autobahngegner beteiligten sich 
an der Mahnwache, darunter Unter¬ 
stützer des Aktionsbündnisses „A52 
war gestern“ Mitglieder der DKP, der 
Partei „Die Linke“ und der Grünen 
und Aktive des Bundes für Umwelt 
und Naturschutz Deutschlands. Gerd 
Dorka, DKP-Ratsherr in Gladbeck, 
erläutert, warum das Kapital über¬ 
haupt so vehement für den Ausbau 
eintritt. „Es geht darum, unsere Re¬ 
gion als Logistikzentrum der Wirt¬ 
schaft zu entwickeln. Mit den Inter¬ 
essen der Bevölkerung hat das nichts 
zu tun“, so der streitbare Autobahn¬ 


gegner. In Gladbeck hatte2012 eine 
deutliche Mehrheit der Menschen in 
einem Ratsbürgerentscheid gegen 


den Ausbau gestimmt, auch Anfang 
dieses Jahres sind in kürzester Zeit 
über 5 000 Unterschriften für einen 


Bürgerantrag zusammengekommen, 
mit denen der Ausbau gestoppt wer¬ 
den soll. Die DKP in Gladbeck kann 


selbstbewusst auf ihren Beitrag bei 
diesen Erfolgen zurückblicken. 

Die Forderungen der Wirtschaft hat die 
IHK der Region auf ihrer Homepage 
formuliert: „Nachdem Bund, Land und 
die Stadt Gladbeck Anfang November 
2015 einen neuen Ausbaukompromiss 
abgestimmt haben, gilt es, die Planun¬ 
gen anzupassen und das Planfeststel¬ 
lungsverfahren zügig voranzutreiben. 
Für den Teilabschnitt Autobahnkreuz 
Essen-Nord bis Stadtgrenze Bottrop/ 
Gladbeck bedarf es einer schnellen 
Umsetzung des Planfeststellungsver¬ 
fahrens und eines möglichst zeitnahen 
Baubeginns.“ 

Michael Gerber, Ratsherr der DKP in 
Bottrop, ist ein gefragter Gesprächs¬ 
partner der lokalen Presse. Die örtliche 
WAZ zitiert ihn in der Ausgabe nach 
der Mahnwache, dass er „intelligente¬ 
re Lösungen als den Autobahnausbau“ 
fordere. Der Verkehr könne auf der 
Bundesstraße auch bewältigt werden, 
indem der Berufsverkehr alternierend 
jeweils drei Spuren führen könne, eine 
offene Spur für die andere Richtung 
wäre ausreichend. 

Die Bundesregierung bedient mit Auf¬ 
nahme der A 52 in den aktuellen Bun¬ 
desverkehrswegeplan die Interessen 
der Wirtschaft - die Interessen der 
Bürger, der Anwohner und letztend¬ 
lich ein beachtliches Stück kommuna¬ 
ler Demokratie drohen auf der Strecke 
zu bleiben. 

Werner Sarbok 



Wir werden den 
Widerstand fortsetzen! 

Die UZ sprach mit Michael Gerber, 

Ratsherr der DKP in Bottrop 


Die Regelung ist 
gru ndgesetzwid rig 

Die UZ sprach mit Torsten Sommer von der Piratenfraktion 
im Landtag von NRW über die geplante Sperrklausel 



UZ: Waren die Initiativen überrascht, 
dass die Realisierung der A 52 in den 
Bundesverkehrswegeplan aufgenom¬ 
men wurde? 

Michael Gerber: Nein, das hat sich 
im Vorfeld abgezeichnet. Wir wussten 
ja, dass das Land die entsprechende 
Anmeldung getätigt hat, gerade auch 
die IHK hat sich mächtig ins Zeug ge¬ 
legt und entsprechende Forderungen 
an den Bund gestellt. Von daher sind 
wir nicht überrascht. Wir hätten uns 
aber natürlich gewünscht, dass die A 
52 eben nicht in den Bundesverkehrs¬ 
wegeplan aufgenommen worden wäre. 
Aber für uns ist das Ansporn, den Wi¬ 


derstand zu verstärken und deutlich zu 
machen, dass die Menschen hier diese 
Autobahn nicht wollen und brauchen. 

UZ: Wie werden die Autobahngegner 
den Widerstand weiter entwickeln? 

Michael Gerber: Wir lehnen den Ent¬ 
wurf des Bundesverkehrswegeplans 
ab. Wir wollen erreichen, dass die A 52 
aus diesem Entwurf herausgenommen 
wird. Dazu werden wir weiter mobili¬ 
sieren und die Menschen weiter infor¬ 
mieren, z.B. mit Flyern und Infostän¬ 
den. Wir werden Einsprüche gegen die¬ 
sen Verkehrsplan einbringen. 

UZ: Ist das Projekt überhaupt noch re¬ 
alisierbar? 

Michael Gerber: Die A 52 wird seit 
30 Jahren geplant. Seit 30 Jahren ha¬ 
ben wir verhindert, dass für diese Au¬ 
tobahn das Baurecht geschaffen wird. 
Wir werden diesen Widerstand beharr¬ 
lich fortsetzen. Von daher sind wir op¬ 
timistisch, dass sich dieser Widerstand 
in Essen, Gladbeck und Bottrop noch 
intensiver vernetzt und letztendlich Er¬ 
folg haben wird. 

Werner Sarbok sprach mit Michael Gerber 
während der Mahnwache in Bottrop 


Der Verfassungsgerichtshof für das 
Land Nordrhein-Westfalen hatte mit 
Urteil vom 6. Juli 1999 die bis zu die¬ 
sem Zeitpunkt bestehende Fünf-Pro- 
zent-Sperrklausel bei Kommunalwah¬ 
len für verfassungswidrig erklärt. Der 
Landtag Nordrhein-Westfalen hat 
daraufhin die maßgeblichen gesetzli¬ 
chen Bestimmungen zur Sperrklausel 
gestrichen. 

Nun machen SPD, CDU und die 
„ Grünen “ eine eine „ merkliche und 
sich fortwährend verstärkende Zer¬ 
splitterung der Kommunalvertre¬ 
tungen“ aus. „In bestimmten Fällen“ 
drohe, so formulieren sie es in einem 
Gesetzesentwurf, „ hier sogar die fakti¬ 
sche Handlungs- und Funktionsunfä¬ 
higkeit der kommunalen Vertretung 
Eine 2,5-Prozent-Sperrklausel solle 
unerwünschte Bewerber aus den kom¬ 
munalen Parlamenten heraushalten. 
Werner Sarbok sprach darüber für 
die UZ mit Torsten Sommer, Mitglied 
der Piratenfraktion im Landtag von 
Nordrhein-Westfalen. 

UZ: Womit begründen die Antragstel¬ 
ler diese angestrebte Veränderung der 
NR W- Verfassung? 

Torsten Sommer: Eine einfache ge¬ 
setzliche Regelung würde der Lan¬ 
desverfassungsgerichtshof NRW sehr 
schnell für verfassungswidrig erklä¬ 
ren. Durch den „Trick“, die Regelung 
direkt in die Landesverfassung zu 
schreiben, möchte man das umgehen. 

UZ: Wie bewertet die Piratenfraktion 
diesen Vorstoß? 

Torsten Sommer: Auch wenn es zu 
einer Änderung der Landesverfas- 


In der Gladbecker WAZ war Anfang 
des Jahres nachzulesen, dass Bür¬ 
germeister Roland als Sachverstän¬ 
diger des Landtags tätig war. Nach 
Lesart der Lokalzeitung zählt zu sei¬ 
nen Gründen für die Einführung der 
Sperrklausel: 


sung kommt, bleibt die Regelung 
immer noch grundgesetzwidrig. 
SPD und Co. suchen sich nur aus, 
vor welchem Verfassungsgericht sie 
scheitern. 



UZ: Was unternimmt die Piratenfrak¬ 
tion gegen diese Pläne? 

Torsten Sommer: Parlamentarisch 
haben wir bei Debatten und in der 
Anhörung sehr deutlich herausgear¬ 
beitet, dass eine kommunale Sperr¬ 
klausel sowohl gegen die Landesver¬ 
fassung, als auch gegen das Grund¬ 
gesetz verstößt. Sollte es dennoch 
zu einer entsprechenden Änderung 
in der Landesverfassung kommen, 
haben wir damit die Grundlage ge¬ 
legt, dass diese Regelung vor dem 
Bundesverfassungsgericht gekippt 
werden kann. Hier kann die Piraten¬ 
fraktion allerdings nicht als Kläger 
auftreten, das wird die Piratenpartei 
als Benachteiligte tun. 


„Weiter sei die Handlungsfähigkeit 
des Rates, der Ausschüsse und der 
Verwaltung deutlich beeinträch¬ 
tigt durch Dringlichkeitsanträge, 
die häufig erst kurz vor der Sitzung 
eingereicht würden. Dazu gebe es 
vermehrt Anträge auf Abhören von 


Dokumentiert 


Bürgerantrag gegen 

undemokratische 

Sperrklausel 

DKP Recklinghausen 
an den Rat der 
Stadt Recklinghausen 

Bürgerantrag gemäß § 24 der Ge¬ 
meindeordnung NRW: „Demokra¬ 
tische Rechte verteidigen - Ein¬ 
führung einer Sperrklausel für die 
kommunalen Parlamente verhin¬ 
dern! “ 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
ich bitte Sie,den nachfolgenden Bür¬ 
gerantrag gemäß § 24 der Gemein¬ 
deordnung NRW in der kommenden 
Ratssitzung zu behandeln. 

Der Rat der Stadt Recklinghau¬ 
sen fordert den Landtag NRW auf, 
seinen Gesetzesentwurf zur Ein¬ 
führung einer undemokratischen 
Sperrklausel bei Kommunalwahlen 
zurückzuziehen. 

Begründung: 

Die Einführung einer Sperrklausel 
für die Kommunalwahl kann dazu 
führen, dass ein beachtlicher Teil 
von Wählerstimmen keine Berück¬ 
sichtigung findet. Es steht weiter¬ 
hin zu befürchten, dass durch eine 
neue Sperrklausel das Interesse an 
der Kommunalpolitik weiter sinken 
und die Wahlbeteiligung weiterein¬ 
brechen wird. 

Die Diskussion um die kommunale 
Sperrklausel ist daher kein Beitrag 
für die Demokratie, sondern ein 
Beitrag zum Abbau demokratischer 
Rechte und zu Politikverdrossenheit. 

Mit freundlichem Gruß 
Werner Sarbok 


Aufzeichnungen aus Ratssitzungen, 
würden aktuell zwei Bürgerbegeh¬ 
ren von Minderheiten im Rat un¬ 
terstützt und Klage gegen die Be¬ 
schlüsse der letzten Ratssitzung er¬ 
hoben.“ 

-ler 


Warum der Gladbecker Bürgermeister Roland (SPD) die „Kleinen“ loswerden möchte 
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Glück 

Mir scheint, ich habe Glück in diesem Leben, 

Da ich in meiner Zeit gewalt'gern Streite 
Die Waffe führe auf der richtigen Seite. 

J. R. Becher 

Wir nehmen Abschied von 

Dipl.-lng. Stephan Krützner 

geb. am 13. 2.1962 gest. am 14. 3.2016 

Unsere gemeinsame Zeit war gefüllt mit Zuneigung, 
Vertrauen und Liebe und der Zukunftsplanung: Frieden, 
Sozialismus und Menschlichkeit. 

Familie Krützner 

Am 10. 3. 2016 haben Stephan und Katrin geheiratet, ihr 
großes Glück besiegelt und ihr gegenseitiges versprechen 
eingelöst: ln Liebe verbunden zu bleiben. 

Die Trauerfeier mit Urnenbeisetzung findet am 18.4.2016, 
um 13.00 Uhr in Dresden auf dem Tolkewitzer Friedhof, 
Wehlener Straße 13 statt. 


Wir müssen Abschied nehmen von unserem Genossen 

Stephan Krützner 

Stephan war ein wichtiger vorantreibender, streitbarer 
Kopf und Praktiker für die Entwicklung der DKP Sach¬ 
sen, der DKP-Gruppe Dresden und des Kommunistischen 
Aktionsbündnisses Dresden. 

Mit seinen Analysen und Impulsen gab er uns oft Leitlini¬ 
en, mit seinem aktiven, ideenreichen politischen und kul¬ 
turellen Engagement war er ein Motor für das politische 
Handeln. 

Mit Herz und Tat unterstützte er die SDAJ. 

Ein verdienter Kommunist ist von uns gegangen. 

Er fehlt uns. 

Unser Mitgefühl gilt seiner Frau und den weiteren 
Angehörigen. 

DKP Parteivorstand 
Koordinierungsrat Sachsen 
DKP-Gruppe Dresden 

kad Kommunistisches Aktionsbündnis Dresden 
SDAJ-Gruppe Dresden 


Jegliches hat seine Zeit 
Steine sammeln, Steine zerstreuen 
Bäume pflanzen, Bäume abhauen 
Leben und sterben und Streit 
Wenn ein Mensch kurze Zeit lebt 
Sagt die Welt, dass er zu früh geht 
Puhdys 

Unser Genosse 

Stephan Krützner 

lebt nicht mehr. 

Er wuchs in einer kommunistischen Familie auf und fand 
schon in jungen Jahren seinen Weg in die Arbeiterbewe¬ 
gung. Wo immer sich Stephan engagierte, er tat es mit 
Nachdruck und Leidenschaft. Seine besondere Liebe galt 
dem Arbeiter- und Protestlied. 

Wir sind traurig, dass wir viel zu früh von ihm Abschied 
nehmen mussten, und unser tiefes Mitgefühl gilt seiner 
Frau Katrin, seiner Mutter Margret, seinen Töchtern Nadja 
und Irina und allen Angehörigen. 

DKP Hattingen 

DKP Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen 
DDR-Kabinett Bochum e.v. 


Carlis Bienenhonig. 

Früh- oder Sommertracht, 500 g 
für 5 €, 250 g für 3 € + Porto; ab 
12 Gläser (1 Karton) portofrei. 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres TeL/Fax: 033 231/60661 
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Frühling in der Toskana. Unser 
kleiner Biohof nähe Meer hofft 
auf nette Helfer/innen bei den 
Frühlingsarbeiten. 
www.toskana-biohof.de 
E-Mail: imogen.guben@online.de 

Toskana, nah am Meer 


Üfcohof im Olivenhain,, 
weiter Blick; Stille; 
große helle Zimmer, 
viele -gute Bücher, 
Hau* oder Häuschen; 
Kinde iparadies. 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 


3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Wir trauern um unsere Genossin 

Waltraud Meißner 

27.9. 1928-13.3.2016 

Waltraud wurde in einer kommunistischen Arbeiterfamilie 
in der Industriestadt Haspe geboren. Schon früh lernte sie 
die Schrecken des Faschismus kennen. Die Familie wurde 
politisch verfolgt, ihr Vater eingekerkert. Diese Erfahrung 
prägte sie für ihr Leben und machte Waltraud zur ent¬ 
schiedenen Kämpferin gegen Faschismus und für Frieden 
und Sozialismus. 

Nach Befreiung und Kriegsende wurde Waltraud als eine 
der ersten in Hagen Mitglied der FDJ. Hier lernte sie ih¬ 
ren Gerd kennen, mit dem sie eine Familie gründete. Bald 
wurden unter Adenauer die FDJ und dann auch ihre Par¬ 
tei, die KPD, verboten, ln tiefer Illegalität konnte sich die 
Partei stets auf die Meißners verlassen. Bei der Neukon¬ 
stituierung der DKP waren sie selbstverständlich dabei. 
Waltraud gehörte seitdem zu den aktivsten Genossinnen 
und Genossen in Hagen. 

Partei und Familie waren ihr Lebensmittelpunkt. Auch un¬ 
sere schwere Niederlage konnte sie nicht brechen. Das 
große Wort war nicht ihre Sache. Aber Prinzipienfestigkeit, 
Verlässlichkeit, verbunden mit großer Warmherzigkeit und 
Solidarität - das waren Waltrauds Eigenschaften. Sie war 
uns nicht nur Genossin, sondern auch Freundin. Sofern es 
ihre Gesundheit zuließ, nahm sie bis zuletzt am Parteile¬ 
ben teil. 

Unser Mitgefühl gilt ihrer Familie. 

Wir werden Waltraud nicht vergessen. 

DKP Kreis Hagen 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Grundlagenschulungen an der Karl-Liebknecht-Schule 

Die Grundlagenschulungen an der Karl-Liebknecht-Schule 
in Leverkusen richten sich an die Leitungsmitglieder und 
weitere interessierte Genossinnen der Grundorganisatio¬ 
nen der DKP 

• 9./10. April 2016: Seminar zur Organisationspolitik. 

Neben den Organisationsprinzipien der DKP soll vor allem 
praktische Hilfestellung für die Gruppenarbeit vermittelt 
werden. Behandelt werden u.a. Politikentwicklung, Aktions¬ 
tätigkeit und Bildungsarbeit der Gruppen sowie die Arbeit 
mit der UZ und Fragen der Buchhaltung/Kassierung. Es re¬ 
ferieren Wera Richter, stellvertretende Vorsitzende der DKP, 
und Klaus Leger, Bundeskassierer der DKP 

• 26. - 29. Mai und 1.-4. Oktober: Einführungskurse: 

„Die Grundlagen unserer Politik (nicht nur) für Anfänger" 
zu den Themen: 

• Marxistische Philosophie * Politische Ökonomie * 
die Lehre vom Klassenkampf * 

• Und vor allem: Warum wir uns mit dieser Theorie 
beschäftigen und wie wir sie in organisierte Politik 
umsetzen * 

Es referiert Jürgen Lloyd, 

Leiter der Karl-Liebknecht-Schule. 

Weitere Informationen und Anmeldung unter: 
http://www.karl-liebknecht-schule.org, 
kls@karl-liebknecht-schule.org, Tel: 0214/45418 


Die Zentrale Bildungskommission der DKP lädt alle 
Bildungsverantwortlichen und Interessierten ein zum 

bundesweiten Vorbereitungsseminar für den 

kommenden Bildungsschwerpunkt 2016: 

Wie überwinden wir den Kapitalismus? 

Zur Strategie und Taktik der DKP 

Programm 

1 . Grundlagen unserer antimonopolistischen Strategie 

2. Workshops 

a. Wie gestalte ich einen Bildungsabend zum 
Bildungsschwerpunkt? 

b. Welche Bedeutung hat die antimonopolistische 
Strategie für die kommunistische Bewegung heute? 

c. Antimonopolistische Strategie 
oder Transformationsstrategie? 

Sonntag, 3.4.2016,10-16 Uhr im Frankfurter Ge¬ 
werkschaftshaus, Wilhelm-Leuschner-Straße 
69 - 77, 60329 Frankfurt am Main. 

Anmeldung sowie weitere Informationen unter 
www.dkp-hessen.de/bildungskommission 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


DONNERSTAG, 31.3., 19 UHR ■ LESUNG UND PODIUMSGESPRÄCH 

»Roter Vogel erzählt« 

Das erzählerische Werk der indianischen Schriftstellerin, 
Aktivistin und Musikerin Zitkala-Sa 

Zitkala-Sa - Roter Vogel - ist der indianische Name der 
Dakota-Indianerin Gertrude Simmons Bonnin (1876-1938). 
Zitkala-Sa war nicht nur Künstlerin, sondern auch Aktivistin 
der Indianerbewegung - Vielfalt und Aktualität ihres Wirkens 
stehen im Mittelpunkt der Veranstaltung. Vorgestellt wird 
auch eine aufwendig illustrierte Biographie des berühmten La- 
kota-Häuptlings Sitting Bull. - Mit Herausgeber Frank Elstner 
und yW-Redakteur Thomas Wagner 

Moderation: Peter Borak (yW) Eintritt: 5,00 €/erm.: 3,00 € 

■ DIE TAGESZEITUNG ■■■ I ■ ■ I I ■ 

junge eit ■ Laden alerie 

■ Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin 

Mo. bis Do. 11-18 Uhr, Freitag 10-14 Uhr • www.jungewelt.de/ladengalerie 
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Na klar! Beim UZ- 
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Abzeichen, Erinnerungen jeder Art. 
Info & Listen Belletristik, Platten, 
Fundsachen etc. an fordern. 

E mail: faeustellt;buchreeyeli ng.de 
Post: Volker Rohde, Stroofstr.15, 

53225 Bonn Tel/AB: 0228 - 463931 

Antiquariat Elsässer Str. 8a 53175 Bad Coilesherg 
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UZ-Pressefest 
Soli-Aktion 
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Aktionen / Termine / Impressum 


Tatort: Mallinckrodtstraße, Dortmund 

Demonstration zum zehnten Jahrestag der Ermordung von Mehmet Kubasik 


E s geschah vor zehn Jahren: Am 
Mittag des 4. April 2006 wurde 
der türkische Familienvater Meh¬ 
met Kubasik in seinem Kiosk erschos¬ 
sen. Acht Kugeln wurden auf ihn abge¬ 
feuert, zwei davon in den Kopf. Es war 
eine Hinrichtung. Die Polizei ermittelte 
„in alle Richtungen“ nur gegen Rechts 
ermittelte sie nicht, da lagen keine Er¬ 
kenntnisse vor. 

Der Vermutung von Tochter Gam- 
ze und Ehefrau Elif, es könnten Nazis 
gewesen sein, schenkte sie keine Beach¬ 
tung. Im Gegenteil: Die Familie wurde 
verdächtigt, in mafiose Strukturen ver¬ 
wickelt zu sein, das Verbrechen wurde 
unter die sogenannten „Dönermorde“ 
eingeordnet. Fünf Jahre lang waren die 
Kubasiks übelsten Verdächtigungen aus¬ 
gesetzt, bis dann im Jahr 2011 der NSU 
und seine Mordtaten aufflogen. 

Warum Mehmet Kubasik? 

Wie kommt eine in Thüringen behei¬ 
matete faschistische Mörderbande auf 
einen Dortmunder Kioskbesitzer? Wo¬ 
her hatten sie Namen, Adresse und Le¬ 


bensumstände ihres Opfers? Wie ig¬ 
norant müssen Ermittler sein, nicht an 
Kontakte zur Dortmunder gewalttätigen 
Nazi-Szene zu denken und dort zu re¬ 
cherchieren? 

Mit vier Morden an drei Polizisten und 
einem Punker taugten sie in ihrer ver¬ 
brecherischen Mentalität durchaus als 
Partner des NSU. In der Nähe des Ki¬ 
osk gab es einen bekannten Nazi-Treff 
und auch der berüchtigte „SS-Siggi“ 
wohnte nicht weit. Auch eine Zelle des 
„combat 18“ (militärischer Arm des 
verbotenen Netzwerks „blood and ho- 
nour“) existierte damals in Dortmund 
und wurde direkt nach dem Mord auf¬ 
gelöst. Der berüchtigte Marko Gott¬ 
schalk, Chef der Naziband „oidoxie“ 
setzte sich ins Ausland ab und kehr¬ 
te vor kurzem erst wieder nach Dort¬ 
mund zurück. 

Tief enttäuscht vom Verlauf des 
Münchener NSU-Prozesses sind die 
Frau und die Tochter von Mehmet Ku¬ 
basik, denen Angela Merkel rückhalt¬ 
lose Aufklärung versprochen hatte. Die 
Wahrheit bleibt bei diesem inzwischen 


zwei Jahre dauernden Prozess auf der 
Strecke. Nur die Vermutung, dass hin¬ 
ter dem Mord-Trio ein Netz aus Nazis, 
Geheimdiensten und Verfassungsschutz 
tätig war und es weiter ist, wird immer 
drängender. 

Demonstration zum 
io. Jahrestag 

Am 4. April 2016 findet eine Demons¬ 
tration zum 10. Jahrestag der Ermor¬ 
dung von Mehmet Kubasik statt. Be¬ 
ginn ist um 18.00 Uhr am Gedenkstein 
für Mehmet Kubasik vor seinem ehema¬ 
ligen Kiosk, Mallinckrodtstraße 190. Die 
Schlusskundgebung ist am Denkmal für 
alle Opfer der NSU-Morde vor der Aus¬ 
landsgesellschaft NRW (Nordausgang 
Hauptbahnhof). Es spricht u.a. Karsten 
Ilius, Nebenklage Vertreter der Familie 
Kubasik im NSU-Prozess. 

Im Anschluss an die Schlusskundge¬ 
bung findet in der Auslandsgesellschaft 
NRW eine Podiumsdiskussion zum The¬ 
ma „Alltäglicher Rassismus“ statt, Be¬ 
ginn ca. 19:00 Uhr. 

Ula Richter 


Erinnerung an die Zerstörung Hanaus 

Gedenkveranstaltung auf dem Hauptfriedhof ließ Fragen offen 


Am vergangenen Samstag fand eine 
Gedenkveranstaltung aus Anlass der 
Zerstörung der Stadt kurz vor Kriegs¬ 
ende 1945 statt. Die Gedenkrede hielt 
die Stadtverordnetenvorsteherin Be¬ 
ate Funk. Sie beschrieb wohl sehr ge¬ 
nau, was damals passierte, so z. B., dass 
die Stadt zu 80 Prozent zerstört wurde. 
Auch ging sie sehr allgemein auf die 
Themen Frieden und Freiheit ein. 

Doch das alles war sehr abstrakt. 
Kein Wort zu den Ursachen, wie es dazu 
kommen konnte. Kein Wort zu dem ver¬ 
brecherischen Nazi-Regime, das diesen 
Krieg mit über 50 Millionen Toten vom 
Zaun brach. Kein Wort dazu, dass vor 
diesem 19. März 1945 auch in Hanau 


schon Nazi-Verbrechen passiert sind. 
Kein Wort zu den Verfolgungen von 
Nazi-Gegnern aus der Arbeiterbewe¬ 
gung und auch aus bürgerlichen Krei¬ 
sen. Ebenso kein Wort zum Abtrans¬ 
port jüdischer Menschen vom Haupt¬ 
bahnhof aus, gerade ein paar Meter 
vom Gedenkort entfernt. 

Und das in einer Zeit, in der Rechts¬ 
radikale und Faschisten von AfD, REPs 
und NPD mehr als frech wieder in Akti¬ 
on treten, auch in Hanau und im Main- 
Kinzig-Kreis. In der auch mit Kriegsein¬ 
sätzen der Bundeswehr wieder einmal 
nach einer Weltmachtrolle gegiert wird 
und in der Waffenexporte an mörderi¬ 
sche Regimes von einem Rekord zum 


nächsten eilen. Hier ein deutliches und 
unmissverständliches Zeichen zu set¬ 
zen, dies wurde von offizieller Seite ver¬ 
tan. Dieses Zeichen setzten Mitglieder 
der DKP und andere Antifaschisten, in 
dem sie mit Transparenten auf den Zu¬ 
sammenhang von Nazi-Diktatur und 
der Zerstörung Hanaus hinwiesen. 

Dass sich nach Beendigung der Ge¬ 
denkveranstaltung Frau Funk bei den 
Trägern der Transparente wegen einem 
angeblichen „Verstoß gegen die Fried¬ 
hofsordnung“ aufregte, zeigt deutlich, 
dass an der Konzeption dieser Gedenk¬ 
veranstaltung von Seiten der Stadt doch 
Einiges nicht stimmt. 

Klaus Seibert 





Termine@unsere-zeit.de 


Ml ★ 30. MÄRZ 


Solingen: „EU in der Krise, EU vor dem Zer¬ 
fall? - Wo ist die Alternative?“ Diskussions¬ 
veranstaltung der DKP mit einer Einführung 
von Georg Polikeit, Wuppertal. Initiativen- 
Cafe, Klemens-Horn-Straße 3,19.30 Uhr. 


DO ★31. MÄRZ 


Düsseldorf: Gruppenabend der DKP-Gruppe 
Düsseldorf-Wersten, u.a. mit Auswertung 
des 3. Tag des DKP-Parteitages. Gaststät¬ 
te „Zur Tränke“, Werstener Dorfstraße 77, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 2. APR 


Pelkum: Gedenken an die Opfer des Kapp- 
Putsches mit Redebeiträgen von Marc Her- 
ter (Mitglied des NRW-Landtags, parlamen¬ 
tarischer Geschäftsführer der SPD-Fraktion 
und stellvertretender Landesvorsitzender 
der SPD) und Detlev Beyer-Peters (Kreis¬ 
vorsitzender der VVN-BdA Recklinghausen 
und stellvertretender Kreisvorsitzender der 
DKP Recklinghausen). Treffpunkt: Parkplatz 
Bönener Straße, Gedenken am Mahnmal, 
Friedhof Pelkum, 14.00 Uhr._ 

Nürnberg: Roter Spieletag der DKP: Sa., 
2.4., ab 14 Uhr „Revolutionäre“ Spiele, Ro¬ 
tes Zentrum, Reichstr. 8 


SO ★ 3. APR 


Hamburg: Öffnung „Dauerausstellung zur 
Zwangsarbeit in Hamburg 1939-1945“, 
Führung durch die erweiterte Daueraus¬ 
stellung in den letzten erhaltenen ehema¬ 
ligen Zwangsarbeiterbaracken Hamburgs, 
Lager Kowahl+Bruns. Veranstalter: Willi- 
Bredel-Gesellschaft - Geschichtswerkstatt 
e.V. Wilhelm-Raabe-Weg 23, nahe S-Bahn 
Flughafen, 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


MO ★ 4. APR 


Hamburg: „Spiel mit dem Feuer-Nato-Ost- 
erweiterung und Ukraine“, Diskussionsver¬ 
anstaltung der DKP-Gruppe Hamburg-Nord. 
Bürgerhaus Langenhorn, Tangstedter Land- 
straße 41,19.00 Uhr. 

Dortmund: Demo zum Gedenken an den 
Mord an Mehmet Kubasik. Mallinckrothstra- 


ße 190 (am ehemaligen Kiosk von Mehmet 
Kubasik), 18.00 Uhr. 


Ml ★ 6. APR 


Stuttgart: „60 Jahre KPD-Verbot“, Treffen 
der DKP-Senioren Region Stuttgart. Clara- 
Zetkin-Haus, Sillenbuch, Gorch-Fock-Straße 
26,14.00 Uhr. 


DO ★ 7. APR 


Nürnberg: Gruppenabend der DKP zur Bun¬ 
destagswahl 2017. Rotes Zentrum, Reich¬ 
straße 8,19.00 Uhr. 


FR ★ 8. APR 


Schweinfurt: Mitgliederversammlungen 
der Gruppe Schweinfurt/Haßberge und des 
Kreises Unterfranken der DKP. DFG-VK-Büro, 
Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 


SO ★IO.APR 


Dortmund: Gedenkveranstaltung der DKP 
an die Kapp-Putsch-Gefallenen. Nordfried¬ 
hof, Eingang Osterfeldstraße, 14.00 Uhr. 


MO ★ 11. APR 


Elmshorn: Mitgliederversammlung der DKP 
zur Vorbereitung des Wasserturmfestes. 
Reinhold-Jürgensen- Zentrum, 19.30 Uhr. 


DO ★ 14. APR 


Nürnberg: „Antifaschismus heute - was ist 
zu tun?“ Gruppenabend der DKP. Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 
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Ich komme zum Pressefest ... 


weil ich viele Gleichgesinn¬ 
te Wiedersehen und viele neue 
kennenlernen will“ 

Dr. Volker Külow, Historiker und Pu¬ 
blizist aus Leipzig , freiberuflicher Be¬ 
rater für Kommunikation 



weil es ein einmaliges Forum 
zur Information und Begeg¬ 
nung ist , das verschiedenste Ak¬ 
teur innen/Akteure und Netz¬ 
werke zusammen und in die 
Diskussion bringt“ 

Andrej Hunko, europapolitischer 
Sprecher der Linksfraktion im Bun¬ 
destag und Mitglied der Parlamenta¬ 
rischen Versammlung des Europarat , 
Aachen 



Meine progressive Woche 


Heute abend gerate ich in die Hände eines 
Voodoo-Zauberers. Nach einer anstren¬ 
genden Tour durch die kubanische Pro¬ 
vinz Sancti Spiritus sitzen wir an der Bar 
unseres schon in die Jahre gekommenen 
Hotels am karibischen Meer. Das Publi¬ 
kum hier ist europäisch, reist eher indivi¬ 
duell und meidet den Massentourismus 
von Varadero oder der Cayos. 

Die Bar füllt sich, nicht weit von uns 
baut ein kräftiger Schwarzer mit nacktem 
Oberkörper so etwas wie einen kleinen 
Altar auf- Holzfigur mit brennender Zi¬ 
garre im Mund, eine leere Rumflasche, 
einen Wedel aus Kräutern, eine mysteri¬ 
öse eingeschlagene Decke, weitere Klei¬ 
nigkeiten. Die Musik hört auf, das Licht 
verlöscht. Bevor der Magier vor das Pu¬ 
blikum tritt, streift mich kurz sein Blick. 
Er gibt mir die Hand, ich ahne, was das 
bedeutet. 

Seine Show beginnt mit Feuerspiele¬ 
reien, die beim Zugucken weh tun. Hier 
und bei weiteren Tricks bezieht er Män¬ 
ner aus dem Publikum auf unterschied¬ 
liche Weise mit ein. Alle werden mit dem 
Kräuterwedel befächert - natürlich auch 
zwischen den Beinen, was nicht nur die 


Kubanische Impressionen 

Damen im Publikum besonders amü¬ 
siert. 

Irgendwann wird die Decke aufge¬ 
schlagen, die voller Glasscherben ist. 
Durch die marschiert unser Magier mit 
sichtlichem Vergnügen. Das Knirschen 
und Knacken des zerbrechenden Gla¬ 
ses dröhnt ziemlich in den Ohren. Bevor 
ich mir weiter darüber Gedanken ma¬ 
chen kann, stehe ich plötzlich neben dem 
Meister und erfahre zunächst die heilende 
Behandlung des Kräuterwedels. „ Only to- 
night“flüstert der Mann mir zu, als er zwi¬ 
schen meinen Beinen angekommen ist. 

Dann legt er sich mir zu Füßen, mit 
dem Rücken auf die Glasscherben, ver¬ 
steht sich. Eine unmissverständliche 
Handbewegung fordert mich auf, den ei¬ 
nen Fuß aufseine Brust, den anderen auf 
seinen Bauch zu stellen. Meine Weigerung 
wird nicht akzeptiert. Also denn; den fol¬ 
genden Applaus verbuche ich - ein biss¬ 
chen - auch für mein Balancegefühl. 

Als ich ab steige, stellt der Magier sich 
tot und ein freundlicher Kubaner zischt 
mir ins Ohr „You killed him“. Mit Res¬ 
ten von Souveränität beuge ich mich nie¬ 
der, tätschle die Wange des „ Toten “ der 


alsbald die Augen aufschlägt und sich 
von mir aufhelfen lässt. Den Schluss-Ap¬ 
plaus überlasse ich ihm und verziehe mich 
schleunigst wieder an die Bar. Und verfol¬ 
ge den Rest der Voodoo-Show. 

★ 

Vor ein paar Tagen haben wir ein begeis¬ 
terndes Konzert des Buena Vista Social 
Club gesehen - zehn Sänger plus zwölf 
Instrumentalsten und ein Tanzpaar. Die 
Freiluft-Show riss das Publikum förmlich 
von den Stühlen, am Ende waren Bühne 
und Auditorium eins. 

Aber was die vier Schwarzen (darunter 
Sohn, Vater und Großvater) heute abend 
nach dem Voodoo-Auftritt mit einer (!) 
Gitarre, Bongos, Claves und einem Guiro 
ab ziehen, toppt den Social Club. Vor allem 
„ Opa“nimmt sich das weibliche Publikum 
vor und zieht eine Dame nach der ande¬ 
ren auf die Tanzfläche. Ein fetziger Abend. 
★ 

Beim Frühstück am nächsten Morgen las¬ 
se ich mir vom weiss bemützten Koch ein 
Omelett braten. Noch etwas verschlafen 
blicke ich in seine zwinkernden Augen - 
es sind die des Voodoo-Zauberers 

Adi Reiher 


Glosse von Guntram Hasselkamp 


Die Allparteienkoalition 


Da wächst zusammen was zusammen 
gehört. Was hatten sie nicht zuvor ge¬ 
tönt: Niemals! Unvorstellbar! Der bür¬ 
gerliche Polit-Zirkus lebt vom Streit - 
unter Brüdern (und Schwestern). Es 
soll ja so aussehen als hätte der „Wahl¬ 
pöbel“ eine Wahl. Und nun: Jeder mit 
jeder. Wenn es nach Gregor Gysi geht: 
„Die Linke“ mitten dabei. 

Es geht um die politischen Fut¬ 
tertröge. Wählerstimmen werden mit 
Geld aufgewogen. Und wenn es genü¬ 
gend sind, auch mit wohldotierten Ab¬ 
geordneten- und Ministersesseln. Um 
das (Agenda)-Regierungsprogramm 
braucht sich ohnehin niemand groß zu 
kümmern. Es ist von den Bertelsmän¬ 
ner und diversen anderen Think Tanks 
längst vor gedacht und wird von den 
Leitmedien täglich verkündet. Es heißt: 
Sparen, den Gürtel enger schnallen, 
Rationalisieren und Privatisieren. Und 
Kriege führen, um diese unsere heili¬ 
gen Werte in die Welt zu tragen. Es ist 
selbstredend auch das Programm der 
AfD. Gesucht wird bei der Wahl: Der/ 
die beste Kommunikator (in). 

Wer das für übertrieben hält, der 
wird nun wieder einmal eines Besse¬ 
ren belehrt. Schwarz-Oliv in Baden- 
Württemberg, Schwarz-Rosa-Oliv in 
Sachsen-Anhalt, Rosa-Gelb-Oliv in 
Rheinland-Pfalz. Der „Sachzwang“ 
AfD macht alles möglich. Es gehe um 
die „Existenz“ von CDU und CSU, 
raunt es aus München. „Wir müssen 
über parteipolitische Schatten sprin¬ 
gen“, verkündet der geschmeidige 
„Auschwitz“-Krieger Joseph Fischer 
bei einem Auftritt mit dem nicht weni¬ 
ger geschmeidigen Winfried Kretsch- 
mann, „und unabhängig, wo wir sor¬ 
tiert sind, anerkennen, was geleistet 
wird.“ Kretschmann, das ist CDU, und 
nicht mal mit Veggie-Day. Über die 
Geschmeidigkeit der SPD ist nicht viel 
zu sagen. Sie ist ja seit 1914 nur allzu 
bekannt. Die logische Frage: Warum 
überhaupt wählen gehen? 

Neoliberalismus heißt bekanntlich: 
Die Reichen sollen reicher werden 
und die Armen ärmer. Das ging lan¬ 
ge Zeit gut, Arme haben keine Lobby 
und das, was dazwischen lag und mit 
Mittelschicht nur arithmetisch unge¬ 
nau definiert ist, hoffte nicht zu den 
Verlierern zu gehören. Bekanntlich 
ein Irrtum. Den vielleicht zwei Mio. 
Flüchtlingen stehen in der EU 120 
Mio. „von Armut Bedrohte“ gegen¬ 
über. Nicht leicht zu verkraften, weil 
diese Mittelschicht aus vielerlei Grün¬ 
den zu den eifrigsten Verfechtern des 
neoliberalen Sozialdarwinismus ge¬ 
hört. Zu den Verlierern zu gehören, 
heißt da persönlich gescheitert zu sein. 
Und scheitern will niemand. Da aber 
der Neoliberalismus und die Requirie¬ 
rung der reichlich vorhandenen Pri¬ 


vatvermögen außerhalb der Diskussi¬ 
on stehen (vom Kapitalismus erst gar 
nicht zu reden) bleibt nur der Ausweg 
Externalisierung. Ein Sündenbock 
muss her. Die ewig-alte Krisenlösungs¬ 
strategie des Kleinbürgermilieus hat 
ein neues Vehikel: Die AfD. 

Es kamen die Flüchtlinge und der 
Untergang des Abendlandes in der Sil¬ 
vesternacht; der Sündenbock war ge¬ 
funden und die AfD boomt. Bezeich¬ 
nenderweise insbesondere da, wo es 
kaum Sündenböcke, dafür aber umso 
mehr neoliberale Zerstörung gibt. Und 
nun lautet die große, alte Erklärung für 
die ganz große Anti-AfD-Koalition: 
„Gemeinsamkeit der Demokraten“. 
Was gegen Links half, soll nun gegen 
Rechts helfen. Allerdings, diese Front¬ 
stellung ist ein Bluff. 

Das offizielle AfD-Bashing soll ver¬ 
schleiern, dass es in der entscheidenden 
Kernfrage deutscher wie auch deutsch¬ 
europäischer Politik diese Frontstel¬ 
lung überhaupt nicht gibt. Dass es im 
Gegenteil die große Gemeinsamkeit 
der neoliberalen Austeritätsfanatiker 
gibt, die sich allenfalls in Nuancen von 
Schäubles Nullfetischismus und Mer¬ 
kels „schwäbischer Hausfrau“ unter¬ 
scheiden. Auch für die AfD steht die 
neoliberale Agenda außer Frage. Nur 
brauner und nationalistischer sollte sie 
sein. Und wie es in der Euro/Europa- 
Frage aussähe, wenn es zum Schwur 
käme, ist noch lange nicht entschieden. 
Die „Alternative“ ist keine Alternative. 
Ihre Wähler jedenfalls haben von ihr 
ebenso wenig eine Lösung ihrer Prob¬ 
leme zu erwarten, wie von den etablier¬ 
ten neoliberalen Blockparteien. 

Der erste Effekt: Beschleunigung 
der neoliberalen Zurichtung der Ge¬ 
sellschaft. Wie in der Flüchtlingsfrage 
wird man die AfD zu verhindern su¬ 
chen, indem man sie im vorauseilen¬ 
den Gehorsam kopiert. Der Focus hat 
schon einmal sechs „Koalitions-Bom¬ 
ben“ ausgemacht, die nun „scharf ge¬ 
stellt“ werden würden. Prioritär der 
Kurswechsel in der Flüchtlingspolitik, 
dann die Blockade des SPD-Gesetzes- 
vorhabens zu Leiharbeit und Werk¬ 
verträgen, die Kassierung von Gabri¬ 
els Sozialpaket, und die Durchsetzung 
von Schäubles Sparhaushalt. 

Der zweite Effekt: Mit dem Schreck¬ 
gespenst AfD und dem exkommunika¬ 
tiven Kampfbegriff „Querfront“ sollen 
zögerliche „Bedenkenträger“ unter den 
„Demokraten“, speziell die Linke, auf 
die neoliberale Kriegs-Agenda einge¬ 
schworen werden. Gelänge es tatsäch¬ 
lich unter dem Label „Gemeinsamkeit 
der Demokraten“ die Linke strategisch 
ins neoliberale Boot zu holen, wäre mit 
dieser Landtagswahl der ganz ganz gro¬ 
ßen neoliberalen Blockpartei ein politi¬ 
scher Erdrutschsieg gelungen. 


Nur bei Gold Rente 

Betrachtungen zum deutschen Sportfördersystem 

Schwimmstar Franziska van Almsick, 
die vermutlich über die vorbildliche 
berufliche Förderung im sonst nur des 
Dopings geschmähten DDR-Sports 
Auskunft gibt. 

Könnte die Frage aufkommen, 
wozu man das „Sprungbrett“ brauch¬ 
te, da doch die Sporthilfe so erfolg¬ 
reich war? Eine Spur führt zum letz¬ 
ten Start der Sprinterin Sailer. Der 
fand beim Berliner Sportfest ISTAF 
letzten Sommer statt. Die Sailer wur¬ 
de in 11,37 Sek. fünfte und soll schon 
vorher angekündigt haben, ihr letz¬ 
tes Rennen zu bestreiten, weil sie sich 
künftig ihrem Beruf widmen muss. 
Der Innenminister hatte nun die Sai¬ 
ler eingeladen und verkündete, dass 
sie die erste „Sprungbrett“-Nutzerin 
sein werde und drei Jahre lang 1 000 
Euro im Monat ausgezahlt bekommt. 
Allerdings hat das „BMI-Sprungbrett“ 
nur ein jährliches Volumen von 600 000 
Euro, die aus dem Etat des Bundesin¬ 
nenministeriums zur Verfügung gestellt 
werden. Die Unterstützung soll künf¬ 
tig unmittelbar nach Ende der sportli¬ 
chen Laufbahn beginnen und bis zum 
Abschluss der Weiterqualifikation (ma¬ 
ximal drei Jahre) in Anspruch genom¬ 
men werden. Aufschlussreich: Um auf 
das „Brett“ zu gelangen, muss der Ath¬ 
let „Zugangskriterien“ erfüllen, die am 
„nachhaltigen“ sportlichen Erfolg be¬ 
messen werden. Also - auch dafür gilt: 
Nur bei Gold Rente! Klaus Huhn 


Karriere unserer Spitzensportler weiter 
befördern und Vorbilder für zukünftige 
Sportlergenerationen schaffen.“ 

Der Minister teilte bei dieser Ge¬ 
legenheit einmal mehr mit, dass - wie 
Verena Sailer - die Aktiven nicht nur 
Goldmedaillen erkämpft hatten, son¬ 
dern eben auch „unser Land bestens 
repräsentiert“ hatten. Deshalb nun 
also jenes „Sprungbrett“. Um allen Irr- 
tümern vorzubeugen: Wir gönnen der 
Verena die Drei-Jahres-“Rente“ von 
Herzen, wundern uns aber ein wenig, 
dass der Innenminister erst 2016 da¬ 
rauf kam, beim Weg der Medaillen- 
Athleten ins Arbeitsleben behilflich 
zu sein. Auch weil in der Bundesrepu¬ 
blik seit Jahr und Tag die „Deutsche 
Sporthilfe“ existiert, die die Erfindung 
des „Sprungbretts“ mit einem dezen¬ 
ten Hinweis auf die eigenen Bemühun¬ 
gen ergänzte: „Derzeit genießen rund 
3 800 erfolgreiche und hoffnungsvol¬ 
le Nachwuchs- und Spitzensportler 
deren Förderung - über 47 000 sind 
es bereits seit der Gründung im Jahr 
1967. In dieser Zeit hat die Sporthilfe 
über 400 Millionen Euro aufgewendet 
und Athleten aus über 50 Sportarten 
unterstützt. Die Fördersumme lag in 
der vergangenen Olympiade bei jähr¬ 
lich zwischen 10 und 12,5 Millionen 


Der rote Kanal 


Wie heiratet man einen König?, 

DDR 1969 

Der Märchenfilm basiert auf 
dem GrimnTschen Märchen „Die 
kluge Bauerntochter“. In der DEFA- 
Produktion versucht die Bauerstoch¬ 
ter als Königin, den Reichtum von 
oben nach unten zu verteilen. Altba¬ 
cken? Mitnichten. Top aktuell und bit¬ 
ter nötig. 

An den Feiertagen zahlreiche weitere 
Märchenfilme aus den sozialistischen 
Ländern? 

Mo., 28.3., 16.45-18.00 Uhr, mdr 

Stadt ohne Maske, USA 1948 

„Ein fantasievoll zusammengestellter 
Blick auf das Leben auf New Yorks 
Straßen“, nannte die New York Times 
den Film Noir von Jules Dassin. Der 
Regisseur konnte noch einen weiteren 
Film (Gefahr in Frisco) in den USA 
drehen, erhielt dann wegen seiner frü¬ 
heren Mitgliedschaft in der kommu¬ 
nistischen Partei Berufsverbot und 
emigrierte Anfang der 1950er Jahre 
nach Europa. 

Mo., 28.3., 21.35-23.05 Uhr, arte 


Die große Stromlüge, F 2015 

Frost und Kälte fordern auch in Eu¬ 
ropa noch immer Todesopfer. In den 
letzten Jahren wurde eine längst über¬ 
wunden geglaubte Gefahr wieder ak¬ 
tuell: Vielen Menschen fehlt das Geld, 
um ihre Wohnungen angemessen zu 
beheizen. „Günstigere und umwelt¬ 
freundlichere Energie“ hatten die 
EU-Mitgliedstaaten einst verspro¬ 
chen. Warum sind die Stromrechnun¬ 
gen noch immer so hoch? 

Di., 29.3., 20.15-21.35 Uhr, arte 

NSU - Die Täter, D 2016 

Drei Spielfilme über die Mörder vom 
Nationalsozialistischen Untergrund 
zur Hauptsendezeit? Wenn das mal 
keine Verharmlosung ist. Heute der 
erste Teil. 

Mi., 30.3., 20.15-22.00 Uhr 

Reiches Bayern, arme Alte, D 2016 

Bayern, das vorgebliche Muster-Bun¬ 
desland: Aber trotzdem ist jeder fünf¬ 
te Bayer ab 65 von Altersarmut be¬ 
droht, der Höchstwert für Deutsch¬ 
land. 

Mi., 30.3., 20.15-21.00 Uhr, 3sat 


I nnenminister de Maiziere ließ sich fei¬ 
ern. Nicht in seinem Amt, wo er ja der¬ 
zeit wieder mal viel Ärger hat, sondern 
bei den Sportlern. Denen spendierte er 
eine neue „Rente? die er „BMI-Sprung- 
brett“ taufen ließ und die einmal mehr 
nach Jahrzehnten ein Kapitel DDR-Sys- 
tem kopiert. Das „Sprungbrett“ - so der 
offizielle Titel - soll den „in Zusammen¬ 
arbeit mit der Deutschen Sporthilfe er¬ 
folgreichen Athletinnen und Athleten 
ermöglichen, im Anschluss an ihre Leis¬ 
tungssportkarriere eine berufliche oder 
wissenschaftliche Weiterqualifikation zu 
erlangen. Aufgrund des zeitintensiven 
Leistungssports kann damit oft nicht 
begonnen oder eine entsprechende be¬ 
rufliche Qualifikation noch nicht abge¬ 
schlossen werden.“ Dieses Manko hat¬ 
te der Innenminister jetzt entdeckt und 
beiseite geräumt. Die erste Athletin, 
die davon profitiert ist die Sprint-Eu¬ 
ropameisterin von 2010, Verena Sailer, 
inzwischen Masterstudentin der Wirt¬ 
schaftspsychologie. Der Innenminister: 
„Wir sehen uns in der Pflicht, herausra¬ 
gende Top-Athleten nach Beendigung 
ihrer aktiven Laufbahn bei ihrem Schritt 
in die berufliche Karriere zu unterstüt¬ 
zen. Denn wir wollen, dass unsere Top- 
Athleten auch im Arbeitsmarkt erfolg¬ 
reich ankommen. Sie haben unser Land 
bestens repräsentiert und dafür auf vie¬ 
les verzichtet. Ihre sportlichen Erfolge 
haben wir bejubelt. Jetzt wollen wir ge¬ 
meinsam mit der Sporthilfe die duale 



Wesentliches Standbein der Sportför¬ 
derung: die Bundeswehr. 


Euro. Die Leistungen der Sportler bei 
internationalen Wettkämpfen sind da¬ 
bei das entscheidende Kriterium, im 
Nachwuchsbereich wird besonders die 
Leistungsperspektive berücksichtigt. In 
fast fünf Jahrzehnten Tätigkeit für den 
Spitzensport hat die Sporthilfe wirksa¬ 
me und zeitgemäße Förderkonzepte für 
ihre Athleten entwickelt.“ 

Erwähnt werden soll auch ein Um¬ 
stand, der im bundesdeutschen Sport 
blanke Rarität ist: Chef des Sporthil¬ 
fe-Aufsichtsrats ist ein gewisser Wer¬ 
ner E. Klatten, aber eine der beiden 
Vizepräsidentinnen ist der DDR- 




















